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Beginn: 10:02 Uhr

Präsident Torsten Geerdts:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die 25. Ta-
gung des Schleswig-Holsteinischen Landtags. Das
Haus ist ordnungsgemäß einberufen und be-
schlussfähig. Erkrankt sind die Kolleginnen Luise
Amtsberg und Silke Hinrichsen. Wir wünschen bei-
den von dieser Stelle aus gute Besserung.

(Beifall)

Beurlaubt am heutigen Nachmittag ist Herr Abge-
ordneter Dr. Ralf Stegner.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möch-
te Sie bitten, sich von Ihren Plätzen zu erheben.

(Die Anwesenden erheben sich)

Im stolzen Alter von 92 Jahren ist am 25. Januar
2012 der frühere Landtagsabgeordnete Hans
Schwalbach verstorben. Er gehörte diesem Hause
von 1971 bis 1979 als Mitglied der SPD-Fraktion
an. In dieser Zeit war er Mitglied des Innen- und
des Wirtschaftsausschusses, dessen Vorsitz er in
der 7. Wahlperiode auch innehatte. Als stellvertre-
tendes Mitglied arbeitete er überdies im Finanzaus-
schuss und im Landesplanungsausschuss mit.

Hans Schwalbach, der 1919 in Leipzig geboren
wurde und eine kaufmännische Ausbildung durch-
lief, wurde im November 1945 zunächst stellvertre-
tender Vorsitzender der ÖTV Lüneburg. Von 1948
bis 1953 war er deren Geschäftsführer, bevor er ab
1954 zum stellvertretenden Bezirksvorsitzenden der
ÖTV für Schleswig-Holstein und Nordost-Nieder-
sachsen aufstieg. 1972 übernahm er den ÖTV-Be-
zirksvorsitz und wurde zugleich Mitglied des
Hauptvorstands seiner Gewerkschaft.

Hans Schwalbach war ein durch und durch politisch
denkender Mensch. Nach den finsteren Jahren in
Deutschlands Geschichte begriff er es als eine umso
größere Verpflichtung, sich über die Gewerk-
schaftsarbeit hinaus für das Werden und Gedeihen
der noch jungen Demokratie einzusetzen. Sein Weg
führte ihn deshalb 1949 in die SPD, der er bis ins
hohe Alter treu blieb.

Mit Hans Schwalbach haben die Sozialdemokraten
in Schleswig-Holstein einen aufrechten, unbeugsa-
men Mitstreiter verloren, der sich für soziale Ge-
rechtigkeit, Arbeitnehmerrechte und das solidari-
sche Miteinander in unserer Gesellschaft stark-
machte. Er war ein geradliniger Mensch mit Ecken
und Kanten, der sich vor allem von einem leiten
ließ: stets glaubwürdig und sich selbst treu zu blei-

ben. Das war unbequem - auch für die eigene Par-
tei, gegen die er sich in der Atomdebatte der 70er-
Jahre stellte.

Aber es zeugt auch von dem demokratischen Geist
und Selbstverständnis der „Generation des Neuan-
fangs“ in den Nachkriegsjahren. Deshalb wiegt es
für uns alle schwer, so unerschütterliche und über-
zeugende Politiker wie Hans Schwalbach zu verlie-
ren, der für seine Verdienste um unser Land mit
dem Verdienstkreuz 1. Klasse des Verdienstordens
der Bundesrepublik Deutschland ausgezeichnet
wurde.

Meine Damen und Herren, der Schleswig-Holstei-
nische Landtag gedenkt seines früheren Abgeordne-
ten Hans Schwalbach in Dankbarkeit und vollem
Respekt. Unsere Anteilnahme gilt seinen Angehöri-
gen.

Ich bitte Sie nun, einen Moment im Gedenken an
unseren verstorbenen Kollegen innezuhalten.

Sie haben sich zu Ehren des Verstorbenen von Ih-
ren Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen.

Meine Damen und Herren, die Fraktionen von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der SPD sowie
die Fraktion DIE LINKE haben im Wege der
Dringlichkeit mit der Drucksache 17/2302 (neu)
einen Antrag vorgelegt.

Keine Verschiebung des Ausbaus der Oststrecke
des Nord-Ostsee-Kanals

Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, SPD und DIE LINKE
Drucksache 17/2302 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Ich lasse über die Dringlichkeit des Antrags Druck-
sache 17/2303 (neu) abstimmen. Es gilt das Erfor-
dernis der Zweidrittelmehrheit der abgegebenen
Stimmen. Wer die Dringlichkeit bejaht, den bitte
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Die Dringlichkeit ist mit der
erforderlichen Mehrheit von zwei Dritteln bejaht.
Ich schlage Ihnen vor, den Antrag als Punkt 46 A in
die Tagesordnung aufzunehmen. Die Parlamentari-
schen Geschäftsführer mögen sich über die Rede-
zeiten verständigen und mir einen Vorschlag für
den Zeitpunkt des Aufrufs machen.

Ich habe Ihnen eine Aufstellung der im Ältestenrat
vereinbarten Redezeiten übermittelt. Der Ältesten-
rat hat sich verständigt, die Tagesordnung in der
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ausgedruckten Reihenfolge mit folgenden Maßga-
ben zu behandeln: Zu den Tagesordnungspunkten
4, 8, 9, 10, 14 bis 18, 22, 27, 47, 50 bis 53 sowie
55, 56 und 62 ist eine Aussprache nicht vorgesehen.

Von der Tagesordnung abgesetzt werden sollen die
Tagesordnungspunkte 5, 20, 39, 46, 59 und 60.

Zur gemeinsamen Beratung sind folgende Tages-
ordnungspunkte vorgesehen: 13 und 40 - Gesetz-
entwurf zur Ausführung von Artikel 53 der Landes-
verfassung und Bericht zu den Auswirkungen des
Jahresabschlusses 2011 -, 26 und 41 - Anträge zum
Flughafen Lübeck-Blankensee -, 30 und 54 - Anträ-
ge zur Bundeswehrreform und zu Standortschlie-
ßungen sowie Beschäftigungsmöglichkeiten. Ge-
meinsam beraten werden die Tagesordnungspunkte
23, 43 und 58 - Anträge zu einer Gemeinsamen Be-
rufsbildungskonferenz, zur Neugestaltung des
Übergangs von Schule zu Beruf sowie der Bericht
über Regionale Berufsbildungszentren. Ebenfalls
zur gemeinsamen Beratung aufgerufen werden die
Tagesordnungspunkte 25, 28, 31, 33, 34, 36 und 37.
Das sind Anträge zur Bildungspolitik, zum Unter-
richtsausfall, zum Friesischunterricht, zum Ausbau
der Lese-, der mathematischen und Sprachförde-
rung sowie zu Lehrerstellen und zum Betreuungs-
geld.

Anträge zu einer Fragestunde liegen nicht vor.

Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, die
Wahl der Mitglieder für die 15. Bundesversamm-
lung zur Wahl des Bundespräsidenten noch in der
laufenden Plenartagung durchzuführen. Ich schlage
vor, die Wahl als Tagesordnungspunkt 18 A in die
Tagesordnung einzureihen und am Freitag um circa
14:30 Uhr nach der Debatte des gesetzten Tages-
ordnungspunkts 32 zur Abstimmung aufzurufen.

Wann die weiteren Tagesordnungspunkte voraus-
sichtlich aufgerufen werden, ergibt sich aus der Ih-
nen vorliegenden Übersicht über die Reihenfolge
der Beratungen in der 25. Tagung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Ver-
fassungsorgane des Bundes gedenken am morgigen
Donnerstag mit einem zentralen Staatsakt der Opfer
rechtsextremistischer Gewalt. Aus diesem Anlass
ist bundesweit dazu aufgerufen worden, den Staats-
akt parallel mit einer Schweigeminute zu begleiten.

Die Fraktionen des Schleswig-Holsteinischen
Landtags sind übereingekommen, sich diesem Auf-
ruf anzuschließen. Ich weise daher darauf hin, dass
die morgige Sitzung um 12 Uhr zum Gedenken an
die Opfer rechtsextremistischer Gewalt unterbro-
chen wird. Ich bitte auch die Gäste sowie Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter im Landeshaus, sich zu
beteiligen.

Wir werden heute und morgen jeweils eine zwei-
stündige Mittagspause einlegen. Am Freitag ist eine
verkürzte Mittagspause in der Zeit von 13 bis
14 Uhr vorgesehen; darüber hinaus wird die Sit-
zung Freitag um 9 Uhr beginnen. - Ich höre keinen
Widerspruch, dann werden wir so verfahren.

Auf der Zuschauertribüne begrüße ich unsere Gä-
ste, Schülerinnen und Schüler sowie deren Lehr-
kräfte vom Gymnasium Schenefeld sowie von der
Gemeinschaftsschule Am Brook in Kiel. - Seien Sie
uns herzlich willkommen im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag!

(Beifall)

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde
Finanzielle Situation der Hochschulen in Schles-
wig-Holstein

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich dem Herrn Fraktionsvorsitzenden Dr. Ro-
bert Habeck das Wort.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Guten
Morgen! Am 6. Juni 2011 antwortet Jost de Jager
auf eine Kleine Anfrage meines Kollegen Rasmus
Andresen, ob er die Auffassung der Landesrekto-
renkonferenz teile, dass der Hochschulsektor in
Schleswig-Holstein eine Unterfinanzierung von
32 Millionen € aufweise, kurz und bündig mit Nein.
Am 29. September antwortet das Ministerium auf
eine weitere Kleine Anfrage desselben Abgeordne-
ten, ob eine Taskforce oder Arbeitsgruppe der Lan-
desregierung zur Bewältigung des Studierendenan-
sturms eingerichtet werden sollte, mit Nein. „Sind
Nachverhandlungen des Landes mit der Bundesre-
gierung zu Studienanfängerplatzkontingenten in
Schleswig-Holstein geplant? Wenn ja, wann rech-
net die Landesregierung mit Ergebnissen?“, wollten
wir wissen. Antwort in der de jagerschen Brevitas:
nein.

Dann die Überraschung: Am 11. Februar 2012 steht
in der Zeitung unter der Überschrift „Unis droht
Überlastung“:
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“Für die überraschende Entwicklung machte
de Jagers Sprecherin vor allen Dingen vier
Gründe verantwortlich: die Aussetzung der
Wehrpflicht, die doppelten Abiturjahrgän-
ge …, den ohnehin steigenden Anteil an Ab-
iturienten sowie die Öffnung von Hoch-
schulen für beruflich Qualifizierte."

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Donnerwetter!)

Meine Damen und Herren, wollen Sie uns für
dumm verkaufen?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Das Bundeskabinett beschloss die Abschaffung der
Wehrpflicht am 15. Dezember 2010. Dass es 2011,
2012 und 2013 zu doppelten Abiturjahrgängen
kommt, geht auf Beschlüsse zurück, die 2004, 2005
und 2006 gefällt wurden. Danach gibt es noch einen
doppelten Abiturjahrgang 2016, wenn Schleswig-
Holstein so weit ist. Das wollten Sie nicht wissen? -
Ich lache mich schief.

Die Quote der Studienanfänger steigt im Übrigen
seit Beginn der Gründung der Bundesrepublik kon-
tinuierlich, und das ist gut so. Das Hochschulgesetz
ist 2007 und 2011 von dieser Regierung ein zweites
Mal für den Einstieg von beruflich Qualifizierten
geändert worden. Nichts an der Situation der Hoch-
schulen ist überraschend.

Auch die Haltung des Ministeriums ist von einer
bemerkenswerten Kontinuität: lavieren, sich treiben
lassen, aussitzen und dann überrascht tun. Unter der
Verantwortung von Minister de Jager sollten erst
eine ganze Uni und ein Studiengang in Flensburg
geschlossen werden. Dann ließ sich die Regierung
bei der Zustimmung zum Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz über den Tisch ziehen. Dann sollten
die Studienplätze, die das Land gemäß Hochschul-
pakt II aufbauen sollte, geldwert abgestoßen wer-
den. Minister de Jager nannte das in der Fragestun-
de zur Schließung der Universität „Emissionshan-
delsverfahren“. Wenn ein Wissenschaftsminister
Studienplätze als „Emissionen“ bezeichnet, dann
darf man sich nicht wundern, wenn seinem Haus
wirklich langfristige Entwicklungen überraschend
anmuten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Ja, zwischen 2007 und 2010 hat das Land 4.000
neue Studienplätze geschaffen und nach dem Ge-
rumpel um den Hochschulpakt II bis 2015 noch

einmal eine Zusage für 1.263 neue Studienplätze
gegeben.

(Heike Franzen [CDU]: Sehr gut!)

Jetzt gibt es nach dem KMK-Bericht, der Auslöser
des Zeitungsberichts war - wenn er denn der Auslö-
ser war -, ab 2015 einen zusätzlichen Bedarf von
400, 800 und 900 Studierenden - davon abgesehen,
dass die Situation für die Studierenden an den
Hochschulen des Landes schon jetzt angespannt ist,
um es milde auszudrücken.

2.000 Studierende mehr in gut drei Jahren sind ers-
tens eine gute Nachricht, zweitens sicherlich keine
geringe Herausforderung für ein kleines Land wie
Schleswig-Holstein und drittens sicherlich auch
kein Grund, Panik zu schieben, wie es das Ministe-
rium jetzt zu tun scheint. Es ist ein lösbares Pro-
blem, wenn man aufhört, zu lavieren, sich treiben
zu lassen, auszusitzen und dann überrascht zu tun.

Es war falsch und nochmals falsch, dem Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz und seinen Steueraus-
fällen zuzustimmen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Es war falsch, die Grunderwerbsteuer nicht schon
früher zu erhöhen, wie es von uns im Zusammen-
hang mit neuen Studienplätzen gefordert wurde,

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

oder eine Änderung des Finanzierungsschlüssels für
Forschungseinrichtungen nicht anzugehen. Nichts
davon haben Sie unternommen.

Dass wir die Ankündigung, das Kooperationsver-
bot zu kippen, begrüßen, ist logisch; es war ja letzt-
lich unser Antrag. Er wurde im Übrigen im Dezem-
ber 2010 mit den Stimmen aller Fraktionen be-
schlossen. Wenn ein Minister über ein Jahr braucht,
um einen Antrag auf den Weg zu bringen, und sich
dann dafür in der Zeitung feiern lässt, dann trapst
die Nachtigall.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Herr Minister de Jager, Sie haben in den zweiein-
halb Jahren als Wissenschaftsminister den Hoch-
schulen Verdruss für eine volle Legislatur bereitet.
Planungssicherheit, Perspektive, überhaupt Sicher-
heit konnten die Hochschulen nicht erwarten. Was
Minister Klug den Schulen, sind Sie den Hoch-
schulen.
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(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Daniel Günther das Wort.

Daniel Günther [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Zum wiederholten Male - ich habe die Re-
den der letzten Landtagssitzungen mitgebracht - un-
terhalten wir uns über das Thema Hochschulfinan-
zierung, immer wieder aus derselben Ecke bean-
tragt. Immer, wenn irgendetwas in der Zeitung
steht, irgendein Artikel von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN gelesen wird, wird das Thema in den
Landtag gezogen. Das ist aus meiner Sicht Politik
nach Presselage und hat überhaupt nichts mit lang-
fristiger Politik zu tun, die Sie ja von der Regierung
einfordern.

Wenn wir auf Sie hören würden, wenn irgendwo
einmal ein dramatischer Artikel in der Zeitung
steht, und wir Ihren Anträgen folgen würden, wie
vor drei Monaten, als wir hier zusammensaßen und
Sie einen Antrag zum Thema Wohnraumförderung
eingebracht und von „dramatischer Situation an den
Hochschulen“ gesprochen haben, hätten wir mit
Millioneninvestitionen staatliche Förderprogramme
in die Welt gesetzt, um dieses Problem zu lösen.

(Zuruf des Abgeordneten Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Wahrheit ist: Drei Monate später lesen wir in
den Zeitungen, dass die Hochschulen das Problem
selbst gelöst haben.

(Beifall bei CDU und FDP)

Deswegen war es richtig, dass wir uns von Ihnen
nicht haben in die Irre führen lassen.

Diese Koalition von CDU und FDP ist die Koaliti-
on der Bildungsinvestitionen im Hochschulbereich.

(Beifall bei CDU und FDP - Lachen bei SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich mache dem Kollegen Habeck keinen Vorwurf;
er ist kein Hochschulexperte, aber er hat Leute in
der Fraktion, die etwas davon verstehen. Anstatt
sich mit den tatsächlichen Zahlen zu beschäftigen,
beziehen Sie sich nur auf Artikel, die Sie in der Zei-
tung gelesen haben. In den Haushaltsjahren
2011/2012 steigen die Landesmittel für die Hoch-
schulen von 409 Millionen auf 427 Millionen €.

2009 bis 2012 - das ist der Zeitraum, für den diese
Landesregierung Verantwortung trägt - sind die
Landeszuschüsse für die Forschungsinstitute von
23 Millionen auf 30 Millionen € angehoben wor-
den, für die Hochschulen von 254 Millionen auf
269 Millionen €, für den Forschungsbereich insge-
samt von 63 Millionen auf 70 Millionen €. Trotz
der schwierigen Haushaltslage haben wir einen
Schwerpunkt bei der Bildung, bei den Hochschulen
gesetzt. Ich halte das für eine richtige Maßnahme,
die wir getroffen haben.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wenn Sie uns nicht daran hindern, wird das auch in
den nächsten Jahren so weitergehen. Denn es ist ge-
plant, dass in Lübeck - das haben Sie eben ange-
sprochen - 2013 das Fraunhofer Institut errichtet
wird. Das kostet das Land 43,5 Millionen €, die wir
gern investieren, weil uns die Hochschulen am Her-
zen liegen.

Im Wesentlichen müssen wir uns heute über drei
Punkte unterhalten. Der erste, den ich als Hinter-
grund dafür vermutet habe, dass Sie das heute auf
die Tagesordnung nehmen wollten, ist die erfolgrei-
che Bundesratsinitiative unseres Wissenschafts-
ministers, in der es darum geht, die Hochschulfi-
nanzierung neu zu regeln.

Herr Habeck, seien Sie bitte ehrlich, auch Sie haben
vor dem Hintergrund der ganzen Diskussion, bei
der wir wissen, dass es im Schulbereich erhebliche
Widerstände von einigen Bundesländern geben
wird, nicht damit gerechnet, dass das ohne Weiteres
möglich wird. Dass sich doch viel mehr Bundeslän-
der zum Hochschulbereich bekannt haben, dass par-
allel die Bundesbildungsministerin eine Erklärung
abgegeben und für den Bund gesagt hat: „Ja, die In-
itiative aus Schleswig-Holstein ist richtig; es ist
falsch gewesen, dass wir als Bund in die Hoch-
schule nicht investieren können, gut, dass Schles-
wig-Holstein das macht!“, ist goldrichtig. Sie reden
immer nur über Initiativen, wir ergreifen sie auch.

(Beifall bei CDU und FDP)

Beim Thema Hochschulfinanzierung müssen wir
uns sicherlich auch über das Urteil zur W-Besol-
dung unterhalten. Denn das hat nicht nur Auswir-
kungen auf Hessen, sondern es wird auch Auswir-
kungen auf Schleswig-Holstein haben. Wir haben
mit einer Veränderung des Besoldungsrechts einige
der vom Urteil kritisierten Tatbestände, insbesonde-
re was die Anrechenfähigkeit für das Ruhegehalt
angeht, schon aus der Welt geschafft. Aber es sind
weitere Regelungen notwendig, die in der nächsten
Wahlperiode beschlossen werden müssen. Es wird
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zu einer Anhebung des Grundgehalts kommen
müssen. Bei unserer finanziellen Haushaltslage
werden wir darüber debattieren müssen, ob die Lei-
stungszulagen, die ja nicht auf einer gesetzlichen
Grundlage, sondern auf der Grundlage einer Ver-
ordnung gewährt werden, in Zukunft in dieser Höhe
noch fließen können. Wenn man das ausrechnet
und wir das Gehalt so anpassen, wie das vom Ge-
richt gefordert wird, kostet das das Land Schles-
wig-Holstein etwa 4 Millionen €. Das werden wir
uns in den nächsten Jahren nicht leisten können.
Um aber weiterhin Leistungszulagen zahlen zu
können, werden wir uns darüber unterhalten müs-
sen, wie wir das anpassen.

Der letzte Punkt - ich vermute, das war dann der
wirkliche Aufschrei, der Sie dazu getrieben hat,
sich heute über dieses Thema zu unterhalten - ist
die Prognose der Studierendenzahlen. Da frage
ich mich ganz ehrlich: Haben Sie den Bericht ei-
gentlich gelesen? Das Drama, das Sie hier in
Schleswig-Holstein veranstalten, hätte man in
NRW veranstalten müssen, dort, wo Rot-Grün re-
giert. Da hätte man das machen können.

(Beifall bei CDU und FDP - Glocke des Prä-
sidenten)

Präsident Torsten Geerdts:

Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Daniel Günther [CDU]:

Von 2011 bis 2015 haben wir in Schleswig-Hol-
stein 200 Studienplätze mehr als prognostiziert, in
Nordrhein-Westfalen sind es 66.000 Studienplätze.
Wir haben mit unserer Prognose richtig gelegen.
Von daher ist die Kritik, die Sie hier äußern, völlig
ungerechtfertigt. Wir befinden uns auf einem guten
Weg, und wir werden die zusätzlichen Studienplät-
ze auch in den Jahren 2015 bis 2020 zur Verfügung
stellen. Da können sich die Menschen auf die CDU
verlassen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn
Abgeordneten Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es war
ja in Ansätzen tatsächlich gerade Aschermittwoch.
Diese Koalition als die „Koalition der Investitionen

in Bildung“ zu beschreiben, diese Idee hatten Sie ja
bisher nicht einmal selbst. Dazu kam der Applaus
auch entsprechend spärlich. Fragen Sie doch einmal
in Flensburg oder in Lübeck oder in den Schulen
nach, ob man das, was hier passiert ist, als die Ko-
alition der Investitionen in Bildung wahrgenommen
hat.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben aus meiner Sicht vier Themenblöcke,
über die wir heute Vormittag sprechen müssen. Das
eine ist tatsächlich die Frage der steigenden Zahl
der Studierenden. An der Entwicklung ist in der
Tat wenig Überraschendes. Es gibt die Doppeljahr-
gänge an den Schulen. Da war von vornherein ab-
sehbar, wann das für welches Bundesland aktuell
wird. Schleswig-Holstein wird 2016 mit einem
Doppeljahrgang dran sein. Das ist relativ planbar
und kam erwartet.

Wir haben als Zweites den Bereich der abgeschaff-
ten Wehrpflicht. Da hatten wir mit Herrn von Gut-
tenberg einen Bundesminister, der tatsächlich rela-
tiv unerwartet und schnell tätig geworden ist, als er
noch tätig werden durfte. Das musste kurzfristig
eingeplant werden. Da würde ich auch zugestehen,
dass man in der Kürze der Zeit vielleicht nicht alles
optimal vorbereiten konnte.

Drittens haben wir einen Bereich, den wir nicht un-
ter der Überschrift „Studierendenschwemme“ oder
einem ähnlich negativ belegten Wort diskutieren
sollten, denn das ist einer, über den wir uns freuen
sollten. Wir haben mehr junge Menschen mit Hoch-
schulzugangsberechtigung, die auch studieren wol-
len. Das ist ein Grund zur Freude und eine Chance
für unser Land.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Das liegt einerseits daran - wir haben es gehört -,
dass sich mehr Abiturienten dafür entscheiden zu
studieren. Das liegt aber auch daran, dass wir die
Zugänge für Menschen mit einer beruflichen Aus-
bildung zu den Hochschulen erleichtert haben. Das
ist durchaus positiv. Jährlich 100 bis 1.700 Plätze
zusätzlich werden wir schaffen müssen. Daran soll-
ten wir arbeiten.

Der zweite Bereich, über den wir heute sprechen
müssen, ist der, der die Professoren betrifft. Das
könnte man möglicherweise auch mit der Über-
schrift „weniger Professoren“ beschreiben. Wenn
wir feststellen, dass eine Summe X im Topf ist, die
für die Professoren für das Land zur Verfügung
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steht, diese zukünftig aber mehr Geld bekommen
müssen, besteht die Gefahr, dass man das in diese
Richtung löst. Die andere Variante wäre, von den
Leistungszulagen abzugehen und die Grundgehäl-
ter zu erhöhen. Dann müssten wir mit unseren
Hochschulen sprechen, ob sie damit dann noch die
besten Leute bekommen können. Es gibt Aussagen
einiger Hochschulen, die sagen, das werde dann
nicht mehr gehen, weil man nicht mehr bestimmte
Spitzenkräfte locken kann.

Das ist ein Bereich, auf den wir in Schleswig-Hol-
stein nur bedingt Einfluss ausüben können. Ich
würde mich freuen, wenn wir bundesweit zu einer
einheitlichen Lösung kommen könnten, damit wir
nicht im Hochschulbereich in einen föderalistischen
Wettbewerb kommen, der dazu führt, dass Länder
mit einem schwächeren Haushalt zwangsweise
auch die mit schwächeren Universitäten werden.

Der dritte Bereich lässt sich überschreiben mit
„mehr Bund“. Ohne „mehr Bund“ wird es nicht ge-
hen. In der nächsten Legislaturperiode läuft der
Hochschulpakt aus. Da läuft auch der Pakt für
Forschung und Entwicklung aus, und es läuft die
Exzellenzinitiative aus. Das heißt, wir stehen
grundsätzlich vor der Frage, wie es dann mit der
Kooperation von Bund und Ländern im Bildungs-
und Wissenschaftsbereich weitergeht. Aus meiner
Sicht kann die Antwort nur lauten, dass wir mit
dem Bund zu einer Regelung kommen müssen,
nach der er sich auch an der Grundfinanzierung der
Hochschulen beteiligt.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vielleicht kurz am Rand: Wenn wir es schaffen,
dass sich der Bund an einer auskömmlichen
Grundfinanzierung beteiligt, und wenn wir es
schaffen, dass unsere Hochschulen ausfinanziert
sind, dann kann von mir aus der zuständige Bun-
desminister jährlich eine Ehrendoktorwürde einer
Hochschule seiner Wahl bekommen.

(Heiterkeit)

Vierter Bereich: An dieser Stelle über die Drittmit-
tel zu sprechen, passt nicht ganz. Vielleicht nur
kurz dazu: Wir haben zu konstatieren, dass der An-
teil der Drittmittel an der Hochschulfinanzierung
in den vergangenen Jahren stetig gestiegen ist. Das
wird von einigen Ecken im Haus empört abgelehnt.
Das ist aber gar nicht dramatisch, zumindest dann,
wenn man sich anschaut, woher diese Drittmittel
kommen. Wenn die Deutsche Forschungsgemein-
schaft jährlich 2,3 Milliarden € bewegt, dann ist das
zunächst einmal positiv und nicht aus ideologischen

Gründen abzulehnen. Auch wenn sich die Wirt-
schaft aus berechtigten Interessen heraus an be-
stimmten Forschungsvorhaben beteiligt, ist das für
mich zunächst einmal nicht schlimm. Wichtig ist
nur, dass wir die Hochschulen nicht dahin bringen,
dass sie sich ihre Grundfinanzierung über Dritt-
mittel besorgen müssen, sondern da müssen wir zu
unserer Verantwortung stehen und sagen: Die
Grundfinanzierung sichern wir, was darüber hin-
ausgeht, ist gut.

Was nicht geht, ist eine Landesregierung, die ein
Hochschulkonzept nur auf Zwang vorlegt, ist eine
Landesregierung, die sich überlegt, Hochschulen zu
schließen, ist eine Landesregierung oder sind regie-
rungstragende Fraktionen, die im Dialogforum mit
den Hochschulen den Dialog mit den Hochschulen
konsequent durch Nichtteilnahme verweigern. Was
natürlich auch nicht geht, sind Studiengebühren -
da sind wir uns alle einig - und ist, Herr Minister,
ein Wissenschaftsminister, der im Bildungsaus-
schuss häufiger fehlt als er anwesend ist.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die FDP-Fraktion erteile ich der Frau
Abgeordneten Kirstin Funke.

Kirstin Funke [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kollegen und
Kolleginnen! Die Hochschulfinanzierung ist in die-
sem Hohen Haus in dieser Legislaturperiode ein
Dauerbrenner, so auch in den Jahren zuvor. Des-
halb fragt man sich natürlich, was genau jetzt gera-
de so aktuell ist, dass dieses Thema Gegenstand ei-
ner Aktuellen Stunde ist. Herr Dr. Habeck, ich habe
in Ihrer Rede eine Begründung dafür vermisst,
warum Sie diese Aktuelle Stunde beantragt haben.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Sie haben in Ihrer Rede keinen Bezug auf die Grün-
de genommen, weshalb Sie diese Aktuelle Stunde
beantragt haben. Vielleicht hätten Sie Ihren na-
mentlich erwähnten Kollegen reden lassen sollen.
Der hätte vielleicht ein paar Ideen skizzieren kön-
nen, wie sich die Grünen eine zukünftige Hoch-
schulfinanzierung vorstellen, wie Sie meinen, dass
Sie hier das Land voranbringen könnten. Dazu ha-
ben Sie hier heute nichts beigetragen. Es waren nur
Plattitüden, die Sie an diesem Punkt schon immer
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gebracht haben. Ich denke, das reicht einfach nicht
aus.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Aktuell sind allein die in Ihrem Antrag eingereich-
ten Punkte. Das sind die neuen statistischen Hoch-
rechnungen über die Studierendenzahlen und auch
das jüngste Bundesverfassungsgerichtsurteil zur
Besoldung von Professoren in Hessen.

Es ist - da stimme ich allen Vorrednern zu - erfreu-
lich, dass mehr junge Menschen ein Hochschulstu-
dium ergreifen, dass sie nicht nur die Berechtigung
dazu erhalten, sondern dieses auch ergreifen. Die
steigenden Studierendenzahlen stellen natürlich
auch die Politik vor neue Fragen und vor neue Her-
ausforderungen. Sie haben leider nicht geliefert.
Wenn die Studienanfängerzahlen höher sind als zu-
vor, müssen wir natürlich auch schauen, was das
für Schleswig-Holstein bedeutet.

Zum einen haben wir - das ist nicht neu, das geben
jetzt nur mit aktuellen Zahlen die Statistiken wieder
- den doppelten Abiturjahrgang 2016, und zum
anderen haben wir - das ist das Neue, deswegen
brauchten wir auch die neuen Zahlen - die Ausset-
zung der Wehrpflicht. - Herr Habeck, nicht die
Abschaffung, die Aussetzung; das ist ein Unter-
schied. Bezüglich der Aussetzung der Wehrpflicht
wurde aber auch schon geliefert. Es wurde mit dem
Bund darüber verhandelt, dass sich der Bund bei
diesen Studienanfängerzahlen beteiligt durch Zah-
lung im Hochschulpakt II. Wir haben gestern
durch die Pressemitteilung des Finanzministers ge-
hört und lesen können, dass auch die weitere Finan-
zierung dieser neuen Studienanfängerplätze gesi-
chert ist. Das haben wir der guten Finanzpolitik die-
ser Regierung und dieser Koalition zu verdanken.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Umso drängender wird die Frage im Lichte auch
des jüngsten Urteils des Bundesverfassungsgerichts
zur Besoldung der Professoren in Hessen. Hier ist
es zunächst einmal wichtig, eine saubere Analyse
vorzunehmen, welche konkreten Auswirkungen
dies auf Schleswig-Holstein hat. Deshalb haben wir
als FDP-Fraktion auch sehr früh den Minister gebe-
ten, dazu im Finanzausschuss einen Bericht zu ge-
ben und Stellung dazu zu nehmen. Denn erst wenn
wir die konkreten Auswirkungen kennen, können
wir auch konkret handeln. Heute darüber zu debat-
tieren, was wäre, wenn, führt uns wirklich an die-
sem Punkt nicht weiter.

Aber das heutige Thema soll ja die künftige Hoch-
schulfinanzierung sein. So haben wir in den letz-
ten Wochen auch im Dialogforum Hochschule, wo-
zu ich noch einmal konstatieren möchte, dass auch
regierungstragende Fraktionen beteiligt sind und
dort auch anwesend sind - -

(Zuruf von der SPD: Nur Sie, Frau Funke!)

Der Landesrechnungshof hat sich in jüngster Zeit
mit einem Sonderbericht zur Hochschulfinanzie-
rung geäußert und Stellung bezogen. Zu diesem Be-
richt kann man stehen, wie man möchte, aber er hat
für Schleswig-Holstein ein ganz wichtiges Thema
aufgegriffen und zumindest den Finger in die Wun-
de gelegt und Möglichkeiten aufgezeigt, an wel-
chen Stellschrauben justiert werden kann.

Ein zentrales Thema des Berichts ist die Einführung
von Studiengebühren. Wichtig ist der Umgang mit
dem Thema für die Gesamtdebatte, die wie vieles
im Bildungsbereich mit großer Emotionalität behaf-
tet ist, weil wir - und da sind wir alle hier im Parla-
ment gefordert - sagen müssen, wie wir, wenn wir
nicht dem Landesrechnungshof folgen wollen, dann
mit diesem Thema der Hochschulfinanzierung um-
gehen.

Herr Habersaat, ich hätte mir eigentlich von Ihnen
gewünscht, dass Sie heute ein wenig offensiver mit
dem Thema hier umgehen, weil Sie, wie ich in Ih-
rem Landtagswahlprogramm, in Ihren Vorschlägen
für die nächste Legislaturperiode lesen konnte,
zwar für ein studiengebührenfreies Erststudium
sind, aber der Umkehrschluss ja lautet, dass Sie für
Studiengebühren für ein Zweitstudium sind. Dazu
haben Sie heute leider nichts gesagt. Da hätte ich
mir doch ein bisschen mehr gewünscht.

Es gibt klare politische Linien, die wir nicht über-
schreiten. Die Frage der Studiengebühren ist dafür
ein Beispiel. Auch müssen wir alle hier im Hohen
Haus Antworten geben, wie wir uns statt Studien-
gebühren die finanzielle Zukunft der schleswig-hol-
steinischen Hochschulen vorstellen. Ein „Weiter
so“ kann es in diesem Bereich nicht geben. Da sind
wir uns auch alle einig.

Ich hätte jetzt noch gern weiter skizziert, was man
hier unserer Ansicht nach machen könnte. Die Auf-
hebung des Kooperationsverbots ist schon ge-
nannt worden.

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist abgelaufen.
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Kirstin Funke [FDP]:

Eine Finanzautonomie der Hochschulen wäre ein
weiterer Punkt.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die Fraktion DIE LINKE erteile ich
dem Herrn Abgeordneten Björn Thoroe.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
Kultusministerkonferenz legte jüngst einen Bericht
vor, in dem sie die Prognosen zu den Studierenden-
zahlen nach oben korrigiert hat. Dazu muss man zu-
nächst einmal sagen, dass das eigentlich keine neue
Erkenntnis ist. Die GEW hatte schon vorher Studi-
en veröffentlicht, in denen genau diese Zahlen
schon seit mindestens einem Jahr genannt worden
sind. Das Ganze ist also wirklich keine Neuigkeit.
Wenn sich die Regierung jetzt hinstellt und sagt:
„Wir haben Gelder für den Hochschulpakt I und für
den Hochschulpakt II bereitgestellt“, dann sind das
auch Dinge, die schon lange in die Finanzierung
eingepreist waren und überhaupt keine Neuigkeiten
darstellen. Wir müssen jetzt zur Kenntnis nehmen,
dass die Hochschulen insgesamt unterfinanziert
sind.

(Beifall der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

Die Frage ist: Wie viel Geld berechnen wir durch-
schnittlich für einen Studienplatz, und wie viel
kostet ein Studienplatz tatsächlich? - Sie werden
nicht ernsthaft bestreiten wollen, dass die Hoch-
schulen in Schleswig-Holstein unterfinanziert sind.
Allein die Christian-Albrechts-Universität in
Kiel hat ein strukturelles Defizit von 10 Millio-
nen €.

Wenn Sie sich einmal die Mühe machen würden,
sich die Berichte der Hochschulen anzusehen, dann
müsste Ihnen allen doch schon vor der Veröffentli-
chung der neuen Prognose aufgefallen sein, dass es
in der Lehre massive Defizite gibt.

Es gibt zwei Möglichkeiten, wie man diese Defizite
erklären kann. Erstens: Die Hochschulen können
nicht mit Geld umgehen. Oder zweitens: Das Land
gibt ihnen nicht genug Geld, sprich: die Hoch-
schulen sind unterfinanziert. Fakten sprechen für
Letzteres.

Den Sonderbericht des Landesrechnungshofs
dürften wir alle noch in Erinnerung haben. Dort
heißt es auf Seite 20:

„Der Landeszuschuss ist von 1991 bis 2009
zwar von 4.760 € auf 6.070 € je Studieren-
dem gestiegen. Der Zuwachs liegt aber mit
27,5 % unterhalb der Inflationsrate von
40 %. Preisbereinigt wendet das Land 2009
je Studierenden weniger Mittel auf als 1991.“

Das ist auch nur ein Teil der Wahrheit. Die Kür-
zungen gingen an den Hochschulen schon Ende der
70er-Jahre mit dem sogenannten Öffnungsbe-
schluss los.

Wer sich die Zahlen ansieht, weiß, dass 1975 je
1 Million Studierende 1,26 % des Bruttoinlandspro-
dukts ausgegeben wurden. 2004 waren es gerade
noch 0,42 % - ein Rückgang um zwei Drittel -, und
das bei stetig steigenden Studierendenzahlen.

Nach einer Studie des Bundes demokratischer Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler standen im
Jahr 1999 970.000 ausfinanzierten Studienplätzen
1,9 Millionen Studierende gegenüber. Die Hoch-
schulen mussten diese Finanzierungslücke selbst
auffangen. Das taten sie zum Teil über die verstärk-
te Einwerbung von Drittmitteln, zum anderen Teil
durch interne Umverteilung von Geldern. Das
führte dann dazu, dass bestimmte Fachbereiche ge-
schlossen werden mussten. In Kiel war das zum
Beispiel die Sinologie. In Flensburg will die Lan-
desregierung jetzt die Wirtschaftswissenschaften
wegrationalisieren, um bis 2019 1,9 Millionen €
einzusparen.

Das halten wir für den falschen Weg. Wir, DIE
LINKE, haben schon im Entwurf des letzten Dop-
pelhaushalts 25 Millionen € für neue Studienplätze
beantragt, weil wir schon damals vorhergesehen ha-
ben, dass die Zahlen, die vorgelegt worden sind,
nicht stimmen können.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Misswirtschaft betreiben Sie, denn das Einzige,
was Ihnen einfällt, sind weitere Kürzungen, Hoch-
schulschließungen, und die Konsequenzen müssen
die Studierenden und der prekarisierte akademische
Mittelbau ausbaden.

Ich möchte auch noch ein paar Worte zu den Grü-
nen und zur SPD sagen. Denn ich frage mich
schon: Wie wollen Sie denn eigentlich die geforder-
ten Mehrinvestitionen finanzieren, wenn Sie
gleichzeitig die Schuldenbremse einhalten wollen?
Entweder ist das alles Wahlkampfgerede, und Sie
werden das tun, was Sie immer tun, wenn Sie regie-
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ren - nämlich nicht viel anderes als die CDU. Oder
aber Sie wollen Gelder im Haushalt umverteilen.
Dann sollten Sie allerdings vor den Wahlen sagen,
woher Sie das Geld nehmen wollen. Wenn Sie es
ernst meinten, müssten Sie an die Budgets für So-
ziales heran, und das macht DIE LINKE auf keinen
Fall mit.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben ganz andere Vorschläge, die wir für we-
sentlich vernünftiger halten: Wiedereinführung der
Vermögensteuer und eine Erbschaftsteuer, die den
Namen verdient. Beides waren Steuern, die den
Ländern zugute kamen. Mit deren Streichung ent-
fielen Einnahmen, und das hat zur prekären Haus-
haltslage beigetragen.

Ich habe noch ein Zitat:

„Die Kosten für einen Studienplatz müssen
endlich so angesetzt werden, dass sie einer-
seits die tatsächlichen Kosten für einen Stu-
dienplatz widerspiegeln und andererseits
auch zu einer spürbaren Verbesserung der
Lehrbedingungen führen.“

Das ist ein Zitat aus einem Beschluss der Juso-
Hochschulgruppen. Ich habe aber leider keine
große Zuversicht, dass sich die SPD an diesen Be-
schluss halten wird.

(Unruhe)

Wir alle haben mitbekommen, wie die SPD auf ih-
rem Parteitag mit einem Antrag umgegangen ist,
der darauf abzielte, dass in der Bildungspolitik
überhaupt nicht gestrichen werden solle.

(Glocke des Präsidenten)

Torsten Albig und Ralf Stegner haben sich dort hin-
gestellt und diesen Antrag verhindert, bis er zurück-
gezogen wurde. Das sind keine guten Vorausset-
zungen für die nächste Legislaturperiode.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Ich erteile jetzt der Vorsitzenden der SSW-Frakti-
on, der Frau Abgeordneten Anke Spoorendonk, das
Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Landesregierung scheint nur sprechfähig zu
sein, wenn es um Haushaltskonsolidierung, Schul-
denbremse und Einsparungen geht. Sie scheint re-

gelmäßig davon überrascht zu werden, dass es auch
andere Probleme gibt, gesellschaftliche Fragen
eben, die für die Zukunft unseres Landes wichtig
sind und die eben nicht von allein verschwinden.
Das zeigte uns die Diskussion um das Papier des
Bildungsministers.

Auch die Frage, wie mit dem zu erwartenden Stu-
dierendenanstieg umgegangen werden soll, macht
deutlich, dass alle konzeptionellen Überlegungen
mittlerweile in der Garderobe des Finanzministers
abgelegt werden.

(Beifall bei SSW, SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ansonsten lässt sich nicht erklären, wieso nach den
neuesten Berechnungen der Kultusministerkonfe-
renz über einen weiteren Anstieg der Studieren-
denzahl in den nächsten Jahren - wir hörten schon,
dass Schleswig-Holstein 6.000 mehr Studierende
bekommen wird -, dann erst einmal Funkstille
herrscht. Diese Entwicklung ist - wie auch bereits
gesagt wurde - absehbar gewesen. Wir wissen, dass
in den alten Bundesländern die letzten geburtenstar-
ken Jahrgänge die Schule im Jahr 2020 verlassen
werden. Wir wissen auch, dass mehr junge Leute
mit Hochschulzugangsberechtigung durch die dop-
pelten Abiturjahrgänge, durch die Aussetzung der
Wehrpflicht und so weiter auf die Hochschulen zu-
kommen.

Für Schleswig-Holstein bedeutet dies konkret, dass
die Zahlen insbesondere von 2009 bis 2016 deutlich
ansteigen werden. Nichts Neues also. Die Konse-
quenzen haben wir auch schon ein paar Mal mit-
einander diskutiert, im Bildungsausschuss und auch
hier im Plenum.

Ich rufe noch einmal in Erinnerung, dass sich die
Landesregierung, als es um den Hochschulpakt II
ging, erst einmal dafür starkmachte, die Studien-
plätze an andere Bundesländer zu verschachern. Sie
kriegte noch eben die Kurve, mehr aber auch nicht.
Darum sage ich: Jetzt ist wirklich Handlungsstärke
gefragt. Ob diese Landesregierung das leisten kann,
wage ich zu bezweifeln. Denn Unterstützung der
Hochschulen sieht anders aus als das, was bisher im
Gespräch ist und auch, was uns vom Landesrech-
nungshof als Patentmedizin verabreicht wird, näm-
lich die Einführung von Studiengebühren.

Was bisher gelaufen ist, ist keine Politik aus einem
Guss gewesen. Man soll uns nicht erzählen, dass
man in Flensburg oder Lübeck schon vergessen
hat, was 2010 anstand. Die großen Demonstratio-
nen in Lübeck sind doch nicht einfach wegzuwi-
schen, auch wenn die Entwicklungen in Lübeck
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und Flensburg mittlerweile von der Landesregie-
rung gelobt werden. Da ist doch viel Porzellan zer-
schlagen worden. Darum sage ich: Eine Hochschul-
politik aus einem Guss gibt es nicht.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und vereinzelt bei der
SPD)

Hinzu kommt - das darf man auch nicht verges-
sen -, dass man es nicht nur mit Studienplätzen zu
tun hat. Die Universitäten und Hochschulen führen
zu Recht an, dass sich auch die Infrastruktur wei-
terentwickeln muss. Ich spreche das Thema der
Mensen an. Ich spreche an, dass die Mittel des Stu-
dentenwerks um 900.000 € gekürzt worden sind.
Die Begründung für diese Kürzung muss man sich
einmal auf der Zunge zergehen lassen: In Schles-
wig-Holstein habe man keine Studiengebühren, und
darum könne man beim Studentenwerk auch ent-
sprechend kürzen. Das war eine avancierte Argu-
mentation.

Wir haben auch gehört, dass es bei der CAU nicht
zuletzt auch einen großen Sanierungsstau gibt, und
keiner weiß, wie man dem gerecht werden kann.
Ich habe gehört, dass es auch möglich ist, EU-Mit-
tel für solche Sanierungen in Anspruch zu nehmen.
Davon habe ich vonseiten der Landesregierung bis
jetzt noch nichts gehört. Das heißt, wir brauchen
natürlich weiterhin den Bund. Darin sind wir uns
alle einig.

Wir brauchen aber auch eine Hochschulpolitik, die
nicht nur auf Drittmittel abzielt, und wir brauchen
auch eine Hochschulpolitik, die nicht die jungen
Leute dazu zwingt, in bestimmte Studienrichtun-
gen zu gehen. Ich sage noch einmal: Wenn man
meint, dass man alles erledigen kann, indem man
sagt: Jetzt nehmt mal einen Studienplatz an der
Fachhochschule in Anspruch - der ist etwas günsti-
ger als Studienplätze an der Uni - dann mag es ja
sein, dass das wünschenswert ist, und wir brauchen
sowieso mehr Ingenieure. Die Wirklichkeit sieht
aber anders aus. Junge Leute wollen auch Geistes-
wissenschaften studieren. Da müssen wir uns der
Wirklichkeit stellen.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und des Abgeordneten
Martin Habersaat [SPD])

Wir wissen alle, dass es nicht einfach ist, Hoch-
schulpolitik mit den besagten leeren Kassen voran-
zubringen.

(Unruhe)

Darum ist es wichtig, dass die Landesregierung
nicht nur die Vorarbeiten für den Hochschul-
pakt III, den es wahrscheinlich geben wird, schon
jetzt in Angriff nimmt, sondern auch, dass man sich
auf Bundesebene regelmäßig über weitere Entwick-
lungen verständigt und auch den Bund mit ins Boot
bekommt.

(Glocke des Präsidenten)

Letzte Bemerkung: Auch ich sehe die Entwicklung
eher als eine Chance für Schleswig-Holstein. Wir
reden immer über die älter werdende Gesellschaft.
Wir brauchen junge Menschen in Schleswig-Hol-
stein, und darum brauchen wir auch eine andere
Hochschulpolitik, die dieser Entwicklung Rech-
nung trägt.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und vereinzelt bei der
SPD)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die Landesregierung erteile ich dem Minister
für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr, Herrn
Jost de Jager, das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Fraktionsvorsitzender Habeck, sich alle paar Wo-
chen in den Landtag zu stellen und einen Notstand
für die Hochschulen auszurufen, der am Ende gar
nicht eintritt, ist bisher nicht sehr überzeugend ge-
wesen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Robert Habeck
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Bisher war es immer so, dass Herr Andresen das
übernehmen musste. Diesmal haben Sie es selbst
übernommen. Ich sage Ihnen aber, Herr Abgeord-
neter Habeck, das war kein Deut besser.

(Beifall bei CDU und FDP)

Deshalb gilt auch für Ihre Rede, Herr Habeck, der
Satz von Goethe: Getretener Quark wird breit, nicht
stark.

(Beifall bei CDU und FDP)

Es ist immer derselbe Aufguss. Der wird immer
dünner. Ihre Rede, Herr Habeck, war geradezu un-
gefährlich und hat mit dem Anspruch an eine Aktu-
elle Stunde nichts zu tun.

(Beifall bei CDU und FDP)
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Wenn ich mir anhöre, dass Sie auf eine Fragestunde
in diesem Haus aus dem Jahr 2010 Rückgriff neh-
men müssen, dann sage ich: Das ist nicht sehr aktu-
ell. Wenn ich mich richtig erinnere, ist sie für Sie
auch gar nicht gut gelaufen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Insofern ist der Erkenntnisgewinn dieser Aktuellen
Stunde und Ihrer Rede - gerade was die Position der
Grünen anbelangt - gleich null.

Sie zeichnen auch ein falsches Bild. Anhand von ei-
nigen Kennziffern mache ich Ihnen einmal deutlich,
wie die Lage der Hochschulen, auch die finanziel-
le Lage der Hochschulen, tatsächlich ist. Die Stei-
gerung der Hochschulzuschüsse, das heißt die
Grundfinanzierung aller Hochschulen in Schleswig-
Holstein, hat sich zwischen 2009 und 2012 um 5 %
erhöht.

(Björn Thoroe [DIE LINKE]: Sensationell!)

Es ist noch nie so viel Geld für Hochschulen ausge-
geben worden wie in diesem Doppelhaushalt. Auch
das muss man einmal sagen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Ein Gradmesser der Leistungsfähigkeit von Hoch-
schulen besteht auch darin - das hat sogar auch Herr
Habersaat anerkannt -, ob Sie in der Lage sind,
Drittmittel einzuwerben, was es unter den Vorzei-
chen eines Sparhaushalts noch einmal schwieriger
macht. Wenn wir dort den Vergleich aus dem
Jahr 2005 - das Jahr 2005 ist die Schlussbilanz von
Rot-Grün gewesen - mit dem Jahr 2010 nehmen,
werden Sie Erstaunliches feststellen: Die Drittmit-
telleistungen der schleswig-holsteinischen Hoch-
schulen im Jahr 2005 lagen bei 130 Millionen €, im
Jahr 2010 bei 235 Millionen €.

(Martin Habersaat [SPD]: Das ist eine bun-
desweite Entwicklung!)

Das ist fast eine Verdoppelung. Das ist das Ergeb-
nis einer Politik, die es den schleswig-holsteini-
schen Hochschulen ermöglich hat,

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Andreas Tietze
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

diese Drittmittel auch tatsächlich einzuwerben. In-
sofern ist es ein klarer Erfolg.

(Beifall bei CDU und FDP)

Herr Habeck, das gehört dazu, wenn Sie ein Bild
zeichnen wollen. Wenn Sie - was die neue Progno-
se anbelangt - ein Bild von einem angeblich über-
raschten Wissenschaftsminister zeichnen wollen,

dann sage ich Ihnen: Das ist eine Prognose, die
bundesweit und für alle Länder besagt, dass es in
einem Zeitraum, der 2012 beginnt und bis 2020
dauert, eine Steigerung gibt, die über das hinaus-
geht, was die Kultusministerkonferenz bisher pro-
gnostiziert hat.

Wenn Sie sich allerdings wirklich mit den Zahlen
beschäftigt hätten, dann hätten Sie festgestellt, dass
der Großteil dieser Steigerung ab dem Jahr 2015
eintritt, wenn der jetzige Hochschulpakt gar nicht
mehr gilt. Insofern ist dies eine Gestaltungsaufgabe
für die Zeit nach 2015 und nicht bis 2015. Herr Ha-
beck, wenn Sie sich noch eingehender mit diesen
Fragen beschäftigt hätten, dann hätten Sie auch
festgestellt - das ist auch eine Überraschung, die Sie
vielleicht teilen - dass der Anstieg der Studieren-
denzahlen im Jahr 2012 in Schleswig-Holstein ge-
ringer ausgefallen ist, als es prognostiziert worden
ist.

Daran können Sie merken, dass sich Studierende
manchmal anders verhalten, als die KMK vor-
schlägt, weil die Ausbildungswünsche von Studie-
renden sich nicht danach richten, ob sie eine KMK-
Prognose einhalten oder nicht. Die Entscheidungen
richten sich nach vielen Dingen, zum Beispiel auch
nach weiteren Qualifikationen, die ein bestimmtes
Verhalten mit sich bringen. Der Umstand, dass wir
immer mehr Qualifikationen in Richtung des Ab-
iturs bei den Berufsschulen haben, denn jedes zwei-
te Abitur in Schleswig-Holstein wird an einer Be-
rufsschule abgelegt, ist ein Erfolg einer Politik, die
Bildungschancen eröffnet. Das ist ein politischer
Erfolg. Insofern freue ich mich darüber, dass es die-
se Abweichungen nach oben gibt. Ich bin überhaupt
nicht so überrascht, wie Sie hier darstellen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Herr Habeck, das Bemerkenswerteste an Ihrer Rede
war, dass Sie das auch für eine Landesregierung ei-
gentlich schwierigste Thema gar nicht angespro-
chen haben. Das ist das Urteil über die W-2-Besol-
dung. Das ist in der Tat ein Punkt, über den wir
nachdenken werden müssen. Ich sage, dass die Pro-
bleme, die daraus erwachsen, nicht einfach zu lösen
sein werden. Sie betreffen sehr stark den Stellenke-
gel der Hochschulen. Es ist so, dass wir in dieser
Frage im Rahmen einer bundesweiten Abstim-
mung zu Lösungen kommen müssen. Herr Habeck,
ich habe allerdings bei keinem der Themen, die Sie
angesprochen haben, gehört, welche Lösungsvor-
schläge von den Grünen dazu gemacht werden.

(Beifall bei CDU und FDP)
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Das finde ich erstaunlich. Vom linken Teil des
Hauses wird immer so getan, als würde man dem-
nächst regieren. Gerade die Grünen sagen, sie woll-
ten unbedingt regieren. Sagen Sie uns dann aber
bitte auch, was Sie machen werden. Ich habe heute
keinen einzigen konkreten Vorschlag dahin gehend
gehört, wie Ihre Konzeption für die Hochschulen
tatsächlich aussieht. Insofern sage ich Ihnen: Das
war keine Aktuelle Stunde, sondern das war eine
dünne Suppe, die Sie uns hier präsentiert haben.
Wir sollten jetzt zu dem übergehen, was wirklich
wichtig ist, nämlich zur Gesetzgebung. Dafür sind
wir nämlich da.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort erteile ich jetzt Herrn Abgeordneten Ras-
mus Andresen.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Minister,
ich möchte gleich am Anfang mit zwei Sachen auf-
räumen, die hier von Ihnen und von Ihrem Presse-
sprecher, Wahlkampmanager oder was auch immer,
von Daniel Günther, genannt wurden. Ein Punkt ist
die Frage der Mehrausgaben. Wenn man die
Haushaltszahlen vergleicht, dann kommt man zu
dem Ergebnis, dass es für den nächsten Doppel-
haushalt Mehrausgaben gab. Woran aber lag dies? -
Das lag zum einen an den außeruniversitären
Forschungseinrichtungen. Wenn überhaupt, dann
haben die Hochschulen davon nur sehr indirekt et-
was. Es lag weiter an Bundesprogrammen wie
zum Beispiel dem Hochschulpakt, der hälftig ge-
genfinanziert wurde.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das hat überhaupt nichts mit der Leistung Ihrer
schwarz-gelben Koalition hier im Land zu tun.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Während der letzten Bildungsausschusssitzung ha-
ben Sie uns belehrt und uns erklärt, dass Regie-
rungsarbeit Verwaltungshandeln sei. Als Verwal-
tungswissenschaftler kann ich Ihnen sagen: Natür-
lich ist die Basis für gutes Regieren eine gute Ver-
waltungsarbeit, aber Regierungsarbeit muss mehr
sein.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Regierungsarbeit darf sich nicht darauf beschrän-
ken, bestimmte Sachen zu verwalten. Man muss
probieren, und man muss sich inhaltlich überlegen,
wohin es in dem Land in dieser Frage gehen soll.
Wie soll es für die Hochschulen weitergehen?

Es gibt viele Baustellen. Sie fragten, warum die
Grünen eine Aktuelle Stunde beantragen. Das liegt
auf der Hand.

(Kirstin Funke [FDP]: In der Rede Ihres Kol-
legen war darüber nichts zu hören!)

- Frau Funke, Sie haben es selbst gesagt. Zum einen
liegt das Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus
der letzten Woche vor.

(Zurufe von der FDP)

- Bei uns ist das so, dass man Redebeiträge aufteilt.

(Glocke des Präsidenten)

Es gibt einen Teil, den Herr Habeck hält, und es
gibt einen Teil, den ich halte.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es gab zum einen das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Besoldungsstruktur. Darauf ge-
he ich gleich noch ein. Zum anderen gibt es die Fra-
ge nach dem Mehrbedarf an Studienplätzen. Man
kann jetzt sagen, dass die Besoldung schon wäh-
rend der letzten sieben Jahre, in denen Herr de Ja-
ger in diesem Haus Verantwortung trug, ein Pro-
blem war. Das ist definitiv so. Man kann auch sa-
gen, dass wir das Problem mit den Studienplätzen
nicht erst seit gestern kennen. Auch das ist richtig.
Unsere Hoffnung ist aber, dass Sie - bedingt durch
die aktuellen Entwicklungen - zumindest jetzt auf-
wachen, wenn Sie es in der Vergangenheit schon
nicht getan haben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

Ihr Motto lautet immer: reagieren statt agieren. Wir
sehen dies in der Frage der Studienplätze. Sie haben
es selbst gesagt: Es waren die Grünen, die schon
wieder mit einem Antrag kamen und genervt haben.
Immer waren wir es, die agiert haben. Es gab auch
Kleine Anfragen und einige Initiativen von der
Fraktion DIE LINKE zur Frage des wissenschaftli-
chen Nachwuchses. In einer Antwort auf eine Klei-
ne Anfrage haben wir von Ihrem Haus erfahren,
dass wir zum Beispiel bis zum Jahr 2025 über
1.000 neue Wissenschaftler brauchen, weil es in
den nächsten Jahren eine Pensionierungswelle ge-
ben wird. Hinzu kommt die Frage der Besoldungs-

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 71. Sitzung - Mittwoch, 22. Februar 2012 6093

(Minister Jost de Jager)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3080&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3080&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3080&format=WEBVOLLLANG


strukturen. Auf all diese Fragen brauchen wir Ant-
worten, das ist ganz klar. In einem ersten Schritt
finde ich es okay, dass man diese Fragen im Fi-
nanzausschuss aufrollt, aber auch dies zeigt es wie-
der: Sie beantragen das Ganze zur Behandlung im
Finanzausschuss und eben nicht im Bildungsaus-
schuss. Sie wollen eine Auseinandersetzung mit
diesem Thema, weil es um einen Haushaltsposten
geht, nicht weil dies inhaltlich eine wichtige Frage
für das Land ist.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW sowie vereinzelt bei SPD und der LIN-
KEN - Zuruf der Abgeordneten Katharina
Loedige [FDP])

- Frau Loedige, es geht nicht nur um Haushaltstitel.
Es geht darum, ob unsere Hochschulen wieder
wettbewerbsfähig werden. Es geht darum, ob wir
vielen jungen Menschen eine Zukunftsperspektive
geben oder nicht.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie vereinzelt bei SPD und der LINKEN)

Herr Minister, am 5. Oktober haben Sie im Rahmen
einer Debatte, die von unserer Fraktion beantragt
wurde, gesagt: Kein Studierender wird in Schles-
wig-Holstein auf der Strecke bleiben. Es ist richtig,
auch hier haben wir wieder den Antrag gestellt. Sie
haben schon damals zu der Frage, ob die Kontin-
gente ausreichen, was wir damals schon bezweifelt
haben, gesagt: Wenn diese Studienplätze überhaupt
alle abgerufen werden, dann sind wir als Land gut
vorbereitet.

(Zurufe)

- Ich ertrage Ihre Reden. Jetzt müssen Sie auch
meine Rede ertragen.

Das zeigt: Sie haben damals gedacht, dass das, was
Sie beschlossen haben, ausreicht. Jetzt wurden Sie
belehrt. Es reicht nicht. Wir brauchen 6.000 zusätz-
liche Studienplätze. Auch in dieser Frage habe ich
von Ihnen keine Antwort gehört.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Es gibt Ideen. In der Frage der Abbrecherquote
oder der Schwundquote, wie sie auch genannt
wird, könnte man zum Beispiel endlich einmal in-
itiativ werden, aber auch hierzu haben Sie neulich
nach der Kritik des Landesrechnungshofs erklärt,
dass Ihnen dieses Problem eigentlich egal sei und
dass Sie das Gefühl hätten, dass es keinen Unter-
schied mache, ob man sich mit diesem Thema aus-
einandersetze oder nicht. Es ist natürlich so: Wenn

man die Schwundquote senkt, dann hat man mehr
Studienplätze. Das ist ein ganz konkreter Ansatz.
Hier müssen Sie nicht auf Frau Schavan warten,
hier können Sie eigenständig etwas machen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Frau Spoorenndonk hat die EU-Mittel angespro-
chen. Egal ob wir über EFRE-Mittel oder über Mit-
tel aus dem Europäischen Strukturfonds reden - all
das sind Ansätze, bei denen man sich gerade dann,
wenn wir über die Universität Flensburg reden,
überlegen könnten, ob man nicht nur für die Uni-
versität Flensburg, sondern für den gesamten Hoch-
schulstandort Flensburg mehr machen könnte. Dies
gilt insbesondere, wenn man eine Europaperspekti-
ve hineinnehmen möchte. Dies könnte für das
Land nicht nur finanziell interessant sein, sondern
auch inhaltlich.

Abschließend bleibt mir noch zu sagen, dass ich
mich sehr darüber gewundert habe, dass für die Re-
gion, in der der Hochschulcampus Flensburg ist
und aus der Herr Habeck, Frau Spoorendonk und
ich kommen, von Ihnen in der letzten Woche ein
Förderbescheid von 1,8 Millionen € für eine Würst-
chenfabrik ergangen ist. Gleichzeitig streichen Sie
1,7 Millionen € für die Universität Flensburg. Viel-
leicht sollte man manchmal darüber nachdenken, ob
Hochschulen nicht wichtiger sind als Würstchen.
Dafür streiten wir jedenfalls.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW sowie vereinzelt der SPD und der LIN-
KEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Es liegen weitere Wortmeldungen vor. Zunächst er-
teile ich Herrn Abgeordneten Daniel Günther das
Wort. Danach hat Herr Abgeordneter Dr. Ralf Steg-
ner das Wort.

Daniel Günther [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Als vorhin Kollege Habeck gesprochen
hatte, hoffte man, dass danach der Fachsprecher
Andresen sozusagen den fachlichen Part dazu leis-
tet. Aus meiner Sicht war das aber eine genauso
dünne Suppe wie das, was Herr Kollege Habeck ge-
macht. Es ist nur ein bisschen hastiger und viel-
leicht lebhafter vorgetragen worden. Aber dadurch
ist es nicht besser geworden.

(Beifall bei CDU und FDP)
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Ich mache noch einmal den Versuch, Sie darum zu
bitten, sich wirklich einmal die Zahlen anzusehen.
Wenn man sich die Statistik der Jahre von 2011 bis
2020 ansieht - Sie kennen ja das, was die Kultus-
ministerkonferenz beraten hat -, dann ist das in Ta-
bellenform so einfach aufgegliedert, dass selbst
Nichtfachpolitiker sofort erkennen können, wie die
Lage in Deutschland ist. Das ist wirklich so.

Wenn Sie sich ansehen, wie sich die Zahlen bis
2020 in Schleswig-Holstein bewegen, dann bin ich
mir sicher, in jedem anderen Landtag in der Bun-
desrepublik Deutschland wird die Regierung kriti-
siert und es wird gesagt: Schaut einmal nach
Schleswig-Holstein, wie prognosesicher die die
nächsten Zahlen hervorgesagt haben. Schleswig-
Holstein wird 6.000 Studierende mehr haben, als es
ursprünglich im Jahr 2009 geplant war. Das ist so.
Die zweitschlechteste Bilanz in dem Bereich hat
Bremen mit der Hälfte der Studierenden mit 10.000
zusätzlichen Plätzen. Alle anderen haben deutlich
schlechtere Prognoseleistungen.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Abgeordneten Dr. Robert Habeck?

Daniel Günther [CDU]:

Selbstverständlich.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Kollege Günther, können
Sie mir, wenn das alles so prognosesicher
vorhergesagt wurde, erklären, warum die
Pressesprecherin des CDU-Ministeriums
dann von einer überraschenden Entwicklung
gesprochen hat, als die Zahlen vorgelegt
wurden? Das ist der eigentliche Grund der
Aktuellen Stunde. Die Überraschung liegt
doch auf Ihrer Seite. Wie können Sie sich
hier hinstellen und sagen, das haben wir alles
vorher gewusst, wenn das Ministerium genau
das Gegenteil sagt?

- Das Ministerium sagt nicht das Gegenteil, sondern
das Ministerium bezieht sich auf die Gesamtzahl
der studierenden Anfänger bis zum Jahr 2020. Das
sind bundesweit mehrere Hunderttausend Studie-
rende zusätzlich, die untergebracht werden müssen.

Wenn Sie sich anschauen, aus welchen Bereichen
sich das zusammensetzt, dann sehen Sie, dass das
mitnichten durch Abschaffung oder durch Ausset-
zen der Wehrpflicht begründet ist, sondern es ganz
andere Faktoren in dem Bereich gibt. Das sehen Sie

auch daran: In Schleswig-Holstein sind wir bis zum
Jahr 2015 absolut prognosesicher. Im Jahr 2012 ha-
ben wir 400 Studierende weniger, als wir ursprüng-
lich angenommen haben. Bis zum Jahre 2015 wer-
den in Schleswig-Holstein nur 200 studierende An-
fänger mehr sein, als es prognostisiert worden ist.
Das heißt, wir reden über die Jahre 2016 bis 2020.

Herr Habeck, Sie beantragen hier eine Aktuelle
Stunde und machen eine Dramatik, weil 2019 das
einzige Jahr ist, wo es 1.700 studierende Anfänger
mehr sein werden. Deswegen machen Sie hier heu-
te eine Aktuelle Stunde. Es ist doch unglaublich,
was Sie da gemacht haben.

(Beifall bei CDU und FDP)

Ich darf vielleicht, weil insbesondere BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN hehre Ansprüche an das haben,
was Bildung zu leisten hat, einmal darauf verwei-
sen, welche Gründe in Wahrheit genannt werden,
warum die Studierendenzahlen ansteigen werden.
Es geht nicht um Wehrpflicht, was ich eben gesagt
habe, sondern der wesentliche Teil derjenigen, die
zusätzlich prognostiziert werden, liegt daran, dass
sich das Verhalten derjenigen mit Hochschulzu-
gangsberechtigung verändert. Wir werden in den
nächsten Jahren mehr Studienanfänger haben, als
wir ursprünglich erwartet haben. Das haben Sie uns
immer hier vorgeworfen, indem Sie gesagt haben:
Wir müssen das 40-%-Ziel erreichen. Jetzt merken
wir deutschlandweit, dass diese Bereitschaft
wächst, und wir müssen deswegen die Zahlen an-
passen. Jetzt machen Sie an der Stelle einen solchen
Popanz. Es ist doch völlig unglaubwürdig, was Sie
an der Stelle durchführen,

(Beifall bei CDU und FDP)

wenn Sie mir erzählen wollen, dass es jetzt bedau-
erlich ist, dass viele beruflich Qualifizierte sich ent-
scheiden, ein Hochschulstudium zu beginnen.

(Zuruf des Abgeordnetem Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Entschuldigung, Herr Andresen, das ist doch die
logische Konsequenz. Dass jetzt diese Zahlen viel
besser sind, als wir prognostiziert haben, ist doch
eine erfreuliche Entwicklung, die es in dem Bereich
gegeben hat. Da muss nachjustiert werden.

(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- Sie wollen mir doch nicht erzählen, dass man heu-
te schon prognosesicher sagen kann, wie viele sich
wirklich in acht Jahren in Deutschland mit be-
stimmten Qualifikationen für ein Hochschulstudi-
um entscheiden.
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(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- Die Grünen wollen uns das mit Sicherheit erzäh-
len. Darum rankt es sich im Moment. Das muss
nachjustiert werden.

(Zuruf des Abgeordneten Christopher Vogt
[FDP])

Deswegen werden im Übrigen Zielvereinbarungen
auch immer für fünf Jahre geschlossen. Der Hoch-
schulpakt läuft bis zum Jahr 2015, damit ab 2016
bis 2020 nachjustiert werden kann, weil wir heute
nicht prognosesicher sagen können, wie viele Leute
wirklich im Jahr 2019 anfangen.

Das, was Sie hier miteinander machen, ist aus mei-
ner Sicht eine absolute Show. Deswegen haben ich
das vorhin kritisiert, und dazu stehe ich auch. Ich
glaube, wir sind auf einem sehr viel besseren Weg,
als Sie es den Leuten weismachen wollen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort erteile ich jetzt dem Vorsitzenden der
SPD-Landtagsfraktion, Herrn Abgeordneten
Dr. Ralf Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wenn man sich bei der Aktuellen Stunde anhört,
was die Regierung hier zu sagen hat, dass Sie sich
loben lassen von Ihren Koalitionären, Sie hätten die
Bildungschancen verbessert, finde ich zwar das Ur-
teil von Herrn Habeck ein bisschen hart, Herrn de
Jager mit Herrn Klug zu vergleichen. Ganz so
schlecht sind Sie nicht. Aber das, was Sie zu bieten
haben, ist natürlich trotzdem sehr miserabel. Wenn
man sich Ihre Bilanz einmal ansieht, Herr de Jager,
kann man von Verbessern der Bildungschancen
überhaupt nicht reden.

Ihre Großtaten waren: Erstens. Sie haben versucht,
die Uni Lübeck abzuwickeln. Dann hat Ihnen die
Bundeswissenschaftsministerin den - muss ich wohl
so sagen - Allerwertesten gerettet. Dann versuchen
Sie, groß vor der Wahl etwas mit einer Ehrendok-
torwürde zu initiieren. Sie haben möglicherweise
schnell genug gemerkt, dass das peinlich ist. Dass
die schwarz-gelben Shirts in Lübeck keine Fans-
hirts für Schwarz-Gelb sind, sondern eine Protest-
bewegung gegen Ihre Politik, Herr Minister, war,
das ist der Teil, den Sie zu verantworten haben.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das vergessen die Menschen übrigens auch nicht.

Zweitens. Uni Flensburg. Dort hieß „Bildungs-
chancen verbessern“, das Ihnen die Wirtschaft dort
ausgeholfen hat, dass sie das gerettet hat. Nicht et-
wa Sie haben dafür gesorgt, dass das in Flensburg
vernünftig funktioniert.

Ihre dritte Großtat war, dass Sie das Leuchtturm-
projekt von Herrn Carstensen und Herrn von Beust
in Kiel abgewickelt haben. Sie sind froh, dass Sie
das nicht mit „Miesen“ tun.

Das Vierte finde ich am deprimierendsten, Herr
Minister. Sie sind der Spitzenkandidat der Union in
Schleswig-Holstein, und Sie erzählen den Men-
schen etwas über Bildungsfinanzierung und bessere
Bildungschancen.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Wo bleibt eigentlich die Unterstützung der Union
für Ihren Antrag, das Kooperationsverbot abzu-
schaffen? Wo kommt eigentlich die Mehrheit her?
Bekommen Sie eine Mehrheit im Bundesrat oder
nicht? Die SPD ist dabei. Mit einer Zweidrittel-
mehrheit sind wir dabei. Ich habe nicht gehört, dass
Ihre bayerischen Parteifreunde dort mitmachen.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist wirklich deprimierend.

Wenn Sie dann auch noch einen Sprecher haben,
der sich so intelligent öffentlich zum SSW äußert
und andere Dinge hier erzählt, dann, muss ich sa-
gen, ist es schon relativ schwach, was Sie hier zu
bieten haben. Sie haben Glück, dass wir noch in der
Aufwärmphase sind und Sie heute noch nicht rich-
tig gefordert haben. Aber das wird noch kommen,
Herr Minister. Ihre Bildungsbilanz ist jedenfalls
sehr bescheiden.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Zuruf des Abgeordneten Wolf-
gang Kubicki [FDP])

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einem weiteren Wortbeitrag erteile Frau Kolle-
gin Anke Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Erste Bemerkung! Der alte Spruch von Winston
Churchill, dass man nur der Statistik glauben soll,
die man selbst gefälscht hat, trifft wieder einmal zu.
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Von daher haben wir jetzt noch einmal bestätigt be-
kommen, dass die steigenden Zahlen bei den Stu-
dierenden so und so diskutiert werden und sich
auch so und so erklären lassen. Das Gleiche gilt
auch, wenn es um den Einsatz von mehr Haushalts-
mitteln im Hochschulbereich geht.

Ich finde, es ist gut, dass Herr Kollege Andresen
noch einmal deutlich gesagt hat, was hinter diesen
Zahlen steckt. Dass man sich mit fremden Federn
schmückt, das - denke ich - sollte noch einmal deut-
lich gemacht werden.

Richtig ist, dass die Hochschulpolitik unseres Lan-
des bisher eher wie ein Herumstochern ausgesehen
hat. Die Landesregierung stochert mal da und mal
da herum und verkauft es, als hätte man schon alles
von vornherein so geplant.

Ich nenne noch einmal Lübeck. Zu sagen, die De-
monstrationen haben auch bewirkt, dass der Bund
jetzt eingestiegen ist, das ist wirklich hanebüchen
gewesen und ist etwas, was auf dem Rücken der
jungen Leute ausgetragen wurde. Das kann nicht
angehen.

(Beifall bei SSW, SPD und der LINKEN)

Das Gleiche gilt natürlich für Flensburg. Die Lan-
desregierung hat sich noch nicht einmal eindeutig
zu dem Modell zur Rettung der Flensburger Uni-
versität bekannt. Es hat hier im Landtag eine Dis-
kussion gegeben, in der man gesagt hat: „Okay, das
nehmen wir erst mal hin, und dann gucken wir wei-
ter.“ Das heißt, man hat nicht den Hut aufgesetzt
und hat nicht gesagt: „Für dieses Konzept treten
auch wir ein.“ Das fehlt immer noch. Auch das darf
man nicht vergessen. Wir werden uns im Laufe die-
ser Landtagstagung, nicht heute, aber dann in den
nächsten Tagen, noch mehr mit Hochschulthemen
beschäftigen, mit den Medizinstudienplätzen, und
wir werden auch einen ganz niedlichen Berichtsan-
trag diskutieren, in dem dann die regierungstragen-
den Fraktionen sagen: „Liebe Landesregierung,
trifft es nicht zu, dass das Konzept der CAU und
der Uni Lübeck eigentlich das ist, was uns weiter-
hilft?“ Also, wenn das nicht eine bestellte Arbeit
ist, dann weiß ich nicht, wie man das sonst nennen
soll.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Lieber Kollege Kubicki, gucken Sie sich die For-
mulierung des Antrags noch einmal an! Reizend,
kann ich sagen, niedlich.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Schauen Sie doch
einmal in die Tagesordnung!)

- Ich kenne die Tagesordnung, aber Sie vielleicht
nicht. Ich weiß, was darin steht.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Das habe ich nicht behauptet, also wirklich! Ich
habe nur ein bisschen ironisch gesagt, wie denn der
mögliche Berichtsantrag aussieht. Darüber können
wir ja am Freitag noch weiter diskutieren.

Eine letzte Anmerkung zur Finanzierung! Zu den
Drittmitteln ist heute schon genug gesagt worden.
Richtig ist, dass wir ohne Drittmittelfinanzierung
heute nicht mehr auskommen. Aber auch da ist es
doch notwendig zu sagen: Ist das System, das wir
haben, eigentlich zielführend? Ist es transparent ge-
nug? Ist es ausreichend finanziert? Sichert es auch
an den Hochschulen die Forschung, die für unser
Land wichtig ist, oder gibt es nur Forschungsberei-
chen den Vorzug, die dann auch diese Drittmittel
einwerben? Das ist doch eine grundsätzliche Frage,
die auch zu einer zielführenden Hochschulpolitik
gehört.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich fasse zusam-
men: Das Ministerium hat die Zahlen der Kultus-
ministerkonferenz veröffentlicht. Das Ministerium
fand also, dass man sich dazu äußern müsste. Dass
daraus dann eine Aktuelle Stunde entsteht, ist doch
nur folgerichtig und auch notwendig.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Damit ist die Aktuelle Stunde be-
endet.

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 49 auf:

Chancen einer verstärkten norddeutschen Ko-
operation

Bericht der Enquetekommission
Drucksache 17/2230

Ich erteile zunächst dem Vorsitzenden der Kom-
mission, Herrn Abgeordneten Markus Matthießen,
das Wort.

Markus Matthießen [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Am 14. Februar hat die Enquetekommissi-
on ihren Abschlussbericht vorgestellt und dem
Landtagspräsidenten das erste Exemplar des rund
400-seitigen Werks überreicht. Ich möchte Ihnen
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kurz über die Ergebnisse berichten und für die
Freunde statistischer Angaben vorab einige Zahlen
und Fakten nennen.

Die Enquetekommission „Chancen einer verstärk-
ten norddeutschen Kooperation“ ist die siebte En-
quetekommission des Schleswig-Holsteinischen
Landtags seit 1947. In der Zeit vom März 2010 bis
Februar 2012 ist die Kommission zu insgesamt
29 Sitzungen zusammengekommen. Insgesamt
wurden 78 Sachverständige mündlich angehört, und
in großem Umfang wurden schriftliche Stellung-
nahmen eingeholt, die als Kommissionsvorlagen
parallel veröffentlicht wurden und auch im Internet
für jedermann zur Verfügung stehen.

Das Ergebnis der Arbeit ist der öffentliche Ab-
schlussbericht, den die Kommission in ihrer letzten
Sitzung am 6. Februar 2012 beschlossen hat und
der heute als Drucksache 17/2230 dem Landtag zur
Kenntnisnahme vorliegt.

Die Kommission ist zu der Auffassung gekommen,
dass die Kooperation in Norddeutschland künftig
noch deutlich erweitert werden sollte und Sparpo-
tenziale bergen kann. Hierzu ist jedoch eine Institu-
tionalisierung beziehungsweise Systematisierung
von Zusammenarbeit erforderlich. Die unterschied-
lichen Vorstellungen innerhalb der Kommission
reichen von der Einrichtung einer „Parlamentarier-
konferenz Nord“ über einen gemeinsamen Aus-
schuss bis hin zu einer Länderfusion zu einem
Nordstaat.

Um beispielsweise eine bessere und koordiniertere
Landesplanung in Norddeutschland zu erreichen,
sollte die Landesregierung verbindliche Richtlinien
erarbeiten. Im Zuge der geplanten Kommunalisie-
rung der Regionalplanung in Schleswig-Holstein
hält es die Kommission zudem für sinnvoll, auch
über Landesgrenzen hinaus zu denken.

In den Bereichen Verwaltung, Dienstleistung, IT
und E-Government bestehen bereits Kooperatio-
nen und Arbeitsteilungen, die nach Meinung der
Kommission fortgeführt und intensiviert werden
sollten.

Bei der Infrastrukturplanung in Norddeutschland
ist es nach Ansicht der deutlichen Mehrheit der
Kommissionsmitglieder erforderlich, in der Ver-
kehrspolitik eine Aktualisierung und Priorisie-
rung der Projekte vorzunehmen. Dies sollte im
Rahmen eines Gesamtkonzepts geschehen, das
auch die Häfen und Wasserstraßen einbezieht. Da-
mit einhergehen sollte ein gemeinsames Werben
der norddeutschen Länder für die Förderung von
Infrastrukturmaßnahmen durch den Bund.

Die vom Bund beschlossene Energiewende ist
nach Ansicht der Kommission ohne unser Bundes-
land nicht machbar. Wir kommen zu dem Schluss,
dass der Energiewandel für Schleswig-Holstein und
den gesamten Norden eine große Chance darstellt,
die genutzt werden muss.

(Zustimmung des Abgeordneten Martin
Habersaat [SPD])

- Vielen Dank, Herr Kollege!

Die Produktion von erneuerbarer Energie erfordert
allerdings auch die nötigen Transportkapazitäten.
Dabei ist eine engere Absprache mit den norddeut-
schen Partnerländern unerlässlich.

Auch im Bildungsbereich sieht die Kommission
die Notwendigkeit einer stärkeren norddeutschen
Kooperation. Bei einer möglichen dritten Föderalis-
musreform erwarten wir von den Verantwortlichen
des Bundes und aller anderen Länder, dass finanzi-
elle Nachteile bei einer über Kooperation hinausge-
henden Zusammenarbeit ausgeräumt werden. Die
Regelungen im Länderfinanzausgleich schließen
dies aus finanzieller Sicht derzeit aus, und zusätz-
lich würde das Stimmgewicht des Nordens im
Bundesrat reduziert werden.

Weiterhin ist es notwendig, bestehende Fehlanreize,
wie sie beispielsweise aus der Verteilung des Steu-
eraufkommens entstehen, schnellstmöglich zu be-
seitigen.

Die Kommission ist zudem zu der Erkenntnis ge-
kommen, dass Regionalinteressen nicht nur direkt
vor Ort liegen. Auch für den Landesteil Schleswig
ist zum Beispiel eine florierende Metropolregion
Hamburg eine Chance, sich positiv zu entwickeln.
Daher wird empfohlen, sich in die Metropolregion
Hamburg und das südliche Dänemark einzubrin-
gen und die sich daraus ergebenden Vorteile zu nut-
zen. Dazu ist es unerlässlich, dass die schleswig-
holsteinischen Regionen auch eigene Wachstums-
perspektiven entwickeln.

Abschließend empfiehlt die Kommission, dass der
Landtag diesen Bericht nicht nur zur Kenntnis
nimmt, sondern als Grundlage für die weitere Ar-
beit im Plenum und in den Ausschüssen nutzt, um
auf diesem Weg zu einer möglichst breit getragenen
Kooperationsstrategie zu kommen. Hier müssen
lohnende Kooperationsfelder aufgezeigt und trans-
parente Zielvorgaben erarbeitet werden.

Losgelöst von den aktuellen Tagesdiskussionen
glaube ich, dass Schleswig-Holstein der Motor ei-
ner norddeutschen Zusammenarbeit werden kann.
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An dieser Stelle geht mein Dank an die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Landtagsverwaltung für
Ihre intensive Begleitung unserer Arbeit sowie an
alle Kommissionsmitglieder aus den Fraktionen
und Herrn Bernd Jorkisch für die gute und kon-
struktive Zusammenarbeit.

(Beifall bei der CDU)

Abschließend möchte ich betonen, dass der Ab-
schlussbericht und das gemeinsame Fazit, das ich
hier ansatzweise vorgetragen habe, von allen Frak-
tionen des Hauses mitgetragen werden.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Meine Damen und Herren! Auf der Zuschauertribü-
ne begrüße ich weitere Gäste, und zwar Schülerin-
nen und Schüler des Gymnasiums Schenefeld. -
Seien Sie uns herzlich willkommen im Kieler Land-
tag!

(Beifall)

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort für die CDU-
Fraktion erteile ich Herrn Fraktionsvorsitzenden Jo-
hannes Callsen.

Johannes Callsen [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir ha-
ben die Einsetzung der Enquetekommission vor
zwei Jahren zwar kritisch gesehen, sie aber kon-
struktiv und aktiv begleitet. Das Ansinnen nach
mehr Kooperation im Norden stand dabei auch für
die CDU außer Frage; denn es gibt Konflikte, die
gelöst, und Chancen, die ergriffen werden müssen.
Auch der europäische Kontext macht immer mehr
eine überregionale Sichtweise erforderlich. Das gilt
gerade für Schleswig-Holstein als gemeinsamer
Wirtschaftsraum mit Hamburg, aber eben auch als
Brücke nach Skandinavien.

Klar ist aber auch, dass jeder künftige Partner zu-
nächst seine eigenen Hausaufgaben auch im Sinne
der Haushaltskonsolidierung machen muss. Nur
durch Zusammenlegung von Aufgaben und Struk-
turen lassen sich messbare finanzielle Synergien
erzielen. Hier hat es in der Vergangenheit bereits
erste Schritte gegeben. Allerdings haben sich für
die CDU-Fraktion durch den Bericht der Enquete-
kommission zumindest keine neuen konkreten An-
haltspunkte für weitere Effekte ergeben.

Eines ist aber auch deutlich geworden: Ein Nord-
staat, wie ihn Teile dieses Hauses immer wieder

ins Gespräch bringen, ist nicht das zielführende
Mittel.

(Beifall bei der CDU)

Einigen Beobachtern werden die Ergebnisse der
Kommission nicht weitreichend genug sein. Aber
es sind konkrete Schritte aufgezeigt, die seitens der
Mehrheit in diesem Haus mitgetragen werden. Für
uns steht dabei eine „Parlamentarierkonferenz
Nord“ im Vordergrund, an der aus jedem norddeut-
schen Parlament ein Mitglied pro Fraktion teil-
nimmt. Diese Konferenz soll sich projektbezogen
um gemeinsame Lösungen bemühen.

Der Berichterstatter hat darauf hingewiesen, dass es
von den anderen Parlamenten zwar freundliche
Grußadressen gegeben hat, aber wenig Konkretes.
Aufgrund der vielfältigen gemeinsamen Herausfor-
derungen sollten wir für mehr gemeinsames Han-
deln werben. Das funktioniert nur, wenn ein regel-
mäßiger Austausch auf Ebene der Parlamente - wie
von uns vorgeschlagen - stattfindet.

Klar ist, dass ein - wie von der SPD beantragter -
Gemeinsamer Ausschuss, über den wir hier auch
schon gesprochen haben, mit Hamburg nicht den
verfassungsgemäßen Regeln entspricht.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das machen wir
nach der Wahl! - Weitere Zurufe von der
SPD)

Daraus folgt, dass eine Beschlussempfehlung eines
solchen Ausschusses, nach unserer Landesverfas-
sung nicht bindend, verfassungsrechtlich nicht zu-
lässig ist. Das ist ein ziemlich grober Schnitzer. Das
hat sich mittlerweile auch schon bis nach Hamburg
herumgesprochen.

Inzwischen ist die SPD wohl auch zu dieser Er-
kenntnis gelangt. Im Brief der Präsidentin der
Bürgerschaft der Hansestadt Hamburg ist nun
nämlich „aus formalen Gründen“ von zwei Aus-
schüssen die Rede. Dieser Vorstoß der Hamburger
Bürgerschaftspräsidentin für einen Gemeinsamen
Ausschuss, offenbar - versteht man die Opposition
in Hamburg richtig - ohne Abstimmung mit dem
Ältestenrat, entpuppt sich deswegen für uns als rei-
nes SPD-Wahlkampfmanöver.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wir haben es hier mit Gemeinsamkeiten der Sozial-
demokraten zu tun, die wir auch aus anderen Berei-
chen kennen. Der SPD geht an dieser Stelle Partei-
interesse vor Landesinteresse. Das sind wir ge-
wohnt. Auch in diesem Haus haben wir bei der Dis-
kussion um die HUSUM Wind deutlich gehört und
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gesehen, dass Hamburg die Interessen unseres Lan-
des schlicht übergeht - und die schleswig-holsteini-
sche SPD applaudiert noch dazu.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Auch das Scheitern der Länderklausel beim CCS-
Gesetz trägt die Handschrift der Nord-SPD, ganz
konkret der Hamburger SPD, die sich der Länder-
klausel verweigert hat. Diese Hamburger Allein-
gänge zulasten seiner Nachbarn lassen sich auch
durch das Wahlkampfmanöver für einen Gemeinsa-
men Ausschusses nicht übertünchen.

(Martin Habersaat [SPD]: Immer feste
drauf!)

Meine Damen und Herren, für uns geht es in der
Zukunft in Hinsicht auf Kooperation um folgende
konkrete Punkte:

Ein Grundlagenstaatsvertrag zwischen den nord-
deutschen Ländern, in dem die Rahmenbedingun-
gen für künftige Kooperationen festgeschrieben
werden, soll Zielsetzung der fortlaufenden Gesprä-
che und Verhandlungen sein. Die Parlamente sind
dabei zu beteiligen.

Wir wollen einen Prüfautomatismus bei Gesetzes-
vorhaben einführen, der mögliche Kooperation bei
jeder neuen Aufgabe beziehungsweise Regelung
überprüft, damit es mittelfristig zu einer Anglei-
chung der Gesetze und Verordnungen in Nord-
deutschland kommt.

Und wir stehen für eine in Norddeutschland besser
koordinierte Landes- und Regionalplanung. Hier-
für wollen wir gemeinsame Rahmenbedingungen
erarbeiten.

In der Verkehrspolitik soll eine Aktualisierung der
„Ahrensburger Liste“ vorgenommen werden. Wir
wollen gemeinsam für Infrastrukturmaßnahmen
werben, die im Interesse des Nordens sind. Um eine
gute und partnerschaftliche Zusammenarbeit in ei-
nem gemeinsamen Wirtschaftsraum dauerhaft zu
erreichen, ist die Bereitschaft beider Partner erfor-
derlich. Wir sind zu einer Allianz für den Norden
auf Augenhöhe und in Partnerschaft bereit.

(Beifall bei CDU und FDP - Wortmeldung
des Abgeordneten Dr. Robert Habeck
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge? - Das Wort für die SPD-Fraktion erteile ich
jetzt der Frau Abgeordneten Dr. Gitta Trauernicht.

Dr. Gitta Trauernicht [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Ergebnisse der Enquetekommission „Norddeut-
sche Kooperation“ liegen nun auf dem Tisch, und
eines ist klar: Eine engere Kooperation im Norden
tut not.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Experten haben deutlich gemacht: In einer en-
geren Kooperation liegen Chancen, die wir nutzen
müssen - im Interesse der Menschen, im Interesse
des Wohlstands unseres Landes. Dies ist auch eine
Frage der politischen Klugheit, der Weitsicht, der
Weltoffenheit und nicht zuletzt eine Frage der Ver-
antwortung für unsere Heimat. Was wir brauchen,
ist gute Nachbarschaft für eine starke Allianz im
Norden.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Wir brauchen eine neue Qualität in der Kooperati-
on mit Hamburg und der norddeutschen Länder
untereinander.

Was aber, Herr Ministerpräsident, ist die derzeitige
Lage? - Ein Tiefstand in den Beziehungen zu Ham-
burg ist erreicht. Die Zahl der Konflikte steigt stän-
dig.

(Zuruf von der CDU)

Ob HUSUM Wind oder Gastschulabkommen, ob
Sicherungsverwahrung oder Asbesttransport - die
Landesregierung läuft diesen Konflikten hinterher.
Andere politische Großthemen liegen brach. Sie
sind ungelöst oder gar nicht erst angepackt. Es gibt
keine gemeinsame norddeutsche Hafen- bezie-
hungsweise Flughafenpolitik, es gibt keine nord-
deutsche Energieoffensive, keinen gemeinsamen
Vorstoß bei offensichtlichen Benachteiligungen ge-
genüber dem Bund, es gibt keine Vision, gar nichts.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, gute
Nachbarschaft und eine starke Allianz im Norden -
das geht anders. Es muss Schluss sein mit dem Hin-
terherhecheln bei Problemen, Schluss mit den
schwelenden Konflikten, mit hektischen Symbolak-
tionen oder gar - wie zuletzt - mit beleidigtem,
kleinlichem Verweigern der ausgestreckten Hand
unseres Nachbarn.

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])
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Der Konflikt um die Idee eines Gemeinsamen
Ausschusses mit der Hamburgischen Bürger-
schaft ist mehr als ein Konflikt um Verfahren, ist
mehr als ein Randthema.

(Zuruf des Abgeordneten Johannes Callsen
[CDU])

Er verweist auf unterschiedliche Haltungen. Das ist
in der Rede von Herrn Callsen noch einmal sehr
deutlich geworden.

Es ist nicht Halbherzigkeit und Kleinteiligkeit ge-
fragt, sondern der Wille zu einer Umkehr in der
Nachbarschaftspolitik. Wir müssen norddeutsch
denken und handeln. Die Grenzen müssen fallen -
in den Köpfen der Menschen, aber auch im realen
Alltag. Dazu brauchen wir keine Nordstaatdebatte,
aber den Mut zu gemeinsamer Politik.

(Zuruf der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

Zum Beispiel in der Bildung: Unser Ziel ist die
freie Schulwahl im Norden. Dazu brauchen wir ei-
ne gemeinsame Schulentwicklungsplanung. Wir
brauchen ein politisch abgestimmtes, kompatibles
Schulsystem und eine stimmige Finanzierung.

Oder in der Energiepolitik: Ohne den Norden wird
es keine Energiewende geben. Unser Know-how
wird gebraucht, aber im Miteinander, nicht im Ge-
geneinander. Eine norddeutsche Netzagentur, ein
norddeutsches Gesamtkonzept zur Energiewende,
gemeinsam formulierte Ziele - all das ist mit den
bisherigen Instrumenten und Haltungen nicht zu ha-
ben.

Wenn der Norden gemeinsam auftritt, mit einer
Stimme spricht - das macht der Bericht der Enque-
tekommission deutlich -, stärkt dies seine Chancen
im föderalen Wettbewerb in Deutschland, in
Europa und darüber hinaus.

Ein enger Verbund im Norden - das zeigt der Be-
richt der Enquetekommission ebenfalls - kann die
Wirtschaft ankurbeln, den gesamten Standort stär-
ken, Haushalte entlasten und die Durchsetzung ge-
meinsamer Interesse erleichtern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die SPD
hat verstanden: Wir haben uns auf den Weg ge-
macht. Der Hamburger Bürgermeister Olaf Scholz,
der zukünftige Ministerpräsident Torsten Albig,

(Lachen bei der CDU)

die Senatoren, die Bürgerschaftspräsidentin, wir als
SPD-Fraktionen in der Bürgerschaft und hier im
Schleswig-Holsteinischen Landtag, wir sind die

einzige Partei, die eine vernünftige Nachbarschaft
mit Hamburg will und pflegt.

(Beifall bei der SPD)

Wir wissen, was wir wollen. Wir wollen eine kluge
Politik für eine starke Allianz im Norden. Selbstbe-
wusst und auf gleicher Augenhöhe mit Hamburg
werden wir neue Wege gehen. Wir werden mit
Hamburg einen Gemeinsamen Ausschuss einrich-
ten und dafür die rechtlichen Voraussetzungen
schaffen. Vor allen Dingen aber werden wir am
6. Mai die Mehrheiten für eine neue Kooperation
im Norden schaffen. Das ist wichtig für die Men-
schen in unserer Heimat.

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] - Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]:
Aschermittwoch! Da ist alles vorbei!)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die FDP-Fraktion erteile ich der Frau Abgeord-
neten Ingrid Brand-Hückstädt das Wort.

Ingrid Brand-Hückstädt [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Koope-
ration bedeutet eine politische, wirtschaftliche oder
soziale Strategie, die auf Zusammenarbeit und Aus-
tausch mit anderen basiert und zielgerichtet den
möglichen eigenen Nutzen auf den Nutzen der Ko-
operationspartner abstimmt. Die Kommission hatte
keine Zusammenarbeit, geschweige denn einen
Austausch mit anderen, und sie konnte deshalb
auch nicht zielgerichtet den möglichen eigenen
Nutzen mit dem Nutzen für die anderen Kooperati-
onspartner abstimmen. Das ist bedauerlich.

Deshalb ist das Fazit richtig: Nach der intensiven
eigenen Nabelschau und der Berichtserstellung über
den Istzustand von Kooperationen, den man übri-
gens wahrscheinlich auch über eine Große Anfrage
bekommen hätte, kann und muss die richtige Arbeit
erst beginnen. Die heißt: Kontaktaufnahme mit den
anderen norddeutschen Bundesländern, zielgerich-
tet den eigenen Nutzen mit denen der anderen ab-
gleichen und sich über mögliche Projekte der Zu-
sammenarbeit, bei denen gleiche Interesse beste-
hen, abstimmen, und am besten ein Abkommen
darüber abschließen, in dem Rahmenbedingungen
für Kooperationen festgeschrieben werden.

Mehr Kooperation im Norden im politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Bereich - das hat auch für
die FDP-Fraktion nie außer Frage gestanden. Sie ist
aber kein Selbstzweck und ersetzt keine eigenen
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Sparmaßnahmen beziehungsweise Strukturverände-
rungen, geschweige denn ist sie ein Allheilmittel
für eigene Probleme. Kooperation ist dort richtig,
wo sie den Partnern nützt - organisatorisch, struktu-
rell und am besten auch finanziell. Wo das nicht der
Fall ist - zum Beispiel beim Tourismus oder auch in
der Forschung -, kann es sein, dass Wettbewerb al-
len Beteiligten mehr nützt.

Eine solche Kosten-Nutzen-Rechnung macht je-
des am Markt agierende Unternehmen, bevor es
sich für eine freundliche oder unfreundliche Über-
nahme eines anderen Unternehmens entscheidet.
Ich weiß, dass das Beispiel hinkt: Zwei oder mehr
Länder entscheiden nicht, ob sie Schleswig-Hol-
stein übernehmen - die Zeiten sind Gott sei Dank
vorbei.

Der Konfrontationsgedanke ist dem Kooperations-
gedanken gewichen, und das ist gut so. Ein Ergeb-
nis der Kommission ist für uns, dass dieser Gedan-
ke zu institutionalisieren ist. Bei jedem Projekt, bei
jedem Gesetzesvorhaben - sei es bei der Verkehrs-
planung oder bei der Landesplanung - ist zu fragen:
Geht das auch mit anderen Ländern zusammen, und
wenn ja, ist es sinnvoll?

Es ist natürlich zu begrüßen, dass die SPD nach fast
zwei Jahren Enquete feststellt, dass wir „nord-
deutsch denken und handeln“ müssen - das ist ein
Zitat von Frau Trauernicht. Nun, es hätte mich auch
etwas erschreckt, wenn die Erkenntnis gelautet hät-
te, wir müssten bayerisch denken oder handeln.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

- Das war mein Beitrag zum Aschermittwoch, Herr
Stegner.

(Beifall der Abgeordneten Oliver Kumbartz-
ky [FDP] und Susanne Herold [CDU])

Auch der Kollege Habeck von den Grünen sollte
den Konfrontationskurs als Strategie der Kooperati-
on schnellstmöglich wechseln und die Hamburger
nicht mehr als „Pfeffersäcke“ bezeichnen. Viel-
leicht findet sich ein anderer Ausdruck.

Verstärkte Kooperation oder gar den Nordstaat zu
wollen, erfordert ein bisschen mehr Fingerspitzen-
gefühl, als bei den Oppositionsparteien vorhanden
ist.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Wie bei Ihnen, ja?)

Das dachte sich anscheinend auch die Präsidentin
der Hamburgischen Bürgerschaft von der SPD,
die vorsichtshalber zur Selbsthilfe griff und vermut-
lich rein zufällig an dem Tag, an dem die Enquete-

kommission vor der Presse ihren Ertrag vorstellte,
ein Schreiben an den Schleswig-Holsteinischen
Landtag versandte, um mitzuteilen, dass der Ham-
burgischen Bürgerschaft sehr daran gelegen sei, die
Beziehungen zwischen unseren Landesparlamen-
ten zu vertiefen. Fingerspitzengefühl? - Wohl eher
knallharte Wahlkampfkooperation zwischen der
schleswig-holsteinischen und der Hamburger SPD.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Ich möchte zum Schluss auf einen Gesichtspunkt in
dieser Debatte aufmerksam machen, der aus meiner
Sicht bisher zu wenig Beachtung gefunden hat. Wer
gedanklich über eine Kooperation der norddeut-
schen Bundesländer hinausgeht und vom Nord-
staat redet, muss sich auch Folgendes vergegen-
wärtigen: Die Bundesrepublik Deutschland ist kei-
ne Firmierung, sondern beschreibt die Grundfesten
unserer Staatsform, nämlich eine Republik. Damit
wird in unserem Staatsnamen die Bedeutung des
Föderalismus signalisiert. Er gehört neben der De-
mokratie, der Republik, dem Rechtsstaat und dem
Sozialstaat zu den fünf grundlegenden Verfassungs-
prinzipien. Bei aller Vielfalt ist doch immer ein ge-
wisses Maß an Einheitlichkeit gegeben. Wir sind
bisher ganz gut damit gefahren. Der Föderalismus
hat Wohlstand in alle Ecken der Bundesrepublik
gebracht und nicht - wie zum Beispiel in Frankreich
- die Hauptstadt vergoldet. Seine eigentliche Recht-
fertigung findet der Föderalismus allerdings darin,
durch Machtstreuung die freiheitliche Demokratie
zu stützen. Diese gilt es zu bewahren.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN erteile ich der Frau Kollegin Ines Strehl-
au.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Wahlkampfgeklingel, Frau Brand-Hückstädt,
ist wohl auf beiden Seiten da. Aber dazu komme
ich gleich.

„Die Enquete hat in vielen Sitzungen nichts heraus-
gefunden, was nicht schon vorher bekannt gewesen
wäre. Man hätte sie sich also sparen können.“ - So
fasste ein Journalist das Ergebnis der Enquetekom-
mission „Norddeutsche Kooperation“ zusammen.
Hat er recht? - Nein, ganz und gar nicht. Wir haben
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deutlich mehr als eine Bestandsaufnahme mit altbe-
kannten Fakten erstellt. Die Enquetekommission
hat die Kooperationsfelder und konkrete Maßnah-
men herausgearbeitet, die eine zukünftige Regie-
rung beackern muss. Außerdem haben wir dazu
beigetragen, den Diskurs über eine intensivere
norddeutsche Kooperation und über eine Neuord-
nung unserer Länderstruktur wieder in die Öf-
fentlichkeit zu bringen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Rolf Fischer [SPD]
und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Die Kooperationsdebatte hat Fahrt aufgenommen,
und das ist gut so. Jetzt müssen Taten folgen. Die
nächste Landesregierung muss sich daranmachen,
die norddeutsche Kooperation auf solide, krisenfe-
ste Beine zu stellen. Sie muss gemeinsam mit ande-
ren norddeutschen Partnern ein Gesamtkonzept ent-
wickeln, das konkrete Ziele festlegt, aber auch
Spielregeln, wie bei strittigen Themen eine gemein-
same Lösung auf Augenhöhe gefunden wird.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie der Abgeordneten Martin Habersaat
[SPD] und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Die Kooperation liegt auf vielen Feldern noch im
Argen und muss ausgebaut werden.

Wir brauchen eine gemeinsame Verkehrsplanung
zwischen Hamburg und Schleswig-Holstein inklu-
sive Hafen und Schiene, einen gemeinsamen Ver-
kehrsverbund für den ÖPNV, gemeinsame Landes-
planung, um zum Beispiel länderübergreifende Ge-
werbegebiete zu ermöglichen. Wir brauchen die
Angleichung der Förderinstrumente für die Wirt-
schaft, die verstärkte Kooperation bei der Justiz, die
Zusammenarbeit der Uni-Klinika, eine gemeinsame
Krankenhausplanung. Insbesondere bei der Umset-
zung der Energiewende ist ein norddeutsches Zu-
sammenspiel zwingend erforderlich.

Wir brauchen eine Hochschulkooperation mit einer
Angleichung der Hochschulgesetze an eine gemein-
same Schulplanung mit Hamburg. Dazu gehört
auch, die Lehrerausbildung anzugleichen und die
Lehrerfortbildungsinstitute von Schleswig-Holstein
und Hamburg zu verzahnen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Diese Liste der konkreten Projekte ließe sich noch
lange fortsetzen. Alle Projekte sind im Ab-
schlussbericht enthalten.

Um in der norddeutschen Zusammenarbeit weiter-
zukommen, brauchen wir eine Landesregierung, die
die Kooperation entschlossen angeht,

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie der Abgeordneten Olaf Schulze [SPD]
und Dr. Ralf Stegner [SPD])

die sich keine Denkverbote auferlegt, die Ziele ent-
wickelt, sie in einen Fahrplan einbettet und die mu-
tig notwendige strukturelle Veränderungen angeht -
für mehr Service für die Bürgerinnen und Bürger
und mehr Spielraum bei den Finanzen.

Frau Brand-Hückstädt, was wir nicht brauchen,
sind Bedenkenträger, die alles so lassen wollen, wie
es ist, weil es schon immer so war.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Das hemmt unser Land und seine Entwicklung. Wir
wollen dabei nicht den Föderalismus infrage stel-
len. Wir wollen ihn weiterentwickeln, und das ist
bitter notwendig. Es ist schon bezeichnend, dass die
FDP die Enquete im Sommer einstampfen wollte.

Die FDP hatte sich - zumindest bis zu dem Zeit-
punkt - selten aktiv in die Diskussion eingebracht.
Als dann die Arbeit für die Fraktionen begann, die
Protokolle gelesen und die Bewertungen geschrie-
ben werden mussten, wollte sie die Arbeit verwei-
gern. - Mit so einer Arbeitsmoral bringen Sie das
Land nicht auf Vordermann, liebe FDP.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD - Gerrit Koch [FDP]: Woher haben
Sie denn den Quatsch? - Oliver Kumbartzky
[FDP]: Unmöglich!)

Nein, Sie katapultieren sich ins Aus - bei den Wirt-
schaftsverbänden ebenso wie im Parlament.

Die norddeutsche Kooperation sowie die Koope-
ration mit Dänemark sind gut und wichtig. Durch
Bündelung der Kräfte wird der Norden gestärkt und
kann im globalen Wettbewerb seine Potenziale voll
ausschöpfen. Aber die gemeinsame Basis muss
dringend ausgebaut werden. Wir brauchen keine
Wahlkampfkabinettssitzungen mit Hamburg kurz
vor Ende der Wahlperiode. Das ist blanker Populis-
mus.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
vereinzelt bei der SPD und des Abgeordneten
Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE])

Wir brauchen kein Wahlkampfgeplänkel zwischen
Schleswig-Holstein und Hamburg mit Einladungen,
die nicht angenommen werden, und Briefen, die an-
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geblich nicht beantwortet wurden. - Das ist Kinder-
kram!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Wir brauchen kein Auf-die-Schnelle-Gutachten von
Herrn de Jager, der kurz vor Abschluss der Enquete
noch fix eine Expertise zur Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik auf den Tisch wirft. - Das zeigt Tor-
schlusspanik, Herr de Jager.

Wir brauchen institutionalisierte Treffen der Par-
lamentarier und Landesregierungen, um Konzepte
zu entwickeln, und auch, um uns persönlich ken-
nenzulernen. Wenn wir dieses Ziel erreichen wol-
len, finden wir auch die Gremienstruktur dafür. Der
Gemeinsame Ausschuss wäre eine Möglichkeit.
Man kann ihn verfassungsmäßig einbetten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie der Abgeordneten Siegrid Tenor-Al-
schausky [SPD] und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Wir Grüne wollen gern der Motor der Kooperation
sein und hoffen, dass wir dabei in der nächsten Le-
gislaturperiode auch Partnerinnen und Partner fin-
den.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die Fraktion DIE LINKE erteile ich
Herrn Abgeordneten Heinz-Werner Jezewski.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Vielen Dank. - Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Frau Brand-Hückstädt, es ist schon
schwierig, nicht mitzuklatschen, wenn Sie hier re-
den, und das Gefühl zu unterdrücken, Sie auch ein-
mal in Schutz nehmen zu müssen.

(Zuruf des Abgeordneten Ingrid Brand-
Hückstädt [FDP])

Auch wenn man das inmitten dieser Jubelarien
kaum glauben mag: Wir sind ja nicht die ersten, die
sich in diesem Land mit dem Thema norddeutsche
Kooperation und allem, was dazugehört, beschäfti-
gen. Am 15. Februar 1988 - ich erinnere mich sehr
genau an den Tag, weil mein Sohn da zwei Jahre alt
geworden ist -, also vor exakt 24 Jahren, zitierte der
„Spiegel“ den damaligen niedersächsischen Minis-
terpräsidenten Ernst Albrecht mit den Worten, nie-
mand hätte Verständnis dafür, wenn gewachsene
Strukturen nun wieder zerschlagen würden. Und

das Nordlicht Albrecht - so der „Spiegel“ weiter -
sagte: „Bei gutem Willen können die Nordlichter
gemeinsame Probleme auch grenzüberschreitend
lösen.“

Zu grenzüberschreitend gehört, dass es Grenzen
gibt, dass man ganz deutliche Abgrenzungen zwi-
schen Bundesländern hat. Aber noch treffender
drückte diese Tatsache ein unbenannter Bremer
Parlamentarier aus, der in der gleichen „Spie-
gel“-Ausgabe mit den Worten zitiert wird: „Wenn
mal jemand ein Ei loslegen will, fängt er an, vom
Nordstaat zu reden.“

Exakt die gleichen Erkenntnisse, die der „Spiegel“
damals aufgeführt hat, hat die jetzt abgeschlossene
Arbeit der Enquetekommission erbracht. Erstens:
Wir haben eine gewachsene und funktionierende
Struktur. Sie zu verbessern, ist unsere ständige
Aufgabe, nicht nur im Hinblick auf eine bessere
Zusammenarbeit mit den norddeutschen Ländern.
Sie nicht zu zerschlagen, muss unsere Pflicht sein.
Wir wissen alle, wovon wir reden. Es gibt Struktu-
ren, die den Landesteil Schleswig am Leben halten.
Ich habe Angst, dass diese Strukturen vor die Hun-
de gehen, wenn die norddeutsche Kooperation in
die Richtung geht, die einige gern möchten.

(Beifall bei der LINKEN)

Zweitens. Die länderübergreifenden Probleme, die
wir haben, können wir lösen, wenn auf allen Seiten
das vorhanden ist, was Ministerpräsident Albrecht
damals angemahnt hat: ein wenig guter Wille.

(Beifall bei der LINKEN)

Drittens. Wir werden es nicht verhindern können,
dass immer wieder jemand den sogenannten Nord-
staat ins Gespräch bringt, wenn er anders nicht die
Aufmerksamkeit findet, die er offenbar benötigt.

Ich will die Arbeit, die die Kommission geleistet
hat, keinesfalls kleinreden. In einem sehr konstruk-
tiven Arbeitsklima mit der Unterstützung von hoch-
qualifizierten und motivierten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern ist es ihr gelungen, eine ordentliche
Bestandsaufnahme der Situation zu erstellen. An
dieser Stelle möchte auch ich mich bei allen Betei-
ligten, vor allem bei den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern und den externen Sachverständigen, be-
danken; ohne sie wäre all das nicht möglich gewe-
sen. Wenn die Bestandsaufnahme lückenhaft ist, ist
dies sicherlich nicht der Arbeit der Kommission an-
zulasten. Auch für Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier in Schleswig-Holstein hat der Tag nur
24 Stunden, und das gilt auch für die Kollegin
Brand-Hückstädt. Das große Manko dieser Enque-
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tekommission war wohl schon der Einsetzungsbe-
schluss, den dieses Haus gefasst hat. Solch ein län-
derübergreifendes Thema ausschließlich aus der
Sicht eines einzelnen Landes zu behandeln, konnte
einfach keine besseren Ergebnisse bringen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es mag jetzt zwar wahlkampftaktisch angebracht
sein, aufeinander einzuschlagen, besser aber wäre
es gewesen, diese länderübergreifende Zusammen-
arbeit auf parlamentarischer wie auf administrativer
Ebene schon bei der Einsetzung der Kommission
anzumahnen - und nicht nur in diesem Hause, son-
dern auch in den anderen norddeutschen Bundes-
ländern. Ich habe Verständnis dafür, dass im
Wahlkampf jeder seine Schäfchen ins Trockene
bringen will. Ich habe auch Verständnis dafür, dass
wir uns persönlich kennenlernen wollen. Kollege
Stegner, aber wo war denn die SPD-Fraktion der
Hamburgischen Bürgerschaft, als wir hier den Ein-
setzungsbeschluss gefasst haben? Wo war die SPD-
Fraktion der Hamburgischen Bürgerschaft während
der zweijährigen Arbeit dieser Kommission? Wir
haben die Hamburger eingeladen. Was haben sie
gemacht? - Sie haben einen Abteilungsleiter ge-
schickt. Das müssen die sich heute vorwerfen las-
sen.

Was wir als Fazit aus dem Bericht und der Arbeit
der Kommission mitnehmen sollten, ist die Richtig-
keit des bekannten Sprichworts: Es gibt nichts Gu-
tes, außer man tut es. Der Bericht zeigt uns eine
Menge Schwachpunkte der norddeutschen Zusam-
menarbeit auf. Es liegt an den Abgeordneten dieses
Hauses, in der jetzigen und der nächsten Legislatur-
periode, diese Schwachpunkte in Angriff zu neh-
men. Dabei müssen wir nicht auf das immer wieder
beschworene Gastschulabkommen oder die kata-
strophale Situation bei der Husumer Windmesse
zurückkommen.

Ich gebe Ihnen ein Beispiel, das in der Kommission
gar nicht angerissen wurde: Will sich ein Mensch,
der als Asylbewerber in Stormarn lebt, in Lübeck
Arbeit suchen, kann er das neuerdings, wenn er
denn eine Arbeitsgenehmigung hat, ohne bürokrati-
sche Hürden tun. Er oder sie setzt sich in den Zug,
fährt nach Lübeck und kann sich bei dem Betrieb,
der Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter sucht, vor-
stellen. Liegt dieser Betrieb aber in Lüdersdorf, we-
nige Kilometer östlich von Lübeck, macht sich die-
ser Mensch eines Vergehens gegen das Ausländer-
recht schuldig. Minister Schmalfuß hat in diesem
Hause zu Recht viel Beifall für die Aufhebung der
Residenzpflicht erhalten.

(Glocke des Präsidenten)

Es wird nun Zeit, diese Mindestanforderung an ein
modernes Ausländerrecht auch länderübergreifend
durchzusetzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich komme zum letzten Satz. - Dazu braucht es nur
das, was Ernst Albrecht bereits vor 24 Jahren ange-
mahnt hat, nämlich den guten Willen aller Beteilig-
ten.

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf der Abge-
ordneten Monika Heinold [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Präsident Torsten Geerdts:

Für die SSW-Fraktion erteile ich der Fraktionsvor-
sitzenden Anke Spoorendonk das Wort.

(Zurufe)

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Um ehrlich zu sein: Der SSW hat sich von dieser
Enquetekommission keinen großen Erkenntnisge-
winn erhofft. Wir haben den Einsetzungsantrag da-
mals abgelehnt und uns trotzdem konstruktiv an der
Arbeit in diesem Gremium beteiligt.

(Zurufe)

- Ja, das haben wir.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lieber Kollege, auch wenn man es einfacher hätte
haben können, ist die heute vorliegende Bestands-
aufnahme der norddeutschen Zusammenarbeit sehr
nützlich.

(Beifall des Abgeordneten Heinz-Werner Je-
zewski [DIE LINKE])

Zwar zeigt der vorliegende Abschlussbericht in er-
ster Linie, dass es schon heute eine vielfältige Ko-
operation in wichtigen Fragen gibt, was für sich ge-
nommen natürlich keine bahnbrechende Erkenntnis
ist. Aber darüber hinaus zeigt er eben auch, wo wei-
teres Kooperationspotenzial besteht, und das se-
hen wir durchaus positiv.

Ohne Zweifel liegt in der Kooperation mit unseren
norddeutschen Nachbarländern eine wesentliche
strategische Perspektive für die Entwicklung unse-
res Landes. Wir brauchen aber auch eine Perspekti-
ve für die Teile unseres Landes, die nicht unmittel-
bar zu den Gewinnern einer verstärkten norddeut-
schen Kooperation gehören. Für den Norden des
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Landes ist die grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit mit Süddänemark eine eigenständige Per-
spektive, die nicht nur im Zusammenhang mit der
norddeutschen Kooperation zu betrachten ist. Dabei
muss auch noch eines klar sein: Aus Sicht des SSW
muss eine vertiefte Zusammenarbeit - in welchem
Feld auch immer - die Verbesserung der Lebens-
qualität zum Ziel haben und sich damit vor allem
am Nutzen für die Menschen im Land orientieren.

Auch wenn diese Tatsache so manchem nicht gefal-
len mag: Ob man sich nun ganz allgemein das nicht
vorhandene Interesse aller übrigen Nordländer an
der Kommissionsarbeit vor Augen führt oder sich
im Besonderen den Konflikt um die Messe in Hu-
sum anschaut - das ist ein gutes Beispiel dafür, dass
wir in unserer Enquetekommission viel geredet ha-
ben, die Wirklichkeit vor Ort aber ganz anders aus-
sieht. Es gibt eindeutige Belege dafür, dass unsere
Nachbarländer in Norddeutschland unsere Arbeit
nur beobachtet, gleichgültig zur Kenntnis genom-
men oder überhaupt nicht beachtet haben. Manch-
mal hat man den Eindruck, in Hamburg könnte ein
Sack - - Ich habe das Bild schon einmal benutzt und
wusste nicht, wie das weitergeht.

(Zuruf: Ein Sack Reis!)

- Vielen Dank für Ihre Unterstützung. - Man be-
kommt wirklich den Eindruck, als könnte in Ham-
burg ein Sack Reis umfallen und man hätte mit der
Arbeit der Enquetekommission das gleiche Ergeb-
nis.

(Vereinzelter Beifall bei FDP und der LIN-
KEN)

Das sind klare Signale. Wer etwas anderes behaup-
tet, streut sich selbst Sand in die Augen.

Wir wollen eine Kooperation auf Augenhöhe mit
den anderen norddeutschen Ländern. Wir brauchen
keine Politik der Anbiederung. Auch das haben wir
beobachten können, wenn immer wieder gesagt
wird: Wir wollen die Kooperation, und wir sind von
den anderen Bundesländern nur missverstanden
worden. Schleswig-Holstein braucht sich nicht un-
ter Wert zu verkaufen, und nur eine Politik auf Au-
genhöhe ist richtig.

Es liegt in der Natur der Sache, dass die Fraktionen
die Ergebnisse der Kommissionsarbeit unter-
schiedlich bewerten und interpretieren. Die Debatte
heute zeigt das. Doch ganz gleich, ob man nun ge-
meinsame Ausschüsse, einen Grundlagenstaatsver-
trag oder eine parlamentarische Konferenz will -
ich muss dringend davor warnen, dass man sich
über die Interessen der Bürgerinnen und Bürger

hinwegsetzt und den vierten, fünften oder zehnten
Schritt vor dem ersten macht.

Eines ist durch die Kommissionsarbeit doch beson-
ders deutlich geworden: Das technokratische Hirn-
gespinst namens Nordstaat bringt uns kein Stück-
chen weiter. Trotz intensiver Beschäftigung mit al-
len Facetten einer norddeutschen Kooperation bis
hin zur Fusion konnte kein Beleg für die gern be-
haupteten Einsparungen oder für freigesetzte Ver-
waltungsressourcen gefunden werden. Man meint,
es gäbe sie. Man wünscht sich freigesetzte Ressour-
cen, aber die Anhörungen haben das nicht bestäti-
gen können. Das heißt, wer den Nordstaat will,
nimmt in Kauf, dass dies nur aus ideologischen
Gründen geschehen soll.

Aus Sicht des SSW ist es höchste Zeit, auf den Bo-
den der Tatsachen zurückzukehren. Der Bericht
muss genutzt werden, um daraus ganz konkrete
Problemstellungen abzuleiten, die wir gemeinsam
mit den anderen norddeutschen Ländern lösen wol-
len.

Wir sind nicht gegen diese norddeutsche Kooperati-
on. Wir sehen schon, dass das sinnvoll ist.

(Glocke des Präsidenten)

Es gibt Bereiche wie Wirtschaft, Tourismus, Klima
und Netzausbau, für die diese norddeutsche Zusam-
menarbeit notwendig ist. Aber wir müssen doch
erst einmal die Interessen definieren, wir müssen
doch von unten anfangen. Deshalb setzt sich der
SSW für eine Kooperationsstrategie ein. Die Zu-
sammenarbeit muss transparente und erreichbare
Ziele umfassen. Wir sagen: Für diese Arbeit ist das
bewährte Modell der Ostseeparlamentarierkonfe-
renz ein geeignetes Instrument. Es ist also besser
als die Einrichtung eines Gemeinsamen Ausschus-
ses oder die Verabschiedung eines Grundlagen-
staatsvertrags.

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei der
LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die Landesregierung erteile ich Herrn
Ministerpräsidenten Peter Harry Carstensen.

Peter Harry Carstensen, Ministerpräsident:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Es steht mir nicht zu, die Arbeit der Parla-
mentarier, die Enquetekommission, zu bewerten.
Aber natürlich wird die Landesregierung die Vor-
schläge aufgreifen, die ihr besonders vielverspre-
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chend erscheinen. Zu den wesentlichen Forderun-
gen des Berichts kann ich sagen: Ob es um die ko-
ordinierte Landesplanung geht, um eine abge-
stimmte norddeutsche Infrastrukturplanung oder
um ein abgestimmtes Handeln bei der Energiewen-
de - an diesen Themen sind wir bereits dran.

Die Zusammenarbeit mit Hamburg und auch mit
den anderen norddeutschen Ländern ist für meine
Landesregierung und für mich ein zentraler Be-
standteil unserer Politik. Ich habe mich schon ein
bisschen gewundert, liebe Frau Trauernicht. Sie
wollen ja nun in Nordfriesland kandidieren. Ich will
gar nicht über die Umstände reden. Dass Sie keinen
einzigen Satz zur HUSUM Wind sagen, sich hier
aber hinstellen

(Beifall bei CDU und FDP)

und von der ausgestreckten Hand Hamburgs spre-
chen, ist schon ein starkes Stück. Diese ausge-
streckte Hand Hamburgs ist in Bezug auf die HU-
SUM Wind eine ausgestreckte Faust gewesen, um
das einmal ganz deutlich zu sagen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Sie können dieser Landesregierung - -

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

- Ja, hoffentlich hören das viele. Wir hoffen auch,
dass bei Ihnen viele zuhören, Herr Stegner. Das
wird unseren Erfolg noch weiter steigern.

(Beifall bei CDU und FDP - Lachen bei der
SPD)

- Ja, sicherlich. Sie sollten sich wirklich überall zei-
gen. Sie können Herrn Albig gern einmal mitneh-
men. Denn überall, wo Albig gezeigt wird, ist Steg-
ner drin. Das muss auch irgendwo deutlich werden.

(Beifall bei CDU und FDP - Dr. Ralf Stegner
[SPD]: Schön wär’s!)

- „Schön wär’s!“, sagt er. Dann ist ja gut.

Sie können dieser Landesregierung weiß Gott keine
Untätigkeit bei der norddeutschen Kooperation
vorwerfen. Im Gegenteil, Schleswig-Holstein ist oft
genug Motor der norddeutschen Zusammenarbeit
gewesen und wird es auch weiterhin bleiben. Was
uns antreibt, sind die politischen Ziele, die gerade
auch Frau Spoorendonk dargestellt hat, über die wir
uns sicherlich auch weitgehend einig sind. Wir wol-
len die Lebensbedingungen unserer Bürgerinnen
und Bürger verbessern. Wir wollen die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit sichern, um Wachstum
und Beschäftigung zu steigern, und wir wollen bes-

sere und preiswertere öffentliche Dienstleistungen
anbieten, um so die öffentlichen Haushalte auch zu
entlasten. Wir wollen vor allen Dingen auch erfolg-
reicher in Berlin und Brüssel sein. Das werden wir
sein, wenn wir Nordländer dort gemeinsam für un-
sere Interessen eintreten.

Diese Ziele erreichen wir nur, wenn wir den Schul-
terschluss mit unseren Nachbarn suchen. Wir wis-
sen, wer hier nicht über Ländergrenzen hinweg
denkt, der wird auch nichts bewegen. Allerdings sa-
ge ich auch: Natürlich müssen wir eine neue quali-
tative Stufe in der Zusammenarbeit erreichen, um
nicht auf der Stelle zu treten. Auch hier wollen wir
gern Motor sein.

Auch aus diesem Grund treffen wir uns in der kom-
menden Woche zu einer gemeinsamen Kabinetts-
sitzung in Kiel. Liebe Frau Strehlau, das hat nun
wirklich überhaupt nichts mit Wahlkampf zu tun,
sondern das entspricht einem Vertrag, der zwei Un-
terschriften trägt, nämlich diejenige von Herrn Eng-
holm und diejenige von Herrn von Dohnanyi. Die
haben das damals vereinbart. Das ist allerdings
nicht immer so gelaufen. Ich sage auch noch einmal
ganz deutlich: Die Zusammenarbeit zwischen den
Ländern Schleswig-Holstein und Hamburg ist erst
wieder in Gang gekommen, als Ole von Beust Er-
ster Bürgermeister in Hamburg wurde.

(Beifall bei CDU und FDP - Widerspruch bei
der SPD)

Herr Stegner, Sie haben doch nicht einmal die ge-
meinsamen Konferenzen, die mit den Aufsichtsrat-
sitzungen einer gemeinsamen Landesbank zu tun
hatten, besucht. Jetzt seien Sie doch einmal still!

(Beifall bei CDU und FDP)

Sie wissen doch selbst am besten, wie schlecht die
Zusammenarbeit war, bevor wir hier die Regierung
übernommen haben.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wir haben auch viel zu besprechen. Auf der Tages-
ordnung stehen neben den Themen Energie und In-
frastruktur die Entwicklung des Unterelberaums
und eine Zusammenarbeit im Bereich der Luftfahrt-
verwaltung.

Am 15. März 2012 tagt dann die Konferenz Nord-
deutschland unter meinem Vorsitz hier in Kiel.
Hier sprechen wir über gemeinsame Positionen zur
Energiewende, die gleichermaßen eine Herausfor-
derung und eine Jahrhundertchance sein wird.

Die norddeutsche Zusammenarbeit ist ein Geben
und ein Nehmen. Sie muss allen nutzen. Deshalb

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 71. Sitzung - Mittwoch, 22. Februar 2012 6107

(Ministerpräsident Peter Harry Carstensen)



dürfen wir gar nicht darüber nachdenken, etwas
aufzurechnen und uns gegenseitig auszuspielen.
Keiner würde doch ernsthaft auf die Idee kommen,
den Hamburgern zu sagen: Passt auf, was ihr da mit
der HUSUM Wind gemacht habt, ist nicht in Ord-
nung, und dafür machen wir euch jetzt das Leben
bei der Elbvertiefung schwer.

(Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das ist eine gute Idee!)

In diesem Muster denke ich nicht. Ich denke nicht
in diesem Muster, auch wenn Sie applaudieren,
Herr Habeck. Das hört sich gut an, wenn Sie ap-
plaudieren. Ich freue mich auch darüber. Aber ich
werde nicht in diesem Muster denken. Denn für alle
übergreifenden Themen gilt, nur im Miteinander
liegen gute Perspektiven für Norddeutschland als
einem gemeinsamen Wirtschaftsraum.

Was man jedoch schon sagen darf: „Miteinander“
bedeutet auch, dass wir uns die individuellen Stär-
ken nicht gegenseitig streitig machen. Zusammen-
arbeit ist ein Mannschaftsspiel, bei dem man nicht
gegeneinander spielt. Von unseren Partnern erwarte
ich, dass man Projekte mit nachteiliger Auswirkung
auf das andere Bundesland unterlässt. Das gilt auch
für Anträge unter anderem im Bundesrat, zum Bei-
spiel beim Thema CCS.

(Beifall bei CDU und FDP)

Da hätten Sie genügend Platz gehabt, gemeinsam
mit Ihren SPD-Kollegen darüber zu sprechen.

Ich bin offen für alles, was uns näher zusammen-
bringt. Ich bin offen für alles, was uns gemeinsam
nützt und stärkt.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt die Drei-
minutenbeiträge auf. - Zunächst erteile ich der Frau
Kollegin Anette Langner von der SPD-Fraktion das
Wort.

Anette Langner [SPD]:

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Ministerprä-
sident. Sie haben zum Glück am Schluss wieder et-
was abgerüstet. Ich hätte sonst schon gern gesagt:
Natürlich empfinden wir die ganze Affäre um die
HUSUM Wind auch als einen schweren Konflikt,
aber wenn man einen Konflikt lösen will, dann
muss man auch Lösungen anbieten und bereit sein,
auf Augenhöhe zu einer Lösung zu kommen. Ich

glaube, da ist es ganz gut, wenn man in der Diskus-
sion verbal wieder etwas abrüstet. Ich finde, von
der „Faust im Gesicht“ zu reden, ist keine gute Vor-
aussetzung.

(Johannes Callsen [CDU]: Das hat er nicht
gesagt! - Weitere Zurufe von der CDU)

- Das sei die ausgestreckte Faust, haben Sie gesagt.

(Zurufe von der CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Wort hat Frau
Abgeordnete Langner.

Anette Langner [SPD]:

Das Gesicht nehme ich zurück und zitiere Sie rich-
tig, aber eine ausgestreckte Faust ist schon eine ei-
nigermaßen aggressive Geste. Ich denke, inso-
fern - -

(Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: Die
kam aus Hamburg! Das haben die Hambur-
ger genau so gemacht! - Weitere Zurufe von
der CDU)

- Also, ich denke, wir sollten alle miteinander ver-
suchen, an der Stelle verbal abzurüsten und zu einer
gemeinsamen Kommunikation zu kommen, die auf
Lösungen ausgerichtet ist.

Ich empfinde die Art und Weise, wie hier über die
Arbeit der Enquetekommission berichtet worden
ist, nämlich das sei lediglich eine Bestandsaufnah-
me, die man auch im Rahmen einer Großen Anfra-
ge hätte abfragen können, als einigermaßen un-
freundlich all den Menschen gegenüber, die wir in
der Enquetekommission über viele, viele Monate
hinweg als Experten angehört haben, die uns über
eine Bestandsaufnahme hinaus Anregungen und
Ideen geliefert haben, die es aus unserer Sicht jetzt
umzusetzen gilt. Das Ganze als „Bestandsaufnah-
me“ zu werten, kann auch nur aus der Richtung
kommen, die besagt, wir haben sowieso kein Inter-
esse daran, die norddeutsche Zusammenarbeit et-
was auszuweiten.

(Beifall bei der SPD)

Deutlich geworden ist in der Enquetekommission,
dass es darum geht, Norddeutschland mehr als
bisher als eine Region zu begreifen, die nicht an
Ländergrenzen haltmacht. Das ist nicht nur die Fra-
ge einer Kosten-Nutzen-Rechnung. Die Kollegin
Spoorendonk hat darauf hingewiesen. Es geht auch
um die Menschen, die hier leben.
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Wenn man die Menschen, die hier leben, in einer
Diskussion mitnehmen will, dann hat das eine weit
über eine wirtschaftliche Kosten-Nutzen-Rech-
nung hinausgehende Dimension. Es hat auch - dar-
auf will ich als Europäerin natürlich noch einmal
hinweisen - eine deutliche europäische Dimension.
Es hat eine wirtschaftliche Dimension. Es geht dar-
um, dass die Menschen, die hier leben, diesen
norddeutschen Raum als einen Raum empfinden,
in dem sie erfolgreich Arbeit finden können, der ein
offener Wissensraum ist, der eine gemeinsame kul-
turelle Identität hat, eine Region, in der auch indi-
viduelle Mobilität möglich ist.

Auf europäischer Ebene kommt es ganz klar darauf
an, dass wir eine starke Lobby für Norddeutschland
organisieren, das heißt, das mehr als jetzt zu stär-
ken. Wir erleben es in der Diskussion um die Wei-
terentwicklung der Strukturfonds, dass wir insge-
samt als Norddeutschland noch nicht gut genug auf-
gestellt sind und dass die süddeutschen Regionen
uns da den Rang ablaufen. Ich glaube, da haben wir
noch ein erhebliches Verbesserungspotenzial. Das
sollten wir für Norddeutschland nutzen. Das geht
weit über das hinaus, was hier bisher unter Be-
standsaufnahme diskutiert worden ist.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
dem Herrn Abgeordneten Martin Habersaat das
Wort.

Martin Habersaat [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kollegin Spoorendonk! Natürlich wollen wir mit
den anderen Bundesländern auf Augenhöhe reden.
Wie denn auch sonst? Natürlich müssen wir aus ei-
ner starken Haltung Schleswig-Holsteins heraus in
solche Gespräche gehen, und natürlich tun wir das
auch. Das ist ja schließlich unser Lieblingsland.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Wir haben jetzt aus verschiedenen Richtungen Bei-
träge zum Ergebnis dieser Enquetekommission
gehört. Wir haben aus verschiedenen Richtungen
Beiträge zur Frage der norddeutschen Zusammenar-
beit gehört. Eines ist, glaube ich, ziemlich deutlich
geworden: Der Ton ist in solchen Fällen sehr ent-
scheidend. Da ist es natürlich, Herr Carstensen, et-
was anderes, wenn Sie von einer Faust sprechen,
als wenn Sie von einem Schulterschluss sprechen.
Immerhin kam beides in Ihrer Rede vor. Insofern

kann ich konstatieren: Der richtige Ton war auch
dabei.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Herr Abgeordneter Habersaat, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Fraktionsvorsitzenden
Dr. Stegner zu?

Martin Habersaat [SPD]:

Wenn sie der Sache dient.

(Heiterkeit - Zuruf von der SPD: Also nicht!)

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sehen Sie, wie das
bei uns in der Fraktion funktioniert. Wunder-
bar!

Lieber Herr Kollege Habersaat, wären Sie so
freundlich, dem Hohen Hause mitzuteilen,
welche Hamburger Bürgermeister das denn
war, der die Hamburger Windmesse als Kon-
kurrenz zu Husum etabliert und dreimal mit
bis zu 1 Million € aus öffentlichen Mitteln
gefördert hat?

- Das war, wenn ich nicht irre, der Vorgänger von
Herrn Scholz, der aber immerhin auch ein Faible
für Schleswig-Holstein und Sylt hat. Ich denke, Sie
haben mit Herrn von Beust auch besprochen, wie er
es denn wagen konnte, in seiner Amtszeit so etwas
zu tun.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Ich habe angefangen, über den Ton zu sprechen.
Dieser Ton, den man anschlägt oder besser nicht
anschlagen sollte, ist auch im Umgang mit dieser
Enquetekommission mehrfach deutlich geworden.
Ich finde es zum Beispiel wenig glücklich, dass ein
aus meiner Sicht bedeutsames Thema hier mit fünf
Minuten pro Redner abgefrühstückt werden soll.
Das war bei anderen Enquetekommissionen in die-
sem Hause anders. Ich fand es sehr unglücklich,
dass die Kolleginnen und Kollegen von der FDP
auf der Zielgeraden der Kommission meinten: Jetzt
stellen wir alles ergebnislos ein und arbeiten ab so-
fort nicht weiter. Es war auch kein guter Umgang
mit den Menschen, die wir in der Kommission an-
gehört haben. Das haben wir schon besprochen.

Ich fand es zumindest interessant, dass sich die
CDU entschieden hat, ausgerechnet Herrn Callsen
als Redner ins Rennen zu schicken, dessen Präsenz
in der Kommission mir zumindest nicht aufgefallen
ist.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)
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Das Thema ist wichtig. Herr Carstensen hat gesagt,
er möchte es vorantreiben. Ich finde es gut, wenn
das Thema Chefsache ist. Wer auch immer und wie
lange auch immer Chef ist, sollte das Thema voran-
treiben. Aber es ist doch auch wichtig, dass sich das
Parlament aus eigenem Selbstbewusstsein mit die-
sem Thema befasst. Es kann uns doch nicht rei-
chen, dass der Landtagsdirektor auf der Ebene von
Gutachten damit befasst ist und der Landtag selber
dazu schweigt. Insofern ist ein Gemeinsamer Aus-
schuss ein sehr deutliches Signal. Wenn Sie sagen,
man müsse dafür möglicherweise sogar gesetzliche
Vorgaben ändern, was für ein größeres Signal wäre
es denn, wenn wir sogar das täten, um zu einem
Gemeinsamen Ausschuss zu kommen?

(Beifall bei der SPD)

Ich habe noch sehr gut die CDU-Kritik im Ohr: Bei
einem Gemeinsamen Ausschuss würde dann viel-
leicht Kaffee getrunken, und das sei alles so unver-
bindlich. Und was schlagen Sie uns jetzt vor? Eine
Parlamentarierkonferenz mit wechselnder Zu-
sammensetzung und unregelmäßiger Tagungswei-
se. Wenn da kein Kaffee getrunken wird, dann fres-
se ich einen Besen.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU - Zuruf
von der CDU: Alles sehr schwach, was Sie
jetzt gesagt haben!)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Martin Habersaat [SPD]:

Mein Fazit ist: Es reicht eben nicht, Herr Callsen,
immer nur feste draufzuhauen. Wir brauchen die
Zusammenarbeit. Deshalb wollte ich die CDU fra-
gen, ob Sie einen anderen Fraktionsvorsitzenden
hierfür auch noch einmal ins Boot schicken.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
dem Herrn Abgeordneten Dr. Robert Habeck das
Wort.

(Ingrid Brand-Hückstädt [FDP]: Der war
auch nicht in der Kommission!)

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nicht,
dass die Enquetekommission nichts gebracht hätte.

Aber damit Sie wissen, was Sie zur Kenntnis neh-
men, möchte ich noch einmal in Erinnerung rufen,
was der Vorsitzende der Kommission als gemeinsa-
mes Ergebnis festgehalten hat.

Er hat gesagt, er strebe eine gemeinsame Landes-
planung mit Hamburg an. Ich frage mich, wie das
mit der Kommunalisierung der Landesplanung in
Schleswig-Holstein zusammengeht.

Er hat gesagt, wir sollten gemeinsame Strukturen
der Verwaltung aufbauen. Das beziehe ich auch
auf die Ebene der kommunalen Organisation in
Hamburg und Schleswig-Holstein.

Er hat gesagt, wir brauchen eine Priorisierung der
Infrastrukturprojekte. Bitte, bitte endlich! Wir re-
den ja morgen über den Nord-Ostsee-Kanal. Aber
wie großartig wäre es, wir, Hamburg und Schles-
wig-Holstein, wären in der Lage, zuerst die Auto-
bahn in Angriff zu nehmen, dann dieses und jenes
Projekt und davor vielleicht den Kanal. Das wäre
doch großartig. Das hat die Kommission als ge-
meinsames Ergebnis festgestellt. Eine Priorisierung
ist das Gegenteil der Ahrensburger Liste. Das ist für
mich ein Quantensprung.

Viertens wurde gesagt: Wir brauchen bei einer
Neuverhandlung des Länderfinanzausgleichs ei-
ne Regelung, die Fusionen nicht mit Sanktionen,
mit Nachteilen belegt, und wir brauchen eine Rege-
lung, die ohne Stimmenverlust für den Norden ist.
Das ist eine zentrale Aufgabe für die nächste Lan-
desregierung, diese Vorbereitung zu treffen. Wenn
das Konsens aller Fraktionen hier im Hause ist,
dann hat sich die Arbeit an dieser Stelle schon ge-
lohnt. Danke dafür!

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Abgeordneter Habeck, lassen Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Schlie zu?

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Gerne.

Klaus Schlie [CDU]: Ich wollte Sie nur fra-
gen, Herr Abgeordneter Habeck, ob Ihnen
bekannt ist, dass es gar keinen Gesetzentwurf
gibt, um die Landesplanung zu kommunali-
sieren.

- Mir ist bekannt, dass Sie die Landesplanung kom-
munalisieren wollen und das dummerweise auch
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noch in dieser Legislaturperiode durchdrücken wol-
len.

Klaus Schlie [CDU]: Dann würde ich Sie
fragen, ob Sie bereit sind, mir nachher in der
Pause zu gestatten, Ihnen zu erklären, dass
die Regionalplanung nicht die Landespla-
nung ist!

(Beifall bei CDU und FDP)

- Herr Schlie, das brauchen Sie mir nicht zu erklä-
ren.

Es geht Ihnen darum, dass das Land Planungsrechte
an die dann zu bildenden Regionen gibt. Das ist das
Gegenteil von dem, was die Enquetekommission
gesagt hat. Wie soll das Land gegenüber Hamburg
mit einer Stimme sprechen, wenn sie auf 15 vertei-
len, die dann zu fünf Stimmen gebündelt werden?
Das ist doch das Problem.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Betreiben Sie doch keine Wortklauberei! Un-
fassbar!

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Herr Abgeordneter Habeck, lassen Sie eine weitere
Nachfrage zu?

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Nein, lasse ich nicht zu.

(Klaus Schlie [CDU]: Schade!)

Ich bin einmal gespannt, ob die CDU-Fraktion sich
an das hält, was der Vorsitzende der Kommission
eben gesagt hat. Das wäre einmal wirklich interes-
sant, statt hier Kalauer zu reißen.

(Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: Was
reißt denn Kalauer?)

- Sie reißen Kalauer. - Es geht in dieser Debatte
darum, dass die Enquetekommission zum ersten
Mal nicht über die Form gesprochen hat, sondern
an der Substanz der Zusammenarbeit gearbeitet hat.
Das ist der Quantensprung. Das ist sehr wichtig.
Das ist etwas, was davor noch nicht in dieser Güte
diskutiert wurde. Das ist auch die eigentliche Auf-
gabe der Enquetekommission gewesen, und sie
wurde erfüllt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Lassen Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Carstensen zu?

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr gerne.

Peter Harry Carstensen [CDU]: Herr Kol-
lege Habeck, wenn Sie den Anspruch haben,
hier über vernünftige Lösungen in der Zu-
sammenarbeit mit Hamburg und mit anderen
norddeutschen Ländern sprechen zu wollen,
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass
es gerade eine Stärke der Ahrensburger Liste
in der Vertretung gegenüber Berlin ist, dass
es keine Prioritäten gibt und alle in der Ah-
rensburger Liste enthaltenen Punkte von al-
len als gleichwertig anerkannt werden?

(Zurufe von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- Moment! Sie müssen natürlich auch die
praktische Arbeit sehen. Wenn wir eine Prio-
ritätenliste zusammen mit Bremen, Nieder-
sachsen, Mecklenburg, Hamburg und Schles-
wig-Holstein aufstellen würden, würden wir
nie zu einer Zusammenarbeit kommen, weil
jeder dort natürlich seine Interessen zuerst
sieht.

- Herr Ministerpräsident, die Frage habe ich nicht
verstanden. Aber ich nehme zur Kenntnis, dass es
so ist. Ich nehme nicht zur Kenntnis, dass es eine
Stärke ist; für mich ist es eine Schwäche. Ich sage
Ihnen voraus - das werden wir morgen bei der De-
batte sehen, und das zieht sich ja im Grunde durch
die ganze Legislaturperiode -, wenn man alles för-
dern will, überlässt man es bayerischen Verkehrs-
ministern, zu entscheiden, was man fördern will
und was nicht.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich stelle vor allem fest, dass in dem gemeinsamen
Bericht, den ja wohl auch Ihre Fraktion getragen
hat, den der Kommissionsvorsitzende, den Ihre
Fraktion gestellt hat, vorgestellt hat, gesagt wurde:
Wir brauchen eine Priorisierung der Infrastruktur-
projekte. Das kriege ich logisch nur so zusammen,
dass er die Ahrensburger Liste und das Verfahren
darin selbst auch nicht als Stärke bezeichnet, son-
dern sich darüber hinausentwickelt und gesagt hat:
Wenn wir den Norden komplett als Raum denken,
dann müssen wir den nächsten Schritt gehen und
die Verkehrsprojekte priorisieren. Sonst kriege ich
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Ihre eigene Linie nicht zusammen. Meine ist konse-
quent.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und vereinzelt bei der LINKEN)

Abschließend sage ich: Die Substanz ist entschei-
dend. Deswegen ein letzter Satz zu der Auseinan-
dersetzung, ob wir einen Gemeinsamen Ausschuss
oder eine Ältestenrattagung haben: Das kann man
machen. Ich finde es Quatsch, das nicht zu tun.
Warum sollte man diese Gespräche nicht suchen?
Wir sollten aber nicht über die Form reden. Wir
sollten über die Dinge, die in allen Fraktionen des
Hauses Konsens sind, substanziell reden. Gemein-
samkeit im Haus haben wir bei der HUSUM Wind,
auch wenn es Nickligkeiten zwischen den Fraktio-
nen gibt, bei der Ablehnung von CCS in Schleswig-
Holstein und bei der Aufhebung des Kooperations-
verbotes. Warum soll der Ältestenrat Schleswig-
Holsteins mit dem Ältestenrat Hamburgs nicht dar-
über und über die Form der Kooperation reden?
Das ist doch das nächste, was passieren muss.
Warum machen wir es also nicht? - Nur aus Nick-
ligkeit heraus.

Ich teile nicht die Auffassung, dass sich der Ton än-
dern muss, damit man in der Substanz vorankommt.
Man muss über die Substanz reden, oder mit ande-
ren Worten: Wenn die Hamburger aufhören - ich
meine Hamburg und nicht schwarz, rot, grün, blau
oder gelb -, sich wie Pfeffersäcke zu benehmen,
werde ich aufhören zu sagen, Sie benehmen sich
wie Pfeffersäcke.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Christopher Vogt [FDP]: Das wird die Ham-
burger schwer beeindrucken!)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für einen weiteren Beitrag erteile ich Frau Abge-
ordneter Ingrid Brand-Hückstädt das Wort.

Ingrid Brand-Hückstädt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Kollegen! Ich hätte bei
Frau Strehlaus Beitrag eben auch eine Frage stellen
können, aber ich war etwas sprachlos. Ich weise
ganz deutlich zurück, dass wir uns nicht an der Ar-
beit beteiligt haben. Ich sage das hier für die FDP-
Fraktion, die im Ausschuss wechselnd mit vier
Leuten gesessen hat und das Ganze in der Tat kri-
tisch begleitet hat. Nur weil man etwas kritisch
sieht, was eine andere Fraktion in diesem Haus
nicht kritisch sieht, sondern als Minderheitenrecht

durchgesetzt hat, nämlich eine Enquetekommission,
heißt es nicht, dass wir nicht gearbeitet haben.

(Beifall des Abgeordneten Heinz-Werner Je-
zewski [DIE LINKE])

Entweder ich bin wahrnehmungsgestört oder Sie.
Wir haben beide während der letzten Redaktionssit-
zungen stundenlang zusammengesessen. Es gibt
noch einige andere Leute, die das bestätigen kön-
nen. Ich kann mich auch nicht erinnern, dass wir
keine Texte dazu beigetragen haben. Sie haben de-
nen sogar zugestimmt. Vielleicht sollten wir dem-
nächst Protokolle führen.

(Beifall bei FDP, CDU, SSW und des Abge-
ordneten Heinz-Werner Jezewski [DIE LIN-
KE])

Wenn Sie mir zugehört hätten, und nicht - wie es ja
leider bei solchen ideologischen Diskussionen häu-
fig der Fall ist - nur Ihre eigenen Gedanken im
Kopf hätten, hätten Sie festgestellt, dass ich in mei-
nem Redebeitrag mehr von Kooperation gespro-
chen habe als irgendjemand anderes hier.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Markus Matthießen das Wort.

Markus Matthießen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich möchte noch auf einige Aspekte der
Diskussion eingehen. Das Thema Bildung wird im-
mer sehr stark auf das Gastschulabkommen mit
Hamburg reduziert. Das sage ich ganz bewusst,
auch als regionaler Abgeordneter des südöstlichsten
Landesteils. Es betrifft auch Mecklenburg-Vorpom-
mern und Niedersachsen. Wenn wir uns über das
Thema Bildung unterhalten, dürfen wir es nicht nur
auf Hamburg beschränken.

Es wurde kritisiert, dass der Fraktionsvorsitzende
der größten Fraktion im Landtag eine Rede zu die-
sem Thema hält. Das zeigt doch, wie wichtig uns
dieses Thema ist. Das zu kritisieren, finde ich schon
sehr, sehr merkwürdig.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wir haben heute vieles gehört: Notwendige struktu-
relle Veränderungen, mehr Service für Bürger,
Bündelung der Kräfte. Was bedeutet das denn? Das
hat unser Ministerpräsident Peter Harry Carstensen
beim Neujahrsempfang der IHK in Lübeck sehr gut
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dargestellt. Er hat sinngemäß gesagt, dass Koope-
ration und Zusammenarbeit auch Verzicht üben
heißt. Wenn man sich über eine Kooperation einig
ist und eine Einrichtung - welcher Art auch immer -
vor Ort geschlossen wird, kann es nicht sein, dass
diejenigen, die hier ganz groß von Kooperation und
Fusion reden, vor Ort die ersten sind, die demon-
strieren. Das ist dann der Test, was nach den hier
gefallenen Worten passiert.

(Beifall bei CDU und FDP)

Dass die Gleichung „größer gleich billiger“ sehr,
sehr schwer darzustellen ist, haben die Anhörungen
ergeben. Es gab sehr differenzierte Meinungen. Der
eine Anzuhörende hat gesagt, dass der Einsparef-
fekt der Fusion Hamburgs mit Schleswig-Holstein
100 Millionen € betrage, der andere hat 800 Millio-
nen € genannt - na ja, irgendwo dazwischen wird es
schon sein. So können wir nicht arbeiten. Das muss
schon konkret laufen. Deshalb ist schrittweise An-
satz mit der Institutionalisierung, den wir hier ver-
folgen, der richtige. Lassen Sie uns die Arbeit pro-
jektbezogen beginnen, und dann werden wir das
auch machen.

Herr Habeck, abschließend gebe ich Ihnen den
Tipp: Setzen Sie sich in der Pause mit Innenminis-
ter Schlie zusammen. Dann kann er Ihnen erklären,
dass wir nicht fünfzehn, sondern fünf Planungsräu-
me haben, und auch andere Sachen. Das wird si-
cherlich zum Erkenntnisgewinn beitragen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Frau Abgeordneter Anke Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist schon bemerkenswert, dass nicht die Inhalte,
sondern in erster Linie Strukturfragen in den Mit-
telpunkt gerückt werden. Der Wirtschaftsminister
hat noch ein Gutachten zur institutionalisierten Zu-
sammenarbeit im norddeutschen Raum erstellen
lassen, und auch im Ergebnis der Enquetekommis-
sion spielen Strukturfragen eine maßgebliche Rolle.
Das ist bemerkenswert. Es zeigt, dass es natürlich
sehr viel einfacher ist, sich über strukturelle Fragen
auszutauschen als über inhaltliche Fragen. Das ist
auch ein Ergebnis der Enquetekommission.

Wir vergessen, dass zu einer Umsetzung eines Kon-
zepts auch die Akzeptanz gehört. Diese Akzeptanz
sehe ich bei den anderen norddeutschen Bundeslän-

dern nicht. Da dürfen wir uns nichts vormachen.
Wir tun so, als hätten wir wirklich Großartiges ge-
leistet. Die anderen haben das höchstens abgenickt,
aber Akzeptanz sehe ich nicht. Da müssen wir uns
wirklich nichts vormachen.

Wenn wir sagen, wir müssen jetzt eine gemeinsame
Landsplanung mit Hamburg erstellen, frage ich
mich natürlich auch, wie das mit der Kommunali-
sierung, die ja jetzt beschlossen werden soll, gehen
soll. Wenn gesagt wird, wir wollen eine gemeinsa-
me Lehrerbildung frage ich: Ist das denn im Inter-
esse Schleswig-Holsteins? Ich habe gehört, dass es
im Berufschullehrerbereich problematisch ist, weil
Hamburg uns die Berufschullehrer abwirbt. Ist das
im Interesse Schleswig-Holsteins?

Ich sehe schon, dass die Menschen, die in der Me-
tropolregion Hamburg leben, besondere Interessen
haben. Das akzeptieren wir auch - Stichwort Gast-
schulabkommen. Das zeigt, dass Menschen heute
sagen: Ja, wir leben in der Metropolregion und
nicht unbedingt in Schleswig-Holstein oder Ham-
burg. Darum war es auch unser Ansatz zu sagen:
Für die Metropolregion Hamburg im engeren
Sinne müssen auch Lösungen herbeigeführt wer-
den, wie wir den Alltag der Menschen erleichtern
können. Wir werden das heute noch einmal zu ei-
nem späteren Zeitpunkt diskutieren.

Wenn gesagt wird, es gehört zu den Erkenntnisge-
winnen der Enquetekommission, dass es bei der
Novellierung des Länderfinanzausgleichs diese
Hürde nicht mehr geben darf, sage ich: Okay, das
ist ja schon sinnvoll, aber wir alle wissen doch, dass
es beim Bund-Länder-Finanzausgleich um sehr viel
mehr geht. Da bin ich völlig bei dem Finanzminis-
ter, der sagt, es kann nicht angehen, dass wir, weil
wir zu viele Steuerfahnder einstellen, letztlich nicht
die Summe erhalten, die uns zusteht. Solche schrä-
gen Probleme im Bund-Länder-Finanzausgleich
müssen doch auch angegangen und beseitigt wer-
den. Wir können das doch nicht alles auf mögliche
Fusionen hin verengen.

(Beifall der Abgeordneten Lars Harms
[SSW] und Ulrich Schippels [DIE LINKE])

Ich habe beim Grünkohlessen der Unternehmens-
verbände den niedersächsischen Ministerpräsiden-
ten McAllister über norddeutsche Kooperation
sprechen gehört. Er sagte sehr viel über Straßen-
bauprojekte.

(Zuruf des Abgeordneten Jürgen Weber
[SPD])
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Ich hörte Olaf Scholz in Lübeck. Dort ging es um
die Energiewende und um den Netzausbau. Dies
zeigt, dass die Interessenlage sehr unterschiedlich
ist. Darum ist es wichtig, dass man sich miteinander
verständigt.

Eine letzte Bemerkung darüber. Wir vom SSW fra-
gen, wenn man diese Verständigung, die Sinn
macht, will: Warum fängt man nicht von unten an?
Warum sagt man nicht: Wir wählen eine Struktur,
die wir kennen? Hier bin ich wieder bei dem Mo-
dell der Ostseeparlamentarierkonferenz. Man
kann sagen, dass dies nicht ambitioniert genug sei.
Der Vorteil dieses Modells ist aber, dass die Parla-
mente von unten her eingebunden werden, dass
man sich verständigt und dass man sagt, man verab-
schiedet Resolutionen und Beschlüsse, mit denen
man weiterarbeiten will. Das heißt, dieser Prozess
wächst von unten, und mit ihm wächst die Verstän-
digung von unten. Diese muss erst einmal herbeige-
führt werden. Sie ist nicht da, das habe ich vorhin
hoffentlich deutlich gemacht.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Dann gibt es noch das Problem der Metropolregion
Hamburg. Das sind zwei verschiedene Paar Schuhe,
mit denen wir es zu tun haben.

(Beifall beim SSW)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Es ist beantragt worden, den
Bericht der Enquetekommission Drucksache 17/
2230 an den Innen- und Rechtsausschuss und mit-
beratend an alle weiteren Landtagsausschüssen zur
abschließenden Beratung zu überweisen. Wer so
beschließen will, den bitte ich um sein Handzei-
chen. - Gegenstimmen! - Stimmenthaltungen? - Das
ist einstimmig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

a) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes
zur Änderung des Schulgesetzes - Stärkung
der Freien Schulen

Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
Drucksache 17/510

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungs-
ausschusses
Drucksache 17/2176

b) Vielfalt fördern - Finanzierung der Schulen in
freier Trägerschaft sichern

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
Drucksache 17/2052

Ich erteile das Wort der Berichterstatterin des Bil-
dungsausschusses, der Frau Abgeordneten Susanne
Herold.

Susanne Herold [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der Bildungsausschuss hat zu dem ihm durch Plen-
arbeschluss vom 6. Oktober 2010 überwiesenen
Gesetzentwurf Drucksache 17/510 Stellungnahmen
eingeholt und sich in mehreren Sitzungen mit dem
Gesetzentwurf befasst, zuletzt am 2. Februar 2012.
In der Ausschussberatung am 1. Dezember 2011
hat die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit
Umdruck 17/3149 eine Neufassung ihres Gesetz-
entwurfs vorgelegt.

Mit den Stimmen von CDU, SPD, FDP und DIE
LINKE gegen die Stimmen von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW empfiehlt der Ausschuss dem
Landtag, den Gesetzentwurf Drucksache 17/510 in
modifizierter Fassung abzulehnen.

Ich komme zu dem weiteren Gesetzentwurf, Antrag
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Im Einverneh-
men mit dem an der Beratung beteiligten Finanz-
ausschuss empfiehlt der Bildungsausschuss dem
Landtag mit den Stimmen von CDU und FDP ge-
gen die Stimmen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, DIE LINKE und SSW bei Enthaltung der
SPD, den Gesetzentwurf Drucksache 17/1964 in
modifizierter Form abzulehnen.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Vielen Dank. - Gibt es Wortmeldungen zum Be-
richt? - Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aus-
sprache. Das Wort hat Frau Abgeordnete Heike
Franzen von der CDU-Fraktion.

Heike Franzen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich finde es schon erstaunlich, dass die
Grünen nach der Sitzung des Bildungsausschusses,
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in der der Minister ausführlich auf die Unzuläng-
lichkeiten ihres Gesetzentwurfs hingewiesen hat,
diesen Gesetzentwurf und den dazugehörigen An-
trag immer noch aufrechterhalten. Auch die von Ih-
nen vorgeschlagenen Veränderungen sind nicht da-
zu geeignet, den Gesetzentwurf zu verbessern.

In Ihrem Antrag wollen Sie, dass wir hier heute ei-
ne haushaltsrelevante Entscheidung treffen, näm-
lich die Finanzierung der Schulen in freier Trä-
gerschaft ab 2013 schrittweise auf 85 % anzuhe-
ben. Das Ministerium sollen wir auffordern, dafür
eine Berechnungsgrundlage innerhalb dieses Jahres
vorzulegen. Das heißt also, wir fassen erst den Be-
schluss und lassen uns dann vorlegen, was uns das
kosten soll. Wenn man überhaupt über eine neue
Finanzierung der Schulen in freier Trägerschaft re-
den will, was alle in diesem Haus wollen, weil wir
eine transparente Finanzierung dieser Schulen brau-
chen, dann kann nur der umgekehrte Weg der rich-
tige sein, nämlich zunächst einmal festzustellen,
mit welchen Kosten wir belastet sind, bevor wir
einen solchen Beschluss fassen.

Die Stellungnahme des Ministeriums zu Ihrem
Gesetzentwurf umfasst 14 Seiten. Ich gehe davon
aus, dass Sie sich damit beschäftigt haben. Was die
Fachabteilungen da ausgeführt haben, muss Ihnen
doch klar machen, dass man Ihren Vorschlag nun
wirklich nicht weiterverfolgen kann. Ihr Gesetzent-
wurf würde geschätzte Mehrbedarfe von 31,5 Mil-
lionen € zulasten des Landeshaushalts auslösen.

Die Schülerkostensätze können in der Form, wie
Sie sie vorgeschlagen haben, gar nicht erhoben
werden. Wie Sie wissen, ist der Schullastenaus-
gleich 2009 geändert worden. Es gibt auf Landes-
ebene gar keine Erhebung des Schülerkostensatzes
mehr. Es erfolgt ein Vollkostenausgleich unter den
Kommunen. Sie wollen also, dass die Kommunen
mit viel Verwaltungsaufwand belastet werden. Die
Kommunen sollen Sachkosten und Investitionskos-
ten erheben, um einen durchschnittlichen Schüler-
kostensatz aller Schulen im Land zu ermitteln, um
damit die Grundlage für eine Landesaufgabe zu
schaffen, nämlich die Finanzierung von Schulen in
freier Trägerschaft. Ich glaube, dieser Aufwand ist
bei den Kommunen nicht zu rechtfertigen.

Darüber hinaus erfolgt der Schulkostenausgleich
für die Schulen in freier Trägerschaft über die
Schularten und nicht, wie in Ihrem Antrag geschrie-
ben, über die Schulstufen. Die Stellungnahme der
Landesregierung macht auch deutlich, dass es nach
dem Entwurf der Grünen zu erheblichen Verwer-
fungen unter den Schulen in freier Trägerschaft
kommen würde. Profitieren würden von Ihrem Ent-

wurf insbesondere die beiden großen Waldorf-
schulen in unserem Land und Schulen, die Schüle-
rinnen und Schüler mit dem sonderpädagogischen
Förderschwerpunkt „Lernen“ beschulen, während
die berufsbildenden Ersatzschulen je nach Schulart
und Fachrichtung mit einer deutlichen Reduktion
der Schülerkostensätze rechnen müssten.

Ich will Sie an dieser Stelle ernsthaft fragen: Wol-
len Sie wirklich 31,5 Millionen € mehr ausgeben
und damit dazu beitragen, dass es eine Unwucht in
der Finanzierung der Schulen in freier Trägerschaft
gibt? - Die Finanzierung unserer Schulen in freier
Trägerschaft ist ein gewachsenes System und wahr-
lich nicht einfach zu durchdringen. Eine gerechtere
und transparentere Finanzierung zu erarbeiten, bei
der es nicht zu Benachteiligungen von Schulen und
Schularten kommt, kann man nicht mal eben aus
dem Ärmel schütteln. Auch wir wollen diese Finan-
zierung. Die Diskussionen, die wir in der letzten
Zeit dazu geführt haben, zeigen, wie schwierig die-
se Aufgabe ist.

Die Grünen geben immer vor, an der Sache orien-
tiert arbeiten zu wollen. Hier bin ich wieder am An-
fang meines Beitrags. Sachgerecht wäre es gewe-
sen, diesen Entwurf und Ihren Antrag zurückzuzie-
hen. Da wir uns aber im Wahlkampf befinden,
glauben Sie vermutlich, dass Sie mit beidem Pro-
zentpunkte für die Wahl am 6. Mai fischen können.
Unsere Zustimmung zu Ihrem Ansinnen werden Sie
im Sinne der Schulen in freier Trägerschaft und im
Sinne einer verantwortungsvollen Haushaltspolitik
jedenfalls nicht ernten.

Abschließend will ich deutlich darauf hinweisen,
dass die Schulen in freier Trägerschaft ein fester
und bereichernder Bestandteil unseres Schulsys-
tems sind. Wir wollen eine stabile finanzielle
Grundlage dieser Schulen, allerdings mit Finger-
spitzengefühl.

Auf einen Punkt bin ich nicht eingegangen, den ich
jedoch zum Schluss noch ansprechen will. Sie re-
gen an, die Wartefristen auf ein Jahr zu verkürzen.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Ich will deutlich sagen, dass wir in der Zeit der Re-
gierung von Rot-Grün hier im Land Wartefristen
von drei Jahren hatten. Sie haben sich mit Händen
und Füßen dagegen gewehrt, diese Wartefristen zu
verkürzen. In der letzten Legislaturperiode ist es
gemeinsam mit der SPD gelungen, diese auf zwei
Jahre zu reduzieren. Das ist ein interessanter Sin-
neswandel bei den Grünen.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 71. Sitzung - Mittwoch, 22. Februar 2012 6115

(Heike Franzen)



(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich Frau Abgeordneter Anke Erdmann das
Wort.

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN war Antragsteller zu Punkt zwei! -
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Warum reden die nicht zuerst?)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Der Vorschlag der Verwaltung lautete, die Fraktion
der CDU als stärkste Fraktion zu benennen, da die
erste Lesung des Gesetzentwurfes mit Aussprache
erfolgt ist. - Sie haben das Wort, Frau Abgeordnete
Erdmann.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Franzen, die Grünen haben sich mit Sicherheit nicht
mit Händen und Füßen gewehrt, die Wartefrist zu
verkürzen. Sie wissen auch, dass es nicht an den
Grünen gelegen hat.

Ein zweiter Punkt. Sie sagen, wir wollen weiter
über die Finanzierung freier Schulen reden. Frau
Franzen, geredet worden ist relativ viel,

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

aber nicht auf Vorschlag von CDU und FDP. Da
war Fehlanzeige, jedenfalls im Ausschuss.

Schulen in freier Trägerschaft bieten Vielfalt in
der Bildungslandschaft, und sie setzen Impulse.
Schleswig-Holstein ist mit 4 % aber bundesweit
Schlusslicht. Unser Ziel ist eine faire und transpa-
rente Berechnung der Zuschüsse für diese
Schulen, der Abbau von Hürden und eine gemein-
same Verpflichtung von Land und auch von den
Trägern, dass diese Schulen allen Kindern offenste-
hen. Man braucht natürlich auch eine finanzielle
Basis, auf der das passieren kann.

80 % erhalten diese Schulen als Zuschuss, aber das
sind 80 % auf dem Papier. In der Tat ist es so, dass
die Berechnungsgrundlage eher einem Schweizer
Käse gleicht. Die Finanzierung - das bestätigt auch
der Landesrechnungshof - ist intransparent und un-
zureichend. Wir haben vom Rechnungshof einige
Vorschläge aufgenommen, die Sie, Frau Franzen,

kritisiert haben. Das, meine Damen und Herren, ge-
hört geändert.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Finanzierung soll neu geregelt werden. Das
steht auch im Koalitionsvertrag; „Koalition des
Aussitzens“. Eine schrittweise Verbesserung der
Fördersätze, Überarbeitung des Finanzierungsmo-
dells und Überprüfung der Regelung zu Wartefri-
sten, Frau Franzen, sind die Bestandteile, die sich
im Koalitionsvertrag wiederfinden. Wesentliche
Punkte davon finden sich im Gesetzentwurf wieder.

Ich muss den Ball klar zurückspielen. Sie können
nicht sagen: „So geht es nicht“, leisten aber über-
haupt keinen Beitrag dazu, wie es gehen kann.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das war die Rolle von CDU und FDP. Sie haben
Fundamentalopposition mit Krokodilstränen betrie-
ben. Das hilft den Freien Schulen wirklich nicht
weiter.

Wir brauchen eine transparente Berechnungsgrund-
lage. Es geht um die gesamten Schülerkostensätze.
Das muss die Grundlage sein. Schritt für Schritt
sollen die allgemeinbildenden Schulen in freier
Trägerschaft echte 85 % von dem erhalten, was
staatliche Schulen heute schon bekommen.

Wir möchten das schrittweise tun, da haben wir uns
auch angepasst. Unser letzter Entwurf zum Doppel-
haushalt hat gleich zwei große Pakete geschnürt.
Davon nehmen wir Abstand. Wir schlagen vor, von
2013 bis 2017 jeweils 1,5 Millionen € mehr an die-
se Schulen zu geben. Das ist ambitioniert, ist aber,
wenn man die Berechnungen des Ministers sieht,
gleichzeitig auch bescheiden.

(Zuruf von der CDU)

Dem Minister wird es nicht ausreichen. Sie, Herr
Minister, haben sich am 15. November in dem
Raum über uns auf dem Podium der AG Freier
Schulen mehr erhofft. Dort waren Sie zu hören -
das hat uns alle erstaunt - mit den Worten: „Ich
wünsche mir 9 Millionen € für die Schulen in freier
Trägerschaft.“

Das ist doch einmal ein Wort. 9 Millionen €
wünscht sich Herr Minister für die Schulen in freier
Trägerschaft. Worte gibt es bei Ihnen gratis, auf die
Taten muss man warten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)
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Mitunter, Herr Minister, denkt man, Sie hätten ver-
gessen, wer der Bildungsminister in diesem Land
ist und wer die Fäden in der Hand hält.

(Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: Sie ha-
ben es doch früher nicht gemacht! Sie hätten
es machen können!)

Sie haben uns im Januar 2011 gebeten, dass wir un-
seren Gesetzentwurf zurückstellen, und das haben
wir gern gemacht, weil wir dachten, es kommt eine
Regierungsvorlage. Wir haben es gemacht, weil
wir dachten, es kommt wirklich etwas für die
Schulen in freier Trägerschaft dabei herum, für die
Sie lange Zeit Fürsprecher gewesen sind. Aber Pus-
tekuchen! Sie haben gar nichts vorgelegt und haben
die Flinte ins Korn geworfen.

Uns ist klar, dass es schwierig ist, die Berechnungs-
grundlage zu legen. Aber es gab ausgestreckte Hän-
de vom Landesrechnungshof, von der AG der Frei-
en Schulen, die gesagt haben: Wir machen das gern
mit Ihnen und dem Ministerium zusammen. Diese
Hände haben Sie nicht ergriffen; Sie haben sie aus-
geschlagen.

Wir haben jetzt einen überarbeiteten Gesetzentwurf
vorgelegt, der auf die faire Berechnungsgrundlage
setzt. Plötzlich, nachdem wir unseren Gesetzent-
wurf vorgelegt hatten, haben sie gesagt: Ah, jetzt
haben wir doch Zahlen. Wir können es doch rech-
nen. - Sie sagen, unser grüner Vorschlag koste
mehr als 30 Millionen €. Diese Zahl - für uns nicht
plausibel - kommt zweifach als Bumerang auf Sie
zurück, Herr Minister.

Erstens. Man könne das alles nicht rechnen, haben
Sie im Ausschuss immer gesagt. Das war offen-
sichtlich eine halbherzige Ausrede. Rechnen lassen
können Sie es offensichtlich, aber nur, wenn Sie es
auch wollen. Vorher wollten Sie offensichtlich
nicht. Für mich ist das Arbeitsverweigerung in den
letzten zwei Jahren.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens. Wenn diese 31,5 Millionen € annähernd
stimmen - wir bezweifeln das -, dann zeigt das
doch, wie prekär die Situation der Schulen in freier
Trägerschaft tatsächlich ist. Was ist für Sie die
Konsequenz aus dieser Lücke? Tee trinken. Sie la-
vieren sich durch, Sie reden sich heraus, und Sie
machen „Wünsch dir was“ auf Podien, wo wir Grü-
ne uns einigermaßen zurückhalten, aber liefern tun
Sie nicht. Ich finde das echt schlapp. Die Schulen in
freier Trägerschaft haben mehr verdient.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Dr. Henning Höppner das Wort.

Dr. Henning Höppner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auch ich möchte zu Beginn meines Beitrags den
Landesrechnungshof bemühen und möchte zitieren,
und aus der Stellungnahme des Landesrechnungs-
hofs zu dem vorgelegten Gesetzentwurf, Umdruck
17/3390. Dort steht auf Seite fünf unten:

„Das Land befindet sich in einer prekären fi-
nanziellen Situation. Auch die Ersatzschulen
in Schleswig-Holstein müssen zum Defizi-
tabbau beitragen.“

Ich glaube, das ist ein Satz, den man im Zusam-
menhang mit Ihrer Stellungnahme durchaus sehr
ernst nehmen kann.

Meine Damen und Herren, die Sozialdemokraten
ziehen - das wissen wir seit Langem - nicht unbe-
dingt an einem Strang mit den Grünen, wenn es um
die Frage der Freien Schulen geht. Das ist in der
Vergangenheit festzustellen gewesen.

(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- Ich gebe Ihnen recht, Frau Kollegin Erdmann,
dass wir diejenigen waren, die in der rot-grünen
Koalition immer darauf bestanden hatten, dass es
bei drei Jahren Wartefrist bleibt.

Wir schätzen selbstverständlich die Arbeit der
Freien Schulen, weil sie uns wichtige Impulse ge-
ben und das Lernen in den öffentlichen Schulen
zum Besseren verändern können. Ich denke hier an
die Form des gemeinsamen Lernens und an die Fra-
gen, wie inklusive Bildung zu organisieren ist. Das
ist sehr vorbildlich gelungen und ist sehr gut auf
unsere öffentlichen Schulen übertragbar gewesen.

Der Antrag der Grünen geht allerdings - wie wir
meinen - von falschen Voraussetzungen aus, etwa
von der Tatsache, dass wir in Schleswig-Holstein
im Bundesvergleich so wenige Privatschulen ha-
ben. Das hat jedoch einen einfachen Grund: Wir ha-
ben in Schleswig-Holstein nicht die Menge der
konfessionellen Schulen, die es in anderen Bundes-
ländern gibt. Bayern hat zum Beispiel über 400
konfessionelle Schulen, allein 285 katholische
Schulen. Größter Schulträger ist das katholische
Schulwerk. Das muss man eindeutig so sehen.

Betrachten wir das einmal anders. Schleswig-Hol-
stein hat elf, Nordrhein-Westfalen 18 Waldorf-
schulen und Baden-Württemberg 47 Waldorf-
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schulen bei 10,5 Millionen Einwohnern. Das heißt,
wir haben in Schleswig-Holstein eine Waldorf-
schuldichte, die genauso hoch ist wie im Gründer-
land der Waldorfschulen, in Baden-Württemberg.
Es ist also doch nicht so schlecht bestellt um die
Frage der Strukturen der Freien Schulen in Schles-
wig-Holstein. Das vielleicht als Anmerkung.

Wir haben auch immer zu hören bekommen, dass
Schleswig-Holstein seine privaten Schulen, seine
freien Schulen schlecht finanziert, nämlich mit
80 %, und das im Bundesvergleich sehr schlecht ist.
Das ist mitnichten der Fall. Man kann sehr gut über
das Sekretariat der Ständigen Kultusministerkonfe-
renz in die Privatschulgesetze oder in die Schulge-
setze anderer Länder gehen. Das ist sehr gut ver-
linkt. Dann wird man erfahren, dass wir, was die
Finanzierung der Freien Schulen angeht, gar nicht
so schlecht dastehen. Denn bei uns ist es in der Tat
so, das Sachkosten einbezogen werden. Das ma-
chen andere Bundesländer nicht. Die Sachkosten -
das wissen Sie sehr genau, und das ist auch unser
Problem mit Ihrem Gesetzentwurf - sind diejenigen
Kosten, die sich das Land bei den Gemeinden holt,
um sie mit dem Personalkostenanteil als Schüler-
kostensatz zu den Freien Schulen zu geben. Sach-
kostenanteile bezahlen die Gemeinden in Schles-
wig-Holstein. Das habe ich zu Ihrem Gesetzentwurf
auch mehrfach im Ausschuss gesagt.

Wir als Fraktion haben insbesondere ein Problem
damit, wenn es darum geht, in diesem Bereich In-
vestitionskostenanteile einzusetzen. Investitions-
kostenanteile, die im Schulgesetz seit 2007 ver-
merkt sind, sind als Ersatzlösung für den zentralen
Schulbaufonds eingeführt worden, der 2013 aus-
läuft. Der zentrale Schulbaufonds besteht aus rein
kommunalen Mitteln. Wenn wir die Ersatzlösung
nehmen, dann nehmen wir reine kommunale Mittel
und fördern Investitionen als Gemeinde - nicht als
Land - an den Freien Schulen.

Das ist unser Problem; denn ich glaube, dass wir
hier auch in einem Konflikt mit dem Konnexitäts-
prinzip kommen. Das können wir nicht machen.
Wir können es nach dem 1. Januar 2012 sowieso
nicht machen, weil wir eine Vollkostenrechnung
haben und Investitionen mit normalen AfA-Sätzen
abschreiben. Sollen wir als Gemeinden denn die
AfA-Sätze des freien Schulträgers übernehmen?
Das kann nicht sein. Das, was in dem Gesetzent-
wurf angedacht worden ist, ist nicht ausgegoren.

Ich kann nur sagen: Wir sollten dieses als Aufgabe
für die nächste Wahlperiode mitnehmen und etwas
entwickeln, was vielleicht andere Bundesländer

machen. Aber mit Ihrem Gesetzentwurf kommen
wir an dieser Stelle nicht weiter.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die FDP-Fraktion erteile ich der Frau Abgeord-
neten Cornelia Conrad das Wort.

Cornelia Conrad [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es war schon immer liberale Politik, sich für
Schulen in freier Trägerschaft einzusetzen. Wir
wissen: Diese Schulen leisten einen wichtigen Bei-
trag zur Vielfalt und zum Wettbewerb im Schulwe-
sen. Sie tragen zu einem attraktiven schulischen
Angebot in unserem Land bei. Schulen in freier
Trägerschaft erfüllen genau wie staatliche Schulen
öffentliche Bildungsaufgaben und vervollständigen
und bereichern unser Schulwesen.

Die privaten Schulen sind von hohem Engagement
ihrer Träger geprägt und stellen einen pädagogi-
schen Gewinn für unser Schulsystem dar. Gemein-
sam mit unserem Koalitionspartner, der CDU, mes-
sen wir den Schulen in freier Trägerschaft einen ab-
solut hohen Stellenwert bei.

Wie sieht es denn mit unserer politischen Konkur-
renz aus? Werfen wir doch einfach einmal einen
Blick in das Wahlprogramm der SPD. Hier sucht
man vergeblich nach Schulen in freier Trägerschaft.
Hier wird deutlich, welchen geringen Stellenwert
diese Schulform bei der SPD genießt.

An dieser Stelle möchte ich auch ganz deutlich sa-
gen: Es ist schon nicht grundlos, warum Schleswig-
Holstein mit die wenigsten Schulen in freier Trä-
gerschaft hat. Unter Ihnen, der SPD, wurden die
freien Schulen jahrelang gegängelt und die finanzi-
elle Förderung wirklich an das unterste Ende ge-
drückt.

(Beifall bei der FDP - Zurufe bei der SPD)

So viel zu Schulen in freier Trägerschaft; sie gehö-
ren einfach nicht in Ihr Lieblingsland.

Bei den antragstellenden Grünen ist das natürlich
ganz anders - nein, ganz ähnlich. In Ihrem Wahl-
programm findet sich gerade mal ein Halbsatz, der
den Schulen eine bessere finanzielle Ausstattung in
Aussicht stellt.
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Vizepräsidentin Anita Klahn:

Frau Abgeordnete Conrad, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Andresen zu?

Cornelia Conrad [FDP]:

Ja.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Schönen Dank, Frau Kollegin. -
Ich möchte Sie gern fragen, was die FDP in
den letzten beiden Jahren in Regierungsver-
antwortung - soweit ich weiß, wird das Bil-
dungsministerium noch von einem Mitglied
Ihrer Fraktion geführt - denn zur Verbesse-
rung der Finanzierung der Freien Schulen
konkret getan hat?

- Lieber Herr Kollege Andresen, wenn Sie meiner
Rede weiter folgen, dann werde ich dadurch Ihre
Frage beantworten können.

(Zuruf von der Regierungsbank: So lange
musst du stehen bleiben! - Heiterkeit)

- Nein, Sie dürfen sich sehr gerne wieder hinsetzen.

Ich komme jetzt konkret zum Gesetzentwurf der
Grünen, der in der Intention zwar richtig ist - es
geht ja um die Stärkung der Schulen in freier Trä-
gerschaft -, aber in zwei Punkten nicht überzeugt.
Wie dargestellt, lässt sich diese Koalition für eine
bessere finanzielle Ausstattung der Schulen in frei-
er Trägerschaft ein. Wir können es uns aber nicht
so einfach machen wie Sie.

(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir hinterlegen unsere Politik verantwortungsvoll
und auch durch die Gestaltung des Haushalts. Dar-
auf verzichten Sie völlig.

Ich möchte auch einmal den Landesrechnungshof
zitieren. Dr. Henning Höppner hat bereits damit an-
gefangen. Ich ergänze:

„Wer den Schulen trotzdem einen höheren
Zuschuss zahlen möchte, muss auch erklären,
an welcher Stelle im Landeshaushalt in glei-
cher Höhe dauerhaft gespart werden soll.“

Vorschläge von den Grünen gibt es nicht. Mögliche
Mehrbelastungen für die Kommunen sind auch
nicht ausreichend berücksichtigt. Auch die vorge-
schlagene Deckelung ist wenig überzeugend. Bei
einem errechneten Mehrbedarf von über 30 Millio-
nen € steht das sowieso in keinem Verhältnis zuein-
ander, zumal Sie auch für die stufenweise Anhe-
bung von 1,5 Millionen € keinerlei Gegenfinanzie-
rungsvorschläge machen.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Frau Abgeordnete Conrad, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Eichstädt zu?

Cornelia Conrad [FDP]:

Nein, jetzt nicht mehr.

Ähnliches gilt für den zweiten für uns entscheiden-
den Punkt, für ein transparentes Finanzierungssys-
tem. Ich zitiere erneut mit Verlaub den Landesrech-
nungshof. Dort heißt es zum Gesetzentwurf der
Grünen:

„Der Entwurf modifiziert nur das bestehende
Finanzierungssystem. In der vorliegenden
Ausgestaltung bleibt es weiterhin komplex
und intransparent.“

Auch die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen
Landesverbände kritisiert diesen Punkt. Die berufs-
bildenden Schulen werden im Entwurf gänzlich
vergessen. Durch den Gesetzentwurf der Grünen
besteht auch die Gefahr, dass einige Ersatzschulen
auf Kosten anderer Ersatzschulen finanziell
schlechtergestellt werden, was eine Existenzgefähr-
dung bedeuten könnte. Darauf hatte der Bildungs-
minister bereits im Bildungsausschuss hingewiesen.

Zentral für uns bleibt, dass eine transparente Neure-
gelung alle Schulen einschließen muss. Gleichzeitig
darf es nicht zu einer Schlechterstellung der
Schulen in freier Trägerschaft kommen.

Der Entwurf der Grünen bietet keine Lösung, die
komplizierten und jeweils unterschiedlichen Finan-
zierungssystematiken aufzulösen. Wir lehnen den
Gesetzentwurf ab und halten an der Beschlussemp-
fehlung fest.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich Herrn Ab-
geordneten Björn Thoroe das Wort.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!
Schulen in freier Trägerschaft, also Privatschulen,
sind für viele Eltern eine immer attraktivere Alter-
native zum öffentlichen Schulsystem. Das wird an
den steigenden Schülerinnen- und Schülerzahlen
auch in Schleswig-Holstein deutlich. Das wirft für
uns, DIE LINKE, Fragen auf: Woher kommt dieser
Trend? Wieso schicken Eltern ihre Kinder immer
öfter in Privatschulen? Darauf eine Antwort zu fin-
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den, ist für uns nicht schwer. Das öffentliche Schul-
system ist unterfinanziert. Große Klassen, Ausfall-
stunden und oft auch noch alte pädagogische Kon-
zepte sind in der Tat oft zum Weglaufen. Aus der
Perspektive von Eltern und Schülerinnen und Schü-
lern kann ich daher gut nachvollziehen, wenn Pri-
vatschulen den öffentlichen Schulen vorgezogen
werden.

DIE LINKE sieht in immer mehr Privatschulen
aber keineswegs die Lösung des Problems. Private
Schulen fordern in der Regel ein Schulgeld. Schon
allein deshalb findet zwangsweise eine soziale Aus-
lese unter den Schülerinnen und Schülern statt. Das
wollen wir, DIE LINKE, nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir treten für ein ausfinanziertes öffentliches
Schulsystem ein, in das fortschrittliche Konzepte
der Privatschulen einfließen.

Wir verkennen durchaus nicht das reformpädago-
gische Potenzial vieler privater Schulen. Fort-
schrittliche Waldorfschulen, Montessori-Schulen
und Lernwerkstätten zeigen schon jetzt, wie Päd-
agogik auch aussehen könnte. Wir aber wollen,
dass alle Kinder von guten pädagogischen Konzep-
ten profitieren. Wir wollen, dass an öffentlichen
Schulen nicht die Erschließung von Humankapital
im Vordergrund steht, sondern die Persönlichkeits-
bildung der Lernenden hin zu selbstdenkenden
Menschen.

(Beifall bei der LINKEN)

Schleswig-Holstein braucht öffentliche Schulen als
Orte des gemeinsamen Lernens ohne soziale und fi-
nanzielle Zugangsbeschränkungen. Für jedes Kind
muss eine individuelle und optimale Förderung ge-
währleistet werden. Ein Ausbau beziehungsweise
die finanzielle Stärkung der Privatschulen dagegen
trägt zur Zementierung eines Zwei-Klassen-Bil-
dungssystems bei.

Der Gesetzentwurf der Grünen hat auch enorme fi-
nanzielle Auswirkungen. 31,5 Millionen €, sagt
der Bildungsminister, würden so zusätzlich an die
Privatschulen in Schleswig-Holstein fließen,
31,5 Millionen €, die dringend an den öffentlichen
Schulen des Landes benötigt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Landesrechnungshof spricht sich ebenso wie
die Grünen für die Ausweitung der Privatschulen
aus. Die Begründung dieser Forderung zeigt, wohin
dieser Weg führt. Ich zitiere aus den Bemerkungen
2011 des Landesrechungshofes:

„Mehr Schülerinnen und Schüler an privaten
Schulen ermöglichen Einsparungen bei öf-
fentlichen Schulen.“

Der Antrag der Grünen würde zu einer Umvertei-
lung der finanziellen Mittel aus dem öffentlichen
ins private Schulsystem führen. Das macht DIE
LINKE nicht mit.

Ich möchte den Grünen die Studie der Friedrich-
Ebert-Stiftung mit dem Titel „Allgemeinbildende
Privatschulen in Deutschland“ nahelegen. Ein inter-
essantes Ergebnis dieser Studie möchte ich hier
nennen: Sowohl der Bildungsstand der Eltern als
auch der Migrationshintergrund einer Schülerin
oder eines Schülers haben einen signifikanten Ein-
fluss darauf, ob ein Kind eine Privatschule besucht
oder nicht. Daraus folgt: Je reicher die Eltern, desto
größer die Wahrscheinlichkeit, dass die Kinder eine
Privatschule besuchen.

Ich erinnere hier daran, wie das dritte beitragsfreie
Kita-Jahr eingestampft wurde, wie die Eltern bei
der Beförderung von Schülerinnen und Schülern
zur Kasse gebeten wurden, wie Stellen von Lehre-
rinnen und Lehrern gestrichen werden. Das sind die
Baustellen, die DIE LINKE bearbeiten will und de-
nen wir die höchste Priorität beimessen.

DIE LINKE lehnt den Gesetzentwurf zur Stärkung
der Privatschulen ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion des SSW erteile ich der Frau Frak-
tionsvorsitzenden, Anke Spoorendonk, das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Oft genug haben wir uns in diesem Landtag mit der
Finanzierung der Schulen in freier Trägerschaft
befasst - viel weiter sind wir aber bis heute nicht
gekommen. Denn richtig ist ja, dass der Ursprungs-
gesetzentwurf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
seit Oktober 2010 im Ausschuss schmort. Er wurde
mehrfach zurückgestellt, weil die Landesregierung
ankündigte, mit einem eigenen Gesetzentwurf zu
kommen, und sagte, es sei sinnvoll, beide Gesetzes-
initiativen gemeinsam zu beraten. Daraus ist be-
kanntlich nichts geworden.

Was bleibt, ist die Feststellung, dass sich der Bil-
dungsminister, als er noch den Hut des bildungspo-
litischen Sprechers der FDP-Fraktion aufhatte, so
etwas wie die Stellungnahmen des Bildungsminis-
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teriums zu dem Gesetzentwurf der Grünen nicht
hätte gefallen lassen.

Der SSW begrüßt, dass die Kolleginnen und Kolle-
gen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Bil-
dungsausschuss ausdrücklich darauf hingewiesen
haben, dass sich die besagten Änderungen des
Schulgesetzes allein auf die deutschen Schulen in
freier Trägerschaft beziehen. Die Gleichstellung der
Schulen der dänischen Minderheit mit den öf-
fentlichen Schulen wird dadurch nicht infrage ge-
stellt.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist gut so,
nicht zuletzt für den Stellenwert der Minderheiten-
politik in unserem Land.

Der SSW sieht die Schulen in freier Trägerschaft
als eine Bereicherung unserer Schullandschaft.
Hier werden oftmals pädagogische Konzepte er-
probt, die auch den öffentlichen Schulen zugute-
kommen. Oder anders formuliert: Die Einhaltung
der gesetzlich festgeschriebene Schulpflicht setzt
praktisch voraus, dass den Familien auch die Wahl
einer Alternative geboten werden muss.

Anerkannte Privatschulen sind also durch das
Grundgesetz geschützt. Daraus geht auch hervor,
dass das sogenannte Sonderungsverbot nur verfas-
sungskonform einzuhalten ist, wenn es streng über-
wacht wird. Soll heißen: Der Verbesserung der
schulischen Situation durch die Bezahlung von
Schulgeld sind enge Grenzen gesetzt. Vor diesem
Hintergrund ist der vorliegende Gesetzentwurf ein
notwendiger Schritt in die richtige Richtung.

Ich rufe in Erinnerung, dass wir es bei diesem Ta-
gesordnungspunkt inhaltlich mit zwei unterschiedli-
chen Ansätzen zu tun haben: zum einen einem Ge-
setzentwurf mit der zusätzlichen Besonderheit, dass
für die Umsetzung ein Zeitraum von mehreren Jah-
ren vorgesehen ist, zum anderen einem Entschlie-
ßungsantrag der Grünen, der die Notwendigkeit ei-
nes konkreten, transparenten Verfahrens einfordert.
Landesregierung, Landesrechnungshof, die LAG
der Schulen in freier Trägerschaft sind aufgefordert,
gemeinsam mit dem Schulleiterverband, den kom-
munalen Landesverbänden und einer Vertretung der
Landeselternbeiräte eine faire und transparente Be-
rechnungsgrundlage zu erarbeiten und diese bis
August 2012 dem Landtag vorzulegen - so steht es
in dem Antrag.

Letzteres ist ein völlig anderer Ansatz als in dem
Gesetzentwurf der Grünen. Es gilt für beide Ansät-

ze, dass sich die Antragsteller keine Umsetzung
von heute auf morgen vorstellen. Dafür ist diese
Materie auch zu komplex. Gleichwohl haben wir es
mit Begriffen zu tun, wie wir sie ansonsten auch im
Schulgesetz wiederfinden. Es wird also nichts Neu-
es erfunden. Nicht zuletzt haben wir es mit der Er-
rechnung von Schülerkostensätzen zu tun, wobei
jetzt laut Schulgesetz von einer Vollkostenrechnung
auszugehen ist. Also auch hier findet sich in dem
Ansatz des grünen Gesetzentwurfs nichts Neues.
Wer sich auskennt, weiß allerdings, dass das beste-
hende Gesetz hier wesentliche Schwachstellen auf-
weist. Denn der Schülerkostenansatz ist bisher we-
der transparent noch nachvollziehbar. Erst wenn al-
le Kosten in einer - an den staatlichen Schulen ori-
entierten - Vollkostenberechnung einbezogen sind,
kann eine transparente Grundlage über die Förder-
höhe für die Schulen in freier Trägerschaft geschaf-
fen werden.

In diesem Zusammenhang greift die Arbeitsge-
meinschaft der Schulen in freier Trägerschaft die
von Bildungsminister am 1. Dezember im Bil-
dungsausschuss präsentierte Kostenrechnung auf
und stellt fest: Wenn die Vollkostenrechnung bei
einer Förderhöhe von 85 % keine prozentuale Erhö-
hung für die freien Schulen vorsehe, sie aber den-
noch zu einer Erhöhung der Landesausgaben führe,
dann werde deutlich, wie unzureichend und benach-
teiligend die bisherige Förderung der Schulen sei.
Bei genauerer Betrachtung der Darstellung der
Kostenwirkungen des Gesetzesentwurfs werde zu-
dem ein extrem niedriger Prozentsatz bei der Lan-
desförderung der allgemeinbildenden Schulen
sichtbar. Dieser liege - ich zitiere - „wohl bei
rund - -

(Unruhe)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Meine Damen und Herren, ich bitte um etwas mehr
Aufmerksamkeit für die Rednerin! - Danke.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich beginne noch
einmal: Dieser liege - jetzt kommt das Zitat - „wohl
bei rund 58 % der Vollkosten, nicht bei 80 oder
85 %“, womit die derzeitige Förderhöhe „nicht mit
den Vorgaben der Verfassung vereinbar“ sei. Das
ist das zentrale in dieser Aussage.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Der SSW wird beiden Anträgen zustimmen. Wir
brauchen unserer Meinung nach das politische Si-
gnal, für das diese Initiativen stehen. Ich bin davon
überzeugt, dass es hätte gelingen können, den Ein-
stieg in eine faire Bezuschussung der Schulen in
freier Trägerschaft hinzubekommen, wenn es denn
den politischen Willen dazu gegeben hätte. Statt-
dessen hat der Bildungsminister den Kopf im Sand
versteckt, weil er glaubt, so nicht gesehen zu wer-
den. Das Aussitzen von Problemen hat aber auf
Dauer nie funktioniert.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Minister
für Bildung und Kultur Dr. Ekkehard Klug das
Wort.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Was
das grundsätzliche Anliegen betrifft, die Situation
der Schulen in freier Trägerschaft zu verbessern,
können wir hier im Hause erfreulicherweise einen
weitgehenden Konsens feststellen. In der konkreten
Umsetzung klaffen unsere Vorstellungen jedoch
recht weit auseinander. Der Vorschlag der Grünen
ist in der Tat nach meiner Überzeugung nicht um-
setzbar. Er würde nicht zuletzt einen gewaltigen
Verwaltungsaufwand und Mehrausgaben von
schätzungsweise 31,5 Millionen € verursachen, die
bei der Finanzlage des Landes schlicht nicht finan-
zierbar sind.

In vielen Punkten ist der Gesetzentwurf nicht ver-
nünftig durchdacht. Ich werde gleich noch auf eini-
ge Dinge eingehen.

Gerade weil die Materie sehr komplex ist, bedarf
die Reform der Ersatzschulfinanzierung einer
sorgfältigen Vorbereitung. Die Landesregierung
hat dieses Vorhaben im Koalitionsvertrag als ein
wichtiges Ziel benannt. Damals sind wir allerdings
noch davon ausgegangen, dass wir fünf Jahre Zeit
haben würden, dieses Projekt umzusetzen. Die Le-
gislaturperiode sollte ja bis 2014 dauern. Heute ge-
hört dieses Vorhaben - das muss ich einräumen - zu
den wenigen Punkten im Bildungsteil des Koaliti-
onsvertrages, die wir aufgrund der verkürzten Le-
gislaturperiode nicht mehr realisieren können, auch
wenn wir die Vorarbeiten dafür aufgenommen ha-
ben. Dazu werde ich auch gleich noch einiges er-
läutern.

Der Grund dafür, dass wir für eine vernünftige neue
Regelung zur Ersatzschulfinanzierung Zeit brau-
chen, liegt schlicht und ergreifend auch darin, dass
die strukturellen Weichenstellungen, die im Lande
mit der Schulreform von 2007 verbunden sind, erst
im vergangenen Jahr zum Abschluss gelangt sind.
Die Kosten des öffentlichen Schulwesens bilden
ja sozusagen die Referenzgröße, eine unverzicht-
bare Grundlage, wenn man die Ersatzschulfinanzie-
rung neu regeln will.

Solange die Schullandschaft im Bereich des öffent-
lichen Schulwesens im Umbruch war, konnte nie-
mand genau prognostizieren, welche Folgen ein
Eingriff in das bestehende System haben würde.
Erst jetzt, nachdem diese Entwicklung im Jahr 2011
ihren Abschluss gefunden hat, also die Umwand-
lung der alten Haupt- und Realschulen in Gemein-
schaftsschulen beziehungsweise Regionalschulen
komplett vollzogen ist, haben wir eine solide Be-
rechnungsbasis. Das betrifft insbesondere den
Schülerkostensatz der Gemeinschaftsschulen,
der ja für eine große Zahl von Schulen in freier Trä-
gerschaft praktisch die Referenzgröße darstellt. Erst
wenn wir sicher berechnen können, wie die staatli-
chen Schulfinanzen im Bereich der Gemeinschafts-
schulen aussehen, können wir auch genau sagen,
wie sich eine Neuregelung für die Ersatzschulfi-
nanzierung verbunden mit einem Zuschusssatz der
Prozenthöhe x konkret auswirken wird - sowohl für
die betroffenen Schulen als auch für den Landes-
haushalt.

Ich habe das im Bildungsausschuss lang und breit
erläutert. Ich möchte es deshalb nur so deutlich
wiederholen, weil Frau Erdmann natürlich wieder -
wir haben Wahlkampf - Nebelkerzen geworfen hat
und den Sachverhalt nicht deutlich gemacht hat,
warum es einer längeren Zeit bedurft hat, um diese
Entwicklung im staatlichen Schulwesen mit den
entsprechenden Auswirkungen auf Schulen in frei-
er Trägerschaft berechnen zu können.

Das ist aber nicht der einzige Haken bei dem Vor-
schlag der Grünen. Ich komme noch auf einige an-
dere Punkte. Erstens ist da die Verkürzung der
Wartefrist, innerhalb derer die Schulen in freier
Trägerschaft noch keine staatliche Finanzhilfe be-
kommen. Wenn man die auf ein Jahr reduzieren
würde - also noch einmal gegenüber der jetzigen
zweijährigen Wartefrist halbieren würde -, wirft das
die Frage auf, wozu die Wartefrist überhaupt die-
nen soll. Wer dauerhaft staatliche Mittel in An-
spruch nehmen will, muss nachweisen, dass er die-
se sachgerecht einsetzt. Ein Jahr Schulbetrieb reicht
aber nicht aus, um diesen sicheren Nachweis zu
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führen. Abgesehen davon gibt es bereits jetzt bei
der zweijährigen Wartefrist, die im Bundesver-
gleich sehr niedrig ist, eine deutlich erhöhte Dyna-
mik bei der Gründung von Ersatzschulen. Von
16 Schulen, die nicht zum Bereich der dänischen
Schulen und der Waldorfschulen zählen, sind zehn
in den letzten fünf Jahren neu dazugekommen. Man
kann also nicht sagen, dass die derzeit zweijährige
Wartefrist ein sonderliches Hindernis für die
Schulen in freier Trägerschaft darstellt. Im Gegen-
teil, wir haben eine deutliche Entwicklungsdynamik
in den letzten Jahren beobachten können. Das ist
auch gar nicht das Problem, um das es im Kern bei
der Neuregelung geht.

Zweitens. Die Bezuschussung der Ersatzschulen
soll verbreitert werden, indem nach dem Willen der
Grünen neben den Sach- und Personalkosten auch
Investitionskosten einbezogen werden. Mit dem
Verweis auf das Konnexitätsprinzip werden die
Kommunen dies zurückweisen. Im Ergebnis kämen
dann auf das Land neue Ausgaben zu. Das hat der
Kollege Höppner schon sehr ausführlich dargelegt.
Deshalb will ich nur noch einmal zusammengefasst
darauf hinweisen. Wir gehen davon aus, dass allein
in diesen Bereich durch den Gesetzentwurf der
Grünen 4 Millionen € Mehrausgaben entstehen
würden.

Des Weiteren wollen die Grünen zurück zu einer
landesdurchschnittlichen Berechnung der Kosten
pro Schüler beziehungsweise Schülerin. Bei den
Sachkosten haben wir uns aber gerade von einer
solchen Landesdurchschnittssatzberechnung ver-
abschiedet - ein Ergebnis des Schulgesetzes aus
dem vorigen Jahr, das den kommunalen Schullas-
tenausgleich jetzt auf real bei den einzelnen Schul-
trägern entstehende Kosten abstellt. Wir müssten
also, um wieder Landesdurchschnittswerte zu be-
rechnen, einen erheblichen Verwaltungsaufwand
treiben. Das wären dann Ausgaben, die den Schulen
selbst gar nicht zugutekommen. Auch das halte ich
für komplett unsinnig.

Genauso problematisch ist eine Kostenerhebung
auf der Basis von Schulstufen. Wie wollen Sie das
etwa an einer Gemeinschaftsschule mit Oberstufe,
bei der die Lehrer teilweise in der Sekundarstufe I
und teilweise in der Oberstufe unterrichten, oder
beim Gymnasium mit der Aufteilung auf verschie-
dene Stufen tatsächlich konkret berechnen? - Das
ist schlicht und ergreifend nicht umsetzbar. Weitere
Punkte kommen hinzu. Wir haben das in der ver-
umdruckten Stellungnahme im Einzelnen ausge-
führt.

In dem begleitenden Antrag formulieren die Grü-
nen das Ziel einer transparenten Ersatzschulfi-
nanzierung. Diesem Anspruch wird Ihr eigener
Gesetzentwurf aber überhaupt nicht gerecht. Er
schafft neue Verwaltungsaufgaben und lässt neben-
bei die Beruflichen Schulen in freier Träger-
schaft, die in der Finanzierung deutlich schlechter
gestellt würden, völlig außen vor.

Sehr unglücklich erscheint mir auch die Forderung,
eine neue Berechnungsgrundlage zusammen mit
den Interessenvertretungen der freien Schulen
zu erarbeiten. Dass man sich eng mit diesen Ver-
bänden bei der Entwicklung eines neuen Verfah-
rens abstimmt und sie selbstverständlich auch
schon im Vorfeld in Gespräche einbezieht, ist klar.
Aber, Frau Erdmann, wenn Sie diese Praxis, das
Verfahren mit ihnen zusammen zu berechnen, in
anderen Bereichen der Gesetzgebung auch walten
lassen wollten, kämen wir zu recht eigenartigen Er-
gebnissen. Ich glaube, das ist nicht der richtige An-
satz.

(Unruhe)

Die Initiative der Grünen ist in der Summe unaus-
gegoren und fehlerhaft. Deshalb halte ich es für
richtig, den Gesetzentwurf abzulehnen.

Eine letzte kurze Anmerkung zu Frau Spooren-
donk: Ich möchte darauf hinweisen, dass die däni-
schen Schulen, die auch von der Ersatzschulfinan-
zierung betroffen sind, keineswegs so schlecht ge-
stellt sind, wie es vonseiten des SSW immer be-
hauptet wird. Gerade die Nachberechnung zum
Ende des letzten Jahres hat dazu geführt, dass ge-
genüber den ursprünglich veranschlagten Ansätzen
die Mittel für die dänischen Schulen im Jahr 2012
etwa 2,5 Millionen € höher liegen.

(Zuruf der Abgeordneten Anke Spoorendonk
[SSW])

Es ist eine Förderung von fast 30 Millionen € - fast
in der gleichen Höhe, wie sie vor der Kürzung des
prozentualen Fördersatzes 2010 vom Land gewährt
worden ist. Wenn man die Bundesmittel dazurech-
net,

(Zuruf)

- Frau Spoorendonk, das lassen Sie mich bitte noch
sagen -, dann haben die Schulen der dänischen
Minderheit etwa 3,5 Millionen € mehr im Jahr 2012
als im Jahr 2010. Gegenüber dem Jahr 2009, als
noch eine sozialdemokratische Bildungsministerin
für diesen Bereich verantwortlich gewesen ist, sind
es etwa 5,5 Millionen €, die die dänischen Schulen
nun mehr bekommen als vor drei Jahren. Das kann
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man wirklich nicht zum Anlass nehmen, große Kla-
gelieder über die angebliche Schlechterbehandlung
der Schulen der dänischen Minderheit anzustim-
men. Insoweit finde ich das, was Sie als Kritik dazu
geäußert haben, total überzogen und nicht vertret-
bar.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Herr Minister, lassen Sie eine Zwischenfrage der
Fraktionsvorsitzenden Anke Spoorendonk zu?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ja.

Anke Spoorendonk [SSW]: Ich will eigent-
lich nicht vom Thema abschweifen, Herr
Minister. Es geht um die Finanzierung der
deutschen Schulen in freier Trägerschaft. Ge-
statten Sie mir trotzdem eine Frage: Wie ste-
hen Sie zum Grundsatz der Gleichstellung
von Schulen der dänischen Minderheit mit
den Schulen in öffentlicher Trägerschaft?

- Die Schulen der dänischen Minderheit sind als
Ersatzschulen und mit einem Fördersatz von jetzt
85 % immer noch besser gestellt als Schulen deut-
scher Träger im Bereich der freien Schulen. Wenn
man die Höhe der Zuwendung, der Finanzhilfe für
den Dänischen Schulverein in Rechnung stellt und
in die Betrachtung mit einbezieht, haben Sie wirk-
lich keinen Grund zur Klage, weil wir in diesem
Jahr aus öffentlichen Mitteln des Landes und des
Bundes etwa 3,5 Millionen € mehr den dänischen
Schulen zur Verfügung stellen, als das im Jahr 2010
der Fall gewesen ist. Gegenüber 2009 - ich habe es
eben schon gesagt - sind es 5,5 Millionen €. Das ist
wirklich für Sie, Frau Kollegin Spoorendonk, kein
Grund, hier große Klagelieder anzustimmen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Die Redezeit des Ministers wurde um 4 Minuten
und 30 Sekunden überschritten. Diese Zeit steht
den Fraktionen zur Verfügung.

Mir ist bekannt, dass Frau Abgeordnete Erdmann
von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN davon Gebrauch ma-
chen möchte.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
möchte auf drei kleine Punkte und einen allgemei-
nen Punkt eingehen. Erstens. Kollege Höppner, in
der Frage, ob die Investitionskosten Konnexität
auslösen, haben wir kontroverse Meinungen. Das
ist im Protokoll des Bildungsausschusses niederge-
legt. Da kommen wir nicht zueinander; wir haben
andere juristische Einschätzungen.

Zweitens. Frau Conrad hat den Landesrechnungs-
hof zitiert. Der Landesrechnungshof sagt aber
auch: Was wir machen, ist vielleicht nicht 100 %,
aber es ist ein Schritt in die richtige Richtung und
auf alle Fälle besser als der Status quo.

Drittens. Herr Minister, Sie haben ja gesehen, dass
wir gefordert haben, sich nicht nur mit der AG der
freien Schulen zusammenzusetzen, sondern insbe-
sondere auch den Schulleitungsverband einzubin-
den. Denn es geht darum, dass nicht nur eine Inter-
essengruppe dabei ist. Dieser Vorschlag ist erst ent-
standen, weil Sie Ihre Zusage gegenüber den freien
Schulen nicht eingelöst haben, zur Berechnungs-
grundlage Vorgespräche zu führen, und Sie leider
selber nicht aus dem Quark gekommen sind. Des-
wegen halten wir es für sachdienlich, wenn man da
mehr Leute an einen Tisch setzt.

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich möchte noch etwas zur Debatte insgesamt sa-
gen. Herr Minister, Sie haben gesagt, wie weit un-
sere Vorstellungen auseinanderklafften, habe man
feststellen können. Das konnte man leider nicht
feststellen, weil niemand von CDU oder FDP ge-
sagt hat, wohin es eigentlich gehen soll. Das ist un-
sere entscheidende Kritik. Wir hätten uns an vielen
Punkten auf Änderungsvorschläge von Ihrer Seite
durchaus eingelassen, aber es ist Nullkommanichts
auf den Tisch gelegt worden.

(Beifall der Abgeordneten Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN], Monika
Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und
Anke Spoorendonk [SSW])

Das ist das Problem. Ich habe auch heute keinen
konstruktiven Vorschlag gehört. Sie haben das im
Wahlkampf versprochen, Sie haben es im Koaliti-
onsausschuss geklärt. Herr Minister, Sie haben ge-
sagt, das gehe alles nicht so schnell. Hätten Sie die
Berechnungsgrundlage, die der Landesrechnungs-
hof vorgeschlagen hat und die wir aufgreifen, näm-
lich die Schulstufen, hätten Sie die Zahlen schon
viel früher gehabt. Dann hätte man das nicht an

6124 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 71. Sitzung - Mittwoch, 22. Februar 2012

(Minister Dr. Ekkehard Klug)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3061&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3061&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3075&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3075&format=WEBVOLLLANG


Schulformen festmachen müssen. Das wäre eine
Lösung gewesen.

Frau Conrad, Sie haben zwar gezählt, wie viele Sät-
ze bei wem im Wahlprogramm stehen, Sie selbst
haben dazu fünf Sätze im Koalitionsvertrag ge-
schrieben, passiert ist aber gar nichts. Am Ende
zählt doch, was umgesetzt wird und nicht das, was
man an Text produziert hat.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Herr Minister, wie gesagt, wir zweifeln die
31,5 Millionen € an. Wir haben unsere eigenen
Vorschläge heruntergezoomt und gesagt: 7,5 Mil-
lionen € bis zum Jahr 2017. Das ist immer noch we-
niger als die 9 Millionen €, die Sie den freien
Schulen im November versprochen haben. Das ha-
ben Sie hier heute nicht wiederholt. Das wundert
mich. Vielleicht liegt es daran, dass wir Wahlkampf
haben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich
schließe damit die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung zu a), Gesetzentwurf
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Druck-
sache 17/510, in modifizierter Form. Der Aus-
schuss empfiehlt, den Gesetzentwurf abzulehnen.
Wer so beschließen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Enthaltungen? -
Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 17/510
mit den Stimmen von CDU, FDP, SPD und der
LINKEN gegen die Stimmen von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW abgelehnt.

(Unruhe)

- Meine Damen und Herren, wir haben eine weitere
Abstimmung durchzuführen. Ich darf um etwas
mehr Ruhe bitten; sonst ist es ausgesprochen
schwer.

Wir kommen nun zur Abstimmung zu b), Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Druck-
sache 17/2052. Wer dem Antrag zustimmen will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist dage-
gen? - Enthaltungen? - Damit ist der Antrag Druck-
sache 17/2052 mit den Stimmen von CDU, FDP,
SPD und der LINKEN gegen die Stimmen von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW abgelehnt
worden.

Ich unterbreche die Sitzung bis 15 Uhr.

(Unterbrechung: 13:14 bis 15:02 Uhr)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Sitzung
wieder. Begrüßen Sie bitte mit mir auf der Besu-
chertribüne Gäste aus dem Berufsbildungszentrum
am Nord-Ostsee-Kanal aus Rendsburg sowie von
der Seniorenunion Elmshorn. - Herzlich willkom-
men hier im Haus!

(Beifall)

Zum Ablauf der Tagung gebe ich Ihnen nach Ab-
stimmung zwischen den Fraktionen noch folgende
Hinweise: Der Tagesordnungspunkt 46 A, Keine
Verschiebung des Ausbaus der Oststrecke des
Nord-Ostsee-Kanals, wird mit einer Redezeit von
jeweils fünf Minuten pro Fraktion morgen nach
dem Tagesordnungspunkt 7 aufgerufen werden.
Der Wahlvorschlag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN zu Tagesordnungspunkt 16 soll am Frei-
tag nach der Wahl der Mitglieder der Bundesver-
sammlung aufgerufen werden. Der Tagesordnungs-
punkt 62, Bericht zur Neuausrichtung der Kranken-
hausfinanzierung, soll aus der Sammeldrucksache
herausgenommen und stattdessen von der Tages-
ordnung abgesetzt werden. - Widerspruch sehe ich
nicht, dann werden wir so verfahren.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 13 und 40 zur
gemeinsamen Beratung auf:

Gemeinsame Beratung

a) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Ausführung von Artikel 53 der Verfassung
des Landes Schleswig-Holstein

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 17/2248

Änderungsantrag der Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW
Drucksache 17/2311

b) Auswirkungen des Jahresabschlusses 2011
auf die Aufstellung kommender Landeshaus-
halte

Antrag der Fraktionen von CDU und FDP
Drucksache 17/2277

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Grundsatz-
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beratung und erteile dem Finanzminister, Herrn
Rainer Wiegard, das Wort.

Rainer Wiegard, Finanzminister:

Frau Präsidentin! Meine Damen, meine Herren!

(Zurufe: Mikro!)

- Okay. Vielen Dank. Es wäre einem alten Feldwe-
bel aber auch gelungen, hier ohne Mikrofon durch-
zudringen.

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ei-
gentlich hätte es mit den beiden Tagesordnungs-
punkten heute nicht besser kommen können. Einer-
seits können wir die erfolgreiche Konsolidierungs-
politik der Landesregierung für das letzte Jahr und
ihre Auswirkungen auf die künftige Finanzplanung
darstellen, andererseits geht es um den soeben ver-
teilten Änderungsantrag der Opposition, mit dem
Sie zu der charakterlosen Schuldenpolitik früherer
Jahre zurückkehren wollen.

(Beifall bei CDU und FDP - Lars Harms
[SSW]: Dann ist Frau Merkel auch charakter-
los!)

Deshalb lassen Sie mich einigermaßen genüsslich
mit dem ersten Teil beginnen. Wir haben im ver-
gangenen Jahr - - Lars Harms, hör genau zu, davon
kann man etwas lernen.

(Andreas Beran [SPD]: Nicht von Ihnen!)

- Ja, passen Sie einmal auf! Wir haben im vergan-
genen Jahr gegenüber den Vorjahren den Fehlbe-
trag in der Erfolgsrechnung halbiert. Wir haben die
Neuverschuldung - ich komme gleich darauf,
warum das so ist - gegenüber dem Vorjahr um
820 Millionen € reduziert.

(Zuruf des Abgeordneten Ulrich Schippels
[DIE LINKE])

Wir haben den Nachweis erbracht, dass man mit
den eigenen Einnahmen auch die laufenden Ausga-
ben des Landes finanzieren, also bezahlen kann,
und dabei sogar noch einen leichten Überschuss er-
wirtschaften kann. Das ist anders als in früheren
Jahren. Das hat es über 22 Jahre hinweg in Schles-
wig-Holstein nicht gegeben. Ich glaube, dass wir
deshalb auf einem ausgesprochen guten Weg sind.

Wir haben bei den Verwaltungsausgaben 40 Mil-
lionen € weniger verbraucht als im Vorjahr. Wir ha-
ben bei den übrigen Ausgaben - wenn man die zu-
sätzlichen Einnahmen von Dritten einmal abzieht -
weitere 60 Millionen € auf der Ausgabenseite redu-
zieren können. Damit haben wir präzise den Spiel-

raum erwirtschaftet, um Schwerpunkte, die für das
Land in der Zukunft wichtig sind, finanzieren zu
können, beispielsweise die Sicherstellung der Un-
terrichtsversorgung in den nächsten beiden Jahren
mit etwa 30 Millionen € und darüber hinaus auch
den weiteren Ausbau unserer wirtschaftlichen In-
frastruktur, mit dem wir den verloren gegangenen
Anschluss an die Entwicklung anderer Länder in
Deutschland wiederherstellen wollen.

Dies alles sind Punkte, die belegen, dass der Kon-
solidierungsweg richtig ist. Wenn Sie allein die ge-
genüber der Planung nicht gemachten Schulden in
Höhe von 720 Millionen € in der Finanzplanung
fortrechnen, nämlich wie viel Zinsen dafür auf
Dauer eingespart werden, sind das jährlich etwa - je
nachdem, mit welchem künftigen Entwicklungszins
Sie rechnen, zum Beispiel 4 % - 30 Millionen €, die
weniger an aufsteigenden Zinsen gebraucht wer-
den. Hinzu kommt - das ist das Glück des Tüchti-
gen - die Entwicklung an den Kapitalmärkten, die
für deutsche Schuldanleihen und damit auch für
schleswig-holsteinische Schuldanleihen im Augen-
blick einen guten Weg aufzeigt.

Demgegenüber, nämlich dass wir in der Fortfüh-
rung dieser Konsolidierungspolitik Ihnen ein Aus-
führungsgesetz vorgelegt haben, mit dem wir die in
den letzten Jahren geübte Praxis des Aufstellens der
Finanzplanung mit einer bestimmten Methodik, die
Einnahme an dem langfristigen Durchschnitt zu ori-
entieren und gravierende steuerrechtliche Verände-
rungen dabei zu berücksichtigen, steht nun, dass Sie
hier einen Antrag vorgelegt haben, mit dem Sie
eben diesen Korridor zur Aufnahme neuer Schul-
den deutlich erweitern wollen. Das ist ein fatales
Spiel mit dem Feuer. Wir brauchen nicht mehr neue
Schulden,

(Beifall bei CDU, FDP und des Abgeordne-
ten Andreas Beran [SPD])

das ist nämlich das einzige, von dem wir in Schles-
wig-Holstein wahrlich genug haben. Wir sind das
nach dem Saarland am höchsten verschuldete Flä-
chenland pro Einwohner in Deutschland.

Wir haben in den vergangenen 40 Jahren, mit be-
sonderer Dramatik in den letzten 20 Jahren, eine
Aufhäufung von Schulden erlebt, mit der wir heute
kaum noch fertig werden. Wir haben im vergange-
nen Jahr 940 Millionen € aufwenden müssen, um
die Zinsen für diese alten Schulden zu bezahlen,
und wir können nur froh sein, dass wir durch den
Überschuss in dem eigenfinanzierten Haushalt in
der Lage waren, dies zu bewältigen, indem wir bei
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940 Millionen € Altlastenbelegung „nur“ 550 Mil-
lionen neue Schulden machen mussten.

Man mag sich gar nicht vorstellen, was es bedeuten
würde, wenn wir in eine Situation kommen würden,
dass wir nicht mehr wie in diesen Monaten unsere
3,5 Millionen € Bruttokreditaufnahme zu etwa
1,6 %, 1,7 % oder 2 % Zinsen bewältigen müssten,
sondern dass wir dafür 5 % aufwenden müssten.
Deshalb muss die Lehre aus diesen Erfahrungen in
der Vergangenheit sein, dass wir konsequent damit
aufhören, immer wieder neue Schulden auf die al-
ten draufzupacken.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wir waren hier schon viel weiter, als wir das heute
sind, insbesondere nach dem Vorschlag, den Sie
uns heute auf den Tisch gelegt haben. Überschlägi-
ge Berechnungen zwischen der Finanzplanung, die
wir insbesondere gestern durch die Eckwerte bis
2014 festgelegt haben, und dem, was Sie sich an
Korridor für neue Verschuldung ermöglichen wol-
len bis 2020, sind das etwa 1,8 Milliarden € zusätz-
lich.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir haben es ja!)

Da Sie diese ja nicht haben, sondern am Kapital-
markt aufnehmen müssen, müssen Sie, wenn es
ganz normal mit der Zinsentwicklung in den näch-
sten Jahren kommt, noch einmal 500 Millionen €
für Zins und Zinseszins allein bis 2020 drauf-
packen.

Deshalb, meine Damen und Herren, sage ich: Die
Katze ist aus dem Sack. Sie haben deutlich ge-
macht, wohin Sie wollen. Sie wollen zurück zu der
Schuldenpolitik, die Sie hier in früheren Jahren
schon betrieben haben.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wissen Sie, das, was mich an diesem Punkt ganz
besonders auf die Palme bringt, ist, wenn ich jeden
Monat hier von Ihnen die Forderung nach neuen
Steuern höre, nach der Wiedereinführung allseits
bereits nicht mehr praktizierter Steuern, nach Steu-
ererhöhungen, jetzt nach der Möglichkeit, die Kre-
ditaufnahmezulässigkeit zu erhöhen, während Sie
gleichzeitig in den Ländern, in denen Rot und Grün
regieren, im Bundesrat die Zustimmung dazu ver-
weigern, dass wir die deutschen Steuergesetze da
anwenden, wo wir bereits vorliegende Vereinbarun-
gen haben, beispielsweise in der Schweiz.

(Beifall bei CDU und FDP)

Sie haben dazu heute sogar einen Antrag vorgelegt.
Ich finde es schon einigermaßen dramatisch: Da

gibt es bestehende deutsche Steuergesetze, und die
Schweiz ist bereit, diese deutschen Steuergesetze
anzuwenden, das heißt, die Abgeltungssteuer auf
Kapitalerträge an uns abzuführen einschließlich des
Solidaritätszuschlags.

Wenn Sie nur oberflächlich die Zahlen zugrunde le-
gen, die in allen Zeitungen stehen, nämlich etwa
100 Milliarden € - andere, ich glaube, Sie selbst
auch, sprechen von 160 bis 200 Milliarden € -, dann
können wir daraus allein in Schleswig-Holstein mit
laufenden Steuereinnahmen von 17 Millionen bis
20 Millionen € pro Jahr rechnen, und wir würden
für die zurückliegenden Zeiträume einen Einmalbe-
trag von mehr als 200 Millionen € erzielen, bis zum
Ende des Jahres 2020 ein Volumen, das etwa
350 Millionen € ausmacht. Und da sagen Sie ein-
fach Nein! Stattdessen wollen Sie die mögliche
Verschuldung des Landes wieder erhöhen. Deshalb
sagen wir dazu Nein, meine Damen und Herren!

(Beifall bei CDU und FDP)

Ich bedanke mich ausdrücklich bei Ihnen, dass Sie
heute die Katze aus dem Sack gelassen haben, so-
dass Schleswig-Holstein weiß, wohin Ihr Weg
führt.

(Beifall bei CDU und FDP - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: Das hätten wir machen sollen!)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Meine Damen und Herren, die Redezeit des Minis-
ters wurde um viereinhalb Minuten überschritten.
Diese Zeit steht jetzt auch allen Fraktionen zur Ver-
fügung.

Bevor wir in der Beratung fortfahren, begrüßen Sie
bitte mit mir auf der Besuchertribüne den ehemali-
gen Landtagspräsidenten Martin Kayenburg ganz
herzlich

(Beifall)

sowie die ehemaligen Landtagsabgeordneten der
CDU Manfred Ritzek und Jürgen Feddersen. -
Herzlich willkommen!

(Beifall)

Für die CDU-Fraktion erteile ich jetzt dem Frakti-
onsvorsitzenden Johannes Callsen das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Geld
ist nicht alles, aber ohne Geld ist alles nichts. Denn
wenn die Kasse nicht stimmt, kann das Land nicht
investieren. Es kann keine Bildungs- und auch kei-
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ne Sozialpolitik mehr betreiben. Eine Aufrechter-
haltung der inneren Sicherheit wäre nicht mehr
möglich, und Natur und Umwelt blieben sich selbst
überlassen.

Wer also meint, es gebe einen Zielkonflikt zwi-
schen Haushaltskonsolidierung auf der einen und
öffentlicher Aufgabenwahrnehmung auf der an-
deren Seite, der irrt sich. Nur wenn der Staat dauer-
haft nicht mehr ausgibt, als er einnimmt, ist Politik
überhaupt möglich. Leider wird diese Tatsache
wohl auch heute wieder wortreich bestritten wer-
den.

Wir werden gewiss auch heute in dieser Debatte
wieder viele Phrasen hören: Phrasen vom „Ka-
puttsparen“, von der „Kahlschlagspolitik“, von „so-
zialer Kälte“, „Neoliberalismus“, „Turbokapitalis-
mus“ und vielem mehr. Unsere Fraktion wird aber
auch heute das tun, was wir in der gesamten Legis-
laturperiode getan haben: Wir setzen den Phrasen
die Fakten entgegen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Deswegen sage ich: Hätten wir so weitergemacht,
wie SPD und Grüne 2005 den Landeshaushalt hin-
terlassen haben mit einem Defizit von 1,5 Milliar-
den €, wäre hier im Hohen Haus irgendwann nicht
nur der Ton ausgefallen, sondern eines Tages auch
das Licht ausgegangen. Schleswig-Holstein wäre
handlungsunfähig geworden.

Deshalb haben wir die Schuldenbremse gezogen,
die man durchaus auch als Notbremse bezeichnen
kann. Und wir haben sie alle gemeinsam gezogen -
fast alle. Das will ich ausdrücklich betonen.

Der Bericht des Finanzministers zum Jahresab-
schluss 2011 legt dar, was wir bisher schon auf die-
sem Weg erreicht haben. Das Ausführungsgesetz
zur Schuldenbremse zeigt uns auf, wie es jetzt wei-
tergehen muss. Beides steht in unmittelbarem Zu-
sammenhang miteinander. Fakt ist auch: Bereits im
vergangenen Jahr haben wir das strukturelle Defi-
zit auf 718 Millionen € gedrückt, die Neuverschul-
dung wurde um 820 Millionen € gesenkt. Damit
haben wir uns einen Vorsprung von zwei Jahren auf
dem Abbaupfad erarbeitet. Wir sparen Zinsen ein,
die wir bei weiteren Kürzungen in Anrechnung
bringen können.

Wenn die Frage diskutiert wird, wie wir diesen Er-
folg erreicht haben, hört man von der Opposition ja
leider Widersprüchliches. An geraden Tagen be-
haupten Sie, wir würden das Land mit Grausamkei-
ten überziehen. An ungeraden Tagen wird von Ih-
nen verbreitet, wir würden eigentlich gar nicht spa-

ren und uns nur auf höhere Steuereinnahmen ver-
lassen. Um es deutlich zu sagen: Beides wider-
spricht sich nicht nur, es ist auch beides gleicher-
maßen falsch.

Wahr ist, dass wir die Landesausgaben ebenso
konsequent wie verantwortungsbewusst reduziert
haben. Das Budget, vor allem bei Zuweisungen und
Zuschüssen, wurde 2011 gegenüber dem Vorjahr
um 170 Millionen € reduziert. Die Aufwendungen
für Verwaltung sind um 45 Millionen € zurückge-
gangen. Der Anstieg der Personalausgaben konnte
trotz Tarifsteigerungen auf 71 Millionen € begrenzt
werden. Dies ist uns gelungen, weil wir wie ange-
kündigt 480 Stellen abgebaut haben.

Wahr ist auch, dass wir die Einnahmen steigern
konnten. Dabei ist das zusätzliche Geld in der Tat
nicht einfach vom Himmel gefallen, sondern diese
Mehreinnahmen fußen auf einem stärkeren Wirt-
schaftswachstum und darauf, dass wieder mehr
Menschen in Arbeit sind, wovon damals zu rot-grü-
ner Zeit die Menschen in diesem Land nur träumen
konnten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Das wiederum ist Ergebnis einer verantwortungs-
vollen Politik, die die Bedingungen für unterneh-
merisches Engagement verbessert und Einsparun-
gen im Landeshaushalt mit zielgerichteten öffentli-
chen Investitionen verbindet. Diese Spielräume, die
wir uns erarbeitet haben, werden wir auch in der
Zukunft nutzen für bessere Bildung und für bessere
Infrastruktur in Schleswig-Holstein.

Wahr ist auch, dass die Opposition eine Politik for-
dert, die genau das Gegenteil beinhaltet und auch
das Gegenteil bewirken würde. Allein die SPD
stellt ungedeckte Schecks mit einem Volumen von
250 Millionen € aus. Das sind wohlweislich nur
diejenigen Forderungen, die sich konkret beziffern
lassen. Bei vielem anderen bleiben Sie so vage und
unkonkret, dass zwischen ein paar Tausend und ein
paar Millionen € alles gemeint sein kann.

Bei Ihren wolkigen Finanzierungsvorschlägen hat
Ihr SPD-Spitzenkandidat mittlerweise schon eine
bemerkenswerte Fantasie entwickelt. Mal sind es
veränderte Bundesgesetze, die für Mehreinnahmen
in Schleswig-Holstein sorgen sollen, mal sind es
sogenannte Bildungsmangelfolgekosten, mal ist es
das Wirtschaftswachstum - das war jetzt die jüngste
Begründung, die dafür herhalten muss. Treffsicher
ist das alles aber nicht. Einnahmeverbesserungen
sind für Sie - wie gehabt - immer nur gleichbedeu-
tend mit Steuererhöhungen. Dass Sie damit die
Wirtschaft abwürgen und Arbeitsplätze vernichten
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und am Ende sogar weniger Einnahmen haben,
werden Sie vermutlich nie verstehen.

Vor Ort mehr Geld auszugeben und das Ganze
dann durch die Änderung von Bundesgesetzen fi-
nanzieren zu wollen, ist das Gegenteil von seriöser
Haushaltspolitik. Das Gleiche gilt auch für Ihren
Umgang mit konjunkturbedingten Mehreinnahmen.
1 % mehr Wachstum gleich 120 Millionen € mehr
zum Ausgeben. Das ist wohl eher eine Milchjun-
genrechnung. Denn auch im Kieler Rathaus liegt
doch bestimmt ein aktuelles Exemplar unserer Lan-
desverfassung, in der es in Artikel 53 Absatz 2
heißt - ich zitiere -:

„Bei einer von der Normallage abweichen-
den konjunkturellen Entwicklung sind die
Auswirkungen auf den Haushalt im Auf- und
Abschwung symmetrisch zu berücksichti-
gen.“

(Ulrich Schippels [DIE LINKE]: Ab 2020!)

Von Spielgeld zur Finanzierung sozialdemokrati-
scher Wunschträume ist hier definitiv nicht die Re-
de.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Meine Damen und Herren von der Opposition, von
SPD, Grünen und SSW, was Sie uns hier heute al-
lerdings auftischen, Ihr Änderungsantrag, das setzt
dem Ganzen in der Tat die Krone auf.

(Beifall bei CDU und FDP - Zuruf von der
SPD: Genau!)

Indem Sie den Ausgangwert für die Kreditaufnah-
me mal eben so anheben, wollen Sie gegenüber un-
serem Gesetz die Tür für zusätzliche Schulden von
bis zu 1 Milliarde € bis 2020 aufmachen. Sie haben
nicht den Mut - und das sage ich deutlich -, den
Menschen zu sagen, wo Sie konkret einsparen wol-
len.

(Beifall bei CDU und FDP)

Sie stellen sich selbst einen Blankoscheck für noch
höhere Schulden aus, um sich mit Ihren Wahlver-
sprechen über den 6. Mai hinaus zu retten. Mit Ih-
rem Überziehungskreditausreizgesetz bürden Sie
der nächsten Generation in Schleswig-Holstein bis
2020 zusätzliche Zinsen in Höhe von fast 30 Mil-
lionen € jährlich auf. Das ist ein Gegenwert von
rund 500 Lehrerstellen. Von SPD und SSW sind
wir solche Buchungstricks mittlerweile gewohnt,
aber liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grü-
nen, da bin ich schon einigermaßen enttäuscht, dass

Sie heute Ihr wahres finanzpolitisches Gesicht zei-
gen.

(Beifall bei CDU und vereinzelt bei der FDP)

Mit nachhaltiger Finanzpolitik und mit Generatio-
nengerechtigkeit hat diese von Ihnen betriebene Er-
höhung der Neuverschuldung nichts zu tun. Ihr
heutiger Gesetzentwurf ist nichts anderes als Ihr
Eingeständnis, dass solide Finanzpolitik bei Ihnen
nicht mehr als eine Worthülse ist.

(Beifall bei CDU und FDP - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: Das wussten wir schon vorher!)

Meine Damen und Herren von der Opposition,
Griechenland ist für Sie offensichtlich keine Lehre.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Nee!)

Dieser Schuldenerhöhungsblankoscheck zulasten
der nächsten Generation ist am Ende nichts anderes
als Wählertäuschung.

Ich sage es Ihnen daher gern noch einmal: Mit dem
Motto Phrasen statt Fakten werden Sie nicht durch-
kommen. Sie werden nicht umhinkommen, noch
einmal unmittelbar vor der Landtagswahl über die-
sen Gesetzentwurf abzustimmen und Farbe zu be-
kennen, ob Sie es mit der Schuldenbremse wirklich
ernst meinen. Die Menschen in diesem Land wollen
eine ehrliche und eine verantwortungsvolle Politik,
eine Finanzpolitik für die Zukunft dieses Landes
und keine billigen Tricks zur Erhöhung der Schul-
den

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Meine Damen und Herren, ich muss eine Korrektur
bekanntgeben. Der Finanzminister kann auch mit
Zeit haushalten. Er hat genau die zehn Minuten ge-
braucht, die auch verabredet waren. Die Schriftfüh-
rer hatten versehentlich fünf Minuten eingegeben.
Deswegen kam es eben zu der Ansage, dass er sei-
ne Redezeit überschritten habe. Ich sage noch ein-
mal deutlich: Er hat die Redezeit nicht überschrit-
ten. Es bleibt bei der verabredeten Zeit von zehn
Minuten.

Für die SPD-Fraktion erteile ich der Frau Abgeord-
neten Birgit Herdejürgen das Wort.

Birgit Herdejürgen [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das unbestritten gute Haushaltsergebnis, das uns
heute in aller Kürze vorgestellt wurde, ist auf die
sehr positive wirtschaftliche Entwicklung in der
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Bundesrepublik zurückzuführen. Der Kollege Call-
sen hat es angesprochen.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja, natürlich!)

Sie ist auch Verdienst der Unternehmen und Be-
schäftigten in Schleswig-Holstein. Verbunden mit
einem nach wie vor niedrigen Zinsniveau ist dies
ein glückliches Zusammentreffen, das natürlich er-
freulich ist, beileibe aber kein Verdienst der Lan-
desregierung.

(Beifall bei SPD, SSW und des Abgeordne-
ten Ulrich Schippels [DIE LINKE] - Johan-
nes Callsen [CDU]: Unglaublich!)

Dennoch: Die Personalkosten sind im Jahr 2011
weiter gestiegen und werden auch in den nächsten
Jahren deutliche Anstiege verzeichnen.

(Tobias Koch [CDU]: Unglaublich!)

Die Kürzungen beim Personal reichen nicht aus,
um Mehrausgaben durch Tarifsteigerungen, stei-
gende Sozialversicherungsausgaben, Beihilfe und
Altersversorgung auszugleichen. Damit sind auch
zwei zentrale Risiken identifiziert, denen sich das
Parlament in künftigen Haushaltsberatungen selbst-
verständlich stellen muss: steigende Zinsen und
steigende Personalkosten.

Klar ist aber auch, dass dieses Ergebnis deutlich
besser aussehen könnte, wenn sich die Landesregie-
rung nicht wiederholt von ihrer Berliner Hauptstelle
hätte über den Tisch ziehen lassen.

(Vereinzelter Beifall bei SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das gilt für teure Steuerrechtsänderungen genau-
so wie auch für vernünftige Alternativen zu einem
teuren und in seiner Wirkung völlig absurden Be-
treuungsgeld.

(Vereinzelter Beifall bei SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, der LINKEN und SSW)

Weil der Blick nach hinten ja offenbar so verführe-
risch ist: Unter der damaligen CDU-Regierung hat-
ten wir trotz Zonenrandförderung diverse Male
Nettoneuverschuldungen, die zehn oder mehr Pro-
zent unserer Nettoausgaben betrugen. Ich nenne nur
einige Zahlen: 1972 12,9 %, 1975 und 1976 rund
17 %, und zwischen 1980 und in dem letzten von
Ihnen verantworteten Haushaltsjahr 1988 wurde die
Zehnprozentmarke nur einmal unterschritten.

(Christopher Vogt [FDP]: Da war ich noch
im Kindergarten!)

Nach SPD-Regierungsübernahme haben wir die
Nettoneuverschuldung erheblich gesenkt,

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der CDU)

und die Zehnprozentmarke wurde erst mit den Aus-
wirkungen der auch von uns schon mehrfach kriti-
sierten Steuerreformen und der geplatzten High-
Tech-Blase gerissen.

Wir haben also Land und Haushalt in einer desola-
ten Situation übernommen: hohe Verschuldung,
Wegfall der Zonenrandförderung, zusätzliche Be-
lastungen durch die Verschiebung von Förderungen
in die neuen Bundesländer, viel zu wenige und oft
schlecht ausgestattete Kindertagesstättenplätze, ein
veraltetes Hochschulsystem und eine Wirtschafts-
förderung, die romantischen Landwirtschaftsidea-
len anhing.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Wenn mit Blick auf die Vergangenheit versucht
wird, Verantwortliche zu finden, sollte man sinn-
vollerweise die Statistiken nicht erst im Jahr 1989
beginnen lassen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Wir reden nun aber heute über ein Ausführungsge-
setz, praktisch eine Erläuterung dessen, was uns
durch bestehende Regelungen vorgegeben wird.
Das ist in seiner Substanz überhaupt nichts Neues.
Das ist einerseits die Schuldenbremse, die wir mit
breiter Mehrheit beschlossen und der wir uns ver-
pflichtet haben und das ist die Verwaltungsverein-
barung mit dem Bund, deren Einhaltung maßgeb-
liche Voraussetzung für die Zahlung der Konsoli-
dierungshilfen ist. Dass Sie diese Vereinbarung
hier skandalisieren, finde ich schon sehr verwegen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Sie wollen nun aber die Finanzplanung der Regie-
rung in Gesetzesform bringen und muten den Men-
schen in Schleswig-Holstein Belastungen zu, die
sich eben nicht aus der Schuldenbremse ableiten
lassen.

(Lars Harms [SSW]: So ist es!)

Wir alle wissen, dass der Abbau der Neuverschul-
dung auf null im Jahr 2020 ein hartes Stück Arbeit
ist. Wir bezweifeln auch nicht, dass für eine verläs-
sliche Finanzplanung auf Schleswig-Holstein bezo-
gene Erwartungen der Steuereinnahmen zugrunde
gelegt werden müssen. Fakt ist aber, dass der Bund
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von einem höheren strukturellen Defizit ausgeht als
das Ministerium. Wichtig ist doch, dass wir genau
diese strukturellen Probleme bis 2020 bereinigt
haben. Sie wollen mit Ihrem heute vorgelegten Ge-
setzentwurf einen Abbaupfad zwingend vorgeben,
der über die Anforderungen der Verfassung hinaus-
geht, allerdings ohne die Hausaufgaben gemacht zu
haben, die beispielsweise für einen reibungslosen
Personalabbau nötig wären. Wo sind die Vor-
schläge für Aufgabenabbau? An welcher Stelle
werden Verwaltungen verschlankt oder neu geord-
net? Wo sind die Ideen für Strukturveränderun-
gen?

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Wo sind Bundesratsinitiativen zur Einnahmever-
besserung und zur Erleichterung der Aufgabenbe-
wältigung bei Land und Kommunen? - Durchge-
hend Fehlanzeige!

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wo sind Ihre
denn?)

Die Stellenabbauplanung beschreibt rechnerische
pauschale Vorgaben an die jeweiligen Ressorts oh-
ne die faktischen Aufgaben im Blick zu haben.

(Zurufe der Abgeordneten Peter Eichstädt
[SPD] und Wolfgang Kubicki [FDP])

Wir müssen uns aber erst von den Aufgaben verab-
schieden und dann vom Personal. Sie setzen auf
Kürzungen und nicht auf strukturelle Veränderun-
gen. Sie erzählen den Menschen, die sich im letzten
Jahr vor dem Landeshaus eingefunden haben, dass
Kürzungen alternativlos sind. Gleichzeitig laufen
Spitzenkandidat und Fraktionsvorsitzender der
CDU durch die Lande und feiern die einzelbetrieb-
liche Förderung.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie haben mit keinem Wort erwähnt, dass es bei
den Kürzungen um mehr als um ein Rechenwerk
geht. Hier sind Menschen betroffen. Das spielt bei
Ihnen überhaupt keine Rolle. Die Flexibilität der
Regierung, die entsprechende Vorlagen zu erstellen
hat, und des Parlaments, das auf Grundlage dieser
Vorlagen über den Haushalt zu entscheiden hat,
liegt daher nicht bei der Frage, ob und wie hohe
Schulden gemacht werden. Darauf gibt es nämlich
ab 2020 nach unserer Verfassung eine sehr klare
und restriktive Antwort: Keine.

Die Flexibilität liegt neben den Schwerpunkten und
der Herangehensweise in dem Rechenverfahren,

das zugrunde gelegt wird, um die konjunkturellen
von den strukturellen Einnahmen und Ausgaben zu
trennen, dem Konjunkturbereinigungsverfahren.
Alle Beteiligten haben sich für die Berechnungs-
methode des Bundes entschieden und diese in der
Verwaltungsvereinbarung unterschrieben. Unstrei-
tig ist, dass die von der Bundesregierung gewählte
Methode zur Ermittlung des strukturellen Defizits
außerordentlich komplex und allein dadurch schon
intransparent und gestaltungsanfällig ist. Hierzu
gibt es Studien, die die Risiken und Schwächen
deutlich benennen, unter anderem vom Institut für
Makroönomie und Konjunkturforschung der Hans-
Böckler-Stiftung.

Auf 70 und mehr Varianten zur Berechnung eines
strukturellen Defizits kommen die Wissenschaftler
in ihrer Untersuchung. Jede dieser Varianten würde
den maßgeblichen Vorgaben der EU-Kommission
genügen. Umso wichtiger ist die Notwendigkeit der
Einhaltung der Schuldenbremse, die für uns alle
unstreitig ist und gesetzlich geregelt werden muss.
Sie ist nicht mit einer Berechnungsmethode für die
Haushaltsaufstellung zu vermengen. Die Finanz-
planung des Landes kann innerhalb der Grenzen,
die die Schuldenbremse vorgibt, selbstverständlich
andere Zahlen vorsehen. Diese müssen aber von der
Regierung verantwortet werden.

(Anhaltender Beifall bei SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die FDP-Fraktion erteile ich der Frau Abgeord-
neten Katharina Loedige das Wort.

Katharina Loedige [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die monatliche Serie von erfolgrei-
chen Nachrichten aus dem Finanzministerium hat
im vorläufigen Jahresabschluss für das Haushalts-
jahr 2011 ihren Höhepunkt gefunden. Das erste
Jahr und der erste Haushalt nach Einführung der
Schuldenbremse haben den Beweis erbracht, dass
sich die Einhaltung der Schuldenbremse, wirt-
schaftliches Wachstum und neue Arbeitsplätze
nicht gegenseitig ausschließen. Der Zuwachs bei
den sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätzen
um 21.100 Stellen im Vergleich zum Vorjahr ist
ebenfalls ein Beweis dafür, dass wir auf dem richti-
gen Kurs sind.

(Beifall bei FDP und CDU - Zuruf des Abge-
ordneten Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])
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Die Zahl der Arbeitslosen in Schleswig-Holstein in
einem Januar war so niedrig wie seit 19 Jahren, wie
seit 1993, nicht mehr. Das ist gut für unsere Ein-
nahmeseite.

(Unruhe)

Wenn Frau Heinold oder Herr Dr. Habeck bei die-
sen erfolgreichen Zahlen nun das Haar in der Suppe
suchen, dann frage ich mich, ob ihnen die Men-
schen, die heute einen Arbeitsplatz in Schleswig-
Holstein haben egal sind. Heute haben über
70.000 Menschen mehr einen Arbeitsplatz als unter
grüner Regierungsbeteiligung.

(Beifall bei FDP und CDU)

Damals, im Jahr 2005, betrug die Arbeitslosenquote
12,9 %. Es zeigt, dass die Grünen für die Satten der
Gesellschaft da sind, sich aber nicht darum scheren,
mehr Menschen in Lohn und Brot zu bringen.

(Vereinzelter Beifall bei FDP und CDU -
Widerspruch bei SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, der vorläufige
Jahresabschluss macht noch einmal deutlich, dass
Sparen allein nicht ausreicht, um diesen Erfolg fort-
zusetzen. Es ist klar, und dies findet auch in den Fi-
nanzplanungen Niederschlag, dass wir auf Steuer-
mehreinnahmen angewiesen sind. Wenn wir aber
neue Einnahmequellen erschließen können, die wir
bislang nicht hatten, wie zum Beispiel das Steuer-
abkommen mit der Schweiz, dann wird dies
gleich von SPD und Grünen blockiert. Durch diese
Haltung entgehen uns in Schleswig-Holstein jähr-
lich Millionen von Euro. Mehr noch, es hätte die
Möglichkeit bestanden, Rechtsunsicherheiten zu
beseitigen, denn der Ankauf von erworbenen Steu-
er-CDs ist für eine liberale Rechtsstaatspartei keine
Lösung dieses Problems.

Ich will es noch einmal ganz konkret sagen, damit
keine Unklarheiten bestehen: Steuermehreinnah-
men durch Steuerabkommen werden also auch von
den Grünen verhindert. Das ist eine klare politische
Linie. Höhere Steuereinnahmen bedeuten aber nicht
gleich Steuererhöhungen. Anders als die Grünen
wollen wir für die Bürgerinnen und Bürger solide
und dauerhafte Arbeitsplätze schaffen, um so die
Transferleistungen gering zu halten. Dabei spielen
Investitionen eine große Rolle. Wir haben den Fo-
kus unserer Investitionen auf die Bereiche Bildung
und Infrastruktur gelegt. Belastbare Verkehrswe-
ge und eine gute Bildung und Ausbildung sind die
Rahmenbedingungen für weitere Investitionen der
privaten Wirtschaft. Wir werden diese Maßnahmen

noch einmal aufstocken und weiter fördern. Hierzu
fließen Mittel, die durch Ersparnisse bei den Zin-
sen aufgrund erfreulich niedriger Zinssätze dauer-
haft eingespart worden sind, in die Aufstockung des
Vertretungsfonds für Lehrer, in den Ausbau der
Breitbandversorgung und in den Erhalt der Landes-
straßen.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben in die-
sem Hohen Haus gemeinsam die Schuldenbremse
in der Landesverfassung verankert. Dies geschah
- mit Ausnahme der LINKEN - überparteilich. Da-
mit haben wir alle hier Verantwortung übernom-
men, auch wenn die Einsicht bei einigen reichlich
spät gekommen ist, aber sie ist, außer bei den LIN-
KEN, die ich immer wieder ausnehme, pünktlich da
gewesen. Nun ist es aber an der Zeit, die Rege-
lungen zu konkretisieren und in einem Ausfüh-
rungsgesetz festzuschreiben. Es handelt sich hier-
bei um ein eher technisches Gesetz, das die Be-
rechnungsmethodik des Verfahrens zur Konjunk-
turbereinigung festschreibt und die Kontrolle so-
wie den Ausgleich von Abweichungen regelt. Dass
diese Regeln noch einmal genau erklärt werden
müssen, wird deutlich, wenn man sich die Wahlver-
sprechen der Mitbewerber anhört oder ansieht.

So möchte die SPD mit ihrem Spitzenkandidat Tor-
sten Albig beispielsweise den Kommunen mehr
Geld zur Verfügung stellen, nämlich mal eben
120 Millionen €. Die Lehrerarbeitszeit soll redu-
ziert werden, was auch 46 Millionen € kostet, je-
doch nicht zur Verbesserung des Status quo bei der
Unterrichtssituation unserer Kinder beiträgt. Diese
Liste - ich habe sie dabei - ließe sich ohne weitere
Probleme auf ungefähr 308 Millionen € jährlich an
zusätzlichen Belastung für den Landeshaushalt wei-
terführen. Eine seriöse Form der Gegenfinanzie-
rung lässt die SPD allerdings vermissen. Gleiches
gilt für Torsten Albig selbst. Herr Albig, Ihr Spit-
zenkandidat, betreibt hier mit Genehmigung der
SPD-Landtagsfraktion Wählertäuscherei,

(Zuruf der Abgeordneten Serpil Midyatli
[SPD])

denn er und die SPD wissen bereits heute, dass dies
nicht umsetzbar und nicht finanzierbar ist. Herr
Dr. Stegner ist heute leider nicht anwesend. Viel-
leicht hat er inzwischen den Goldesel gefunden,
von dem er hier schon im Jahr 2004 gesprochen
hat, indem er behauptet hat: Das, was man dort - in
der Arche Warder - nicht findet, ist der - ich zitiere
ihn hier - Dukaten kackende Goldesel. Er ist dort
nicht vorhanden. Er ist übrigens im ganzen Land
Schleswig-Holstein nicht vorhanden. Das ist ein Zi-
tat von Dr. Stegner. Ich frage mich, wie ernst die
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SPD die Finanz- und Haushaltspolitik unseres Lan-
des nimmt, wenn man im SPD-Wahlprogramm
nicht eine einzige Überschrift zu diesem Thema fin-
den kann - von Inhalten gar nicht zu sprechen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Das ist übrigens kein Versehen. Ich behaupte, das
ist pure Absicht. Sie weichen unbequemen Themen
aus und hoffen, dass es keiner merkt. Das ist sozial-
demokratische Größe. Das ist für Sie ganz einfach,
aber das ist ein kleines, mickriges Karo, das Sie
hier vorzeigen können.

Frau Herdejürgen, das Einzige, was ich Ihrer Rede
entnehmen konnte, ist, dass Sie bedauern, dass es
die Zonenrandförderung nicht gibt.

(Zuruf der Abgeordneten Birgit Herdejürgen
[SPD])

Das bedeutet, Sie bedauern, dass es die Mauer nicht
mehr gibt.

(Widerspruch bei der SPD - Zuruf der Abge-
ordneten Birgit Herdejürgen [SPD])

Das bedeutet, dass Sie die Mauer wieder hochzie-
hen wollen, damit Sie wieder mehr Geld über die
Zonenrandförderung kassieren können. Das ist das
Fazit, das Sie hier angebracht haben.

(Zurufe von der SPD)

Die Grünen möchten faktisch das Beamtentum ab-
schaffen, wenn Sie alle öffentlichen Bediensteten in
die Sozialversicherungssysteme einbeziehen möch-
ten. Die Beamten sollen also hinein in die gesetzli-
chen Krankenversicherung. Es soll keine Pensionen
mehr geben, sondern eine Rente für die Beamten.
Dies würde zeitgleich bedeuten, dass wir erhebliche
Mehrausgaben hätten. Die Abgaben sind nämlich
sofort fällig. Zwar ist die Rücklagenbildung bei-
spielsweise für Pensionen sinnvoll, aber aktuell
geht das nur durch eine Erhöhung der Staatsver-
schuldung.

Auf die LINKEN brauche ich eigentlich nicht ge-
sondert einzugehen. Wer sich von der Schulden-
bremse abwendet, der schlägt der heutigen jungen
Generation mit voller Wucht ins Gesicht und sagt
den jungen Menschen, dass sie morgen keine Zu-
kunft haben.

Das ist nicht sozial, das ist einfach bloß schäbig.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist gut und
scheint geboten, dass wir nun am vorzeitigen Ende

der Legislaturperiode noch einmal alle an die
Schuldenbremse und die mit ihrer Einhaltung ver-
bundenen Anstrengungen erinnert werden. Wir ha-
ben sie gemeinsam und überparteilich beschlossen
im Einvernehmen, dass die Schuldenpolitik der
Vergangenheit angehören sollte. Der Antrag von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW und SPD sieht
allerdings offensichtlich eine andere Sprache vor.
Bis vor zwei Stunden hatte ich noch gedacht, dass
Sie zur Vernunft gekommen seien, dass der Mai
2010 auch bei Ihnen Spuren hinterlassen hätte. Das
ist offensichtlich nicht der Fall.

Wir sind gemeinsam, nachdem wir die Schulden-
bremse verankert haben, auch verpflichtet, uns dar-
an zu halten. Das Gesetz, das wir hier vorgestellt
haben, ist eine Konsequenz der von den meisten
Fraktionen im Landtag beschlossenen Verfas-
sungsänderung. Diese Verfassung verlangt nach
diesem Gesetz. Von daher ist es nur konsequent,
dass auch Sie diesem Gesetz in der vorgelegten
Form zustimmen und dem Änderungsantrag nicht
zustimmen werden.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Sehr geehrte Frau Loedige, ich möchte Sie darauf
hinweisen, dass das Adjektiv, mit dem Sie den Gol-
desel beschrieben haben, ein nicht üblicher Aus-
druck hier im Parlament ist, auch wenn es sich da-
bei um ein Zitat handelt.

(Zurufe)

Meine Damen und Herren! Ich erteile für die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN der Frau Abge-
ordneten Monika Heinold das Wort.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ja, der
positive Jahresabschluss hilft uns, den schwierigen
Weg in Richtung Nettoneuverschuldung null weiter
zu beschreiten, einen Weg, den zuvor keine Regie-
rung gegangen ist, auch nicht die Große Koalition,
Herr Wiegard, in der Sie vier Jahre als Finanzmini-
ster Verantwortung getragen haben. Zur Wahrheit
gehört auch, dass sich der Landtag erst auf eine
Schuldenbremse verständigt hat, nachdem der Bund
diese klare Linie unmissverständlich per Grundge-
setz für alle Bundesländer verbindlich vorgegeben
hat.

Herr Minister, Sie werden nicht müde zu betonen,
dass uns die charakterlose Schuldenpolitik der Ver-
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gangenheit einholt. Und ich werde Ihnen darauf im-
mer wieder antworten, dass diese charakterlose
Schuldenpolitik - wenn man es denn überhaupt so
nennen will - auch Ihre Schuldenpolitik ist.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Weder als Oppositionspolitiker noch in Ihren ersten
fünf Jahren als Finanzminister haben Sie die Initia-
tive für eine wirksame Begrenzung der Schulden
in Form einer Verfassungsänderung ergriffen. Sie
brauchten erst die Vorgabe des Bundesgesetzge-
bers.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In Ihrer Verantwortung wurden neue Ausgaben in
Millionenhöhe beschlossen. Ich erinnere beispiel-
haft an den Schleswig-Holstein-Fonds, eben einmal
über 400 Millionen € komplett schuldenfinanziert,
Herr Finanzminister. Charakterlose Schuldenpolitik
nennen Sie das. Da zeigt der Finger auf Sie selbst
zurück.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Etwas mehr Demut, etwas mehr den differenzierten
Blick auf die Vergangenheit gerichtet,

(Zurufe von der CDU: Oh!)

dann hätten wir eine Ebene, auf der wir miteinander
diskutieren könnten.

Meine Damen und Herren, die Grundlage für die
nächsten Jahre ist mit der Finanzplanung und den
Vorgaben des Stabilitätsrats gelegt. Aber wir kön-
nen doch nicht einfach ignorieren, dass die Auflö-
sung der Finanzplanung noch nicht da ist. Auch der
Rechnungshof mahnt in seiner Stellungnahme zum
Abbau des Finanzierungsdefizits an, dass noch
Aussagen darüber fehlen, wo und mit welchen
Maßnahmen das Land in den kommenden Jahren
den Defizitabbau fortsetzen will.

(Zuruf der Abgeordneten Katharina Loedige
[FDP])

Es ist unredlich, wenn sich die Landesregierung vor
genau dieser Auflösung drückt und plötzlich so tut,
als seien alle Hausaufgaben schon gemacht.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Nachtigall, ick hör dir trapsen. Je mehr es in Rich-
tung Landtagswahl geht, desto weniger traut sich
diese Landesregierung zu, Tacheles zu reden.

(Zuruf des Abgeordneten Christopher Vogt
[FDP])

Plötzlich sind sogar über 1 Milliarde € da, wo Sie
sagen, diese Milliarde können wir zusätzlich zu den
Vorgaben, die der Bund vorgibt, einsparen. Das
klang im August 2011 noch ganz anders. Da sagte
Finanzminister Wiegard noch in einer Pressemittei-
lung, dass weitere mutige Entscheidungen nötig sei-
en. Heute alles aufgelöst!

Eben war die Schuldenbremse noch Begründung
für harte Einschnitte, kleinteilige und schmerzliche
Kürzungen im Tausenderbereich, und plötzlich, we-
nige Wochen vor der Wahl, fallen eben mal 50 Mil-
lionen € für den nächsten Doppelhaushalt vom
Himmel: Straßenbau, Breitbandversorgung, Unter-
richtsversorgung und Schulsozialarbeit.

Meine Damen und Herren, eine Landesregierung,
die Frauenhäuser so schlecht ausstattet, dass Frauen
in Not wieder nach Hause geschickt werden

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

und gleichzeitig eben mal 50 Millionen € im Koali-
tionsausschuss aus dem Ärmel schüttelt, handelt
verantwortungslos.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW - Wolfgang Kubicki [FDP]:
Das müssen Sie gerade sagen! Sensationell!)

Diese Art zu regieren, schürt Politikverdrossenheit;
sie ist das Gegenteil von Transparenz und von Mit-
gestaltung. Warum nicht 27 Millionen €? Warum
nicht 29 Millionen €? Warum Straßenbau und nicht
Frauenhäuser? Was ist Grundlage für Ihre Prioritä-
tensetzung und für Ihre Ziele?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW - Zuruf des Abgeordneten
Wolfgang Kubicki [FDP])

Ihre Haushaltspolitik ist willkürlich. Herr Finanz-
minister, in Ihrer Welt gibt es immer nur schwarz-
weiß.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Macht die Opposition ausgabeträchtige Vorschläge,
ist das charakterlose Schuldenpolitik, macht die Re-
gierung ausgabeträchtige Vorschläge, die doppelt
so hoch sind, dann ist das eine Investition in die Zu-
kunft. Wer soll Ihnen diese Märchenstunde glau-
ben? Und wer soll CDU und FDP glauben, dass sie
es jetzt mit der Verbesserung der Situation an unse-
ren Schulen tatsächlich ernst meinen? Ihr Be-
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schluss, die Mittel für Unterrichtsversorgung aufzu-
stocken, ist nicht mehr als ein ungedeckter Scheck
für 2013,

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir fangen jetzt
an!)

schwarz-gelbe Pflasterpolitik kurz vor einer Land-
tagswahl zur Betörung der Wählerinnen und Wäh-
ler. Meine Damen und Herren, Glaubwürdigkeit
sieht anders aus.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Unsere Schulen brauchen Verlässlichkeit.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ja, genau!)

Sie müssen die Sicherheit bekommen, dass die ge-
plante Streichung von 300 Lehrerstellen zum Som-
mer 2012 rückgängig gemacht wird. Handfeste Po-
litik statt Wahlversprechen, Nachtragshaushalt statt
Pflasterpolitik - das wäre doch einmal ein reelles
Angebot an die Wählerinnen und Wähler.

Meine Fraktion hält es für vertretbar, zur Finanzie-
rung der Lehrerstellen eingesparte Zinsausgaben zu
nutzen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Die Sie einge-
spart haben!)

Ja, wir halten die Schuldenbremse für richtig und
wollen sie einhalten. Aber von uns gibt es auch ein
Ja dazu, dass Zukunftsgestaltung und Bildungsin-
vestitionen zwangsläufig zusammengehören.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Rein buchhalterisch werden sie die Probleme des
Haushalts nicht lösen.

Deshalb haben wir heute zusammen mit unseren
Kolleginnen und Kollegen von SSW und SPD
einen eigenen Gesetzentwurf eingebracht zu einem
Gesetz, das vom Landesrechnungshof bereits ange-
mahnt wurde.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Meine Fraktion ist nicht damit einverstanden, wenn
Sie dem Land einen härteren Sparkurs aufzwingen
wollen, als es der Bundesgesetzgeber vorgegeben
hat.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP] - Gegenruf des Abgeordneten Lars
Harms [SSW])

Es wäre verantwortungslos, dass Sparkorsett so eng
zu schnüren, dass das Land keine Luft zum Atmen
hat.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Erkennen Sie doch endlich die Realitäten an! Der
Weg zur Neuverschuldung null ist kein Spazier-
gang, er ist ein Balanceakt auf dem Drahtseil, der
Versuch, Konsolidierung und Zukunftsgestaltung
miteinander zu vereinbaren. Prognostizierte Ein-
nahmen sind noch keine tatsächlichen Einnahmen.
Der Abbau von 10 % aller Stellen hat gerade erst
begonnen. Küstenschutzabgabe und weitere Kür-
zungen sind noch nicht konkretisiert. Dafür haben
Sie noch keine Antwort. Auf die Zinsproblematik
hat Herr Wiegard hingewiesen.

Meine Damen und Herren, noch immer macht die
FDP in Berlin Druck auf Steuersenkungen, die
uns den Einnahmeboden wegreißen. Sie haben
nicht einmal den Mut, eine Bundesratsinitiative zu
starten, um diese unsägliche Mövenpicksteuer, die
die Hotels reich und das Land arm macht, wieder
zu canceln.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Meine Damen und Herren, was wir in dieser
schwierigen Haushaltssituation des Landes am al-
lerwenigsten brauchen, sind zusätzliche schwarz-
gelbe Wackersteine im eh schon schweren Ruck-
sack.

(Christopher Vogt [FDP]: Finden Sie das
nicht peinlich, Ihre ganzen Steuersenkun-
gen?)

Deshalb ist der Gesetzentwurf der Landesregierung
falsch. Denn er würde die Höhe der nach Bundes-
gesetzgebung möglichen strukturellen Neuver-
schuldung allein im nächsten Doppelhaushalt um
weitere 250 Millionen € reduzieren.

Die Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW schlagen dagegen vor, sich an die
Zahlen in der Verwaltungsvereinbarung zwischen
Bund und Land zu halten. Wenn Sie hier behaup-
ten, wir würden mit unserem Vorschlag die Schul-
denbremse reißen, dann setzen Sie doch nur
noch - -

(Zuruf von der CDU: Nein!)

Es ist ja schön, wenn wir uns einig sind. Unser Ge-
setzentwurf erfüllt die Schuldenbremse genau wie
Ihr Gesetzentwurf.
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(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Es handelt sich um eine Obergrenze, die wir set-
zen. Darunter bleiben ist immer noch möglich.

(Lachen bei der CDU)

Und ich glaube, jede und jeder wird zukünftig die-
sen Ergeiz entwickeln.

Unser Vorschlag bindet die Landesregierung nicht
an ein Verfahren zur Aufstellung der Finanzpla-
nung. Das Land ist also weiterhin frei, mit eigenen
belastbaren Steuerprognosen in die Finanzaufstel-
lung zu gehen. Unser Gesetzentwurf ist also genau
so umsetzbar und praktikabel wie der Gesetzent-
wurf der Landesregierung. Der Unterschied zwi-
schen Ihrem und unserem Entwurf ist ein politi-
scher. Für uns steht fest: Solide Haushaltspolitik
und Bildungsinvestitionen müssen Hand in Hand
gehen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Für Sie steht fest: Die Übererfüllung des Sparziels
ist wichtiger als die Ausstattung der Schulen mit
Lehrerinnen und Lehrern. Das ist der Unterschied.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Kindertagesstätten, Schulen und Hochschulen, alles
ist unterfinanziert, Fachkräftemangel und Transfer-
geldempfänger sind vorprogrammiert. Wenn wir
immer darauf hoffen und mahnen, dass uns der
Bund bei der Bildung unterstützt, dann müssen wir
auch die Kraft haben, jeden Cent im Land zu mobi-
lisieren, um in die Bildung zu investieren und um
mit kleinen Verbesserungen voranzukommen.

Meine Damen und Herren, im Zweifel auch um den
Preis, dass wir die Schuldenbremse nur nach Vor-
gabe erreichen, finden wir, dass unser Gesetzent-
wurf der bessere ist. Wir wollen nicht Klassenbeste
sein, sondern wir wollen in einem Land leben, das
in die Bildung unserer Kinder investiert.

(Lebhafter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich Herrn Ab-
geordneten Ulrich Schippels das Wort.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist
einer der seltenen Momente, in denen ich mal mer-
ke, dass ich mit vielen Reden auch heute hier über-
einstimmen kann. Ich freue mich darüber. Darauf
komme ich dann später noch einmal konkret zu
sprechen.

Schleswig-Holstein hatte 2010 eine Staatsverschul-
dung zwischen 26 Milliarden und 27,5 Milliar-
den €, je nachdem, ob man dem Vortrag des Fi-
nanzministers glaubt oder dem Statistischen Bun-
desamt. Übrigens gibt es hier im Landtag nur eine
Fraktion, Herr Wiegard, die unschuldig ist an der
Verschuldung des Landes, und das ist nicht die
CDU.

Auf der Ebene des politischen Bekenntnisses wird
viel geredet über die Schuldenbremse. Sie haben
die Schuldenbremse gemeinsam gegen unser Vo-
tum durchgestimmt und in die Verfassung aufge-
nommen. Auch nach dem Überganszeitraum bis
2020 - dazu steht ja nichts in dem Änderungsantrag
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW -
wird Schleswig-Holstein aus der Abwärtsspirale
des Kürzens und Streichens nicht herauskommen.
Das Land muss dann seine gesamte Zinslast dauer-
haft durch Haushaltsüberschüsse finanzieren.

Wenn wir 2011 noch 920 Millionen € an Ausgaben
zu leisten hatten, werden es nach Ihren Schätzun-
gen, Herr Minister Wiegard, im Jahr 2016 bereits
über 1,4 Milliarden € sein. Das heißt, wir brauchen
dann allein deswegen einen Überschuss in dieser
Höhe, um zu einem ausgeglichenen Haushalt zu
kommen.

Wir haben zwar nichts gegen derartige Überschüs-
se, aber wir halten es für im höchsten Maße kontra-
produktiv, dass mit der Schuldenbremse dafür ge-
sorgt wird, dass diese Ausgaben vor allem einer
Gruppe in der Bevölkerung zugute kommt, nämlich
den Besitzern von Staatsanleihen und den Banken.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit der Schuldenbremse wird nicht der Sparende
belohnt, und die Schuldenbremse enthält auch kein
Hinweis darüber, wie die Haushaltskonsolidie-
rung vorangetrieben wird. Das wird übrigens auch
im Jahresabschluss 2011 deutlich.

In Brandenburg wird dem linken Finanzminister die
Beendigung der Neuverschuldung bereits im Jahre
2014 gelingen. Und auf eine Übernahme der Schul-
denbremse in die Landesverfassung ist dort auf Be-
treiben der LINKEN verzichtet worden, während
die SPD hier in Schleswig-Holstein leider dem
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Schuldenbremsenfundamentalismus der CDU auf
den Leim gegangen ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch Grüne und SSW geben im Hinblick auf die
Schuldenbremse gern Bekenntnisse ab, anstatt Ver-
antwortung für die unabweisbaren Konsequenzen
zu übernehmen, nämlich ab 2020 jährlich 1,5 Milli-
arden € aus dem Haushalt herauszuschneiden zu-
gunsten des Schuldendienstes. Das ist umso fataler,
als der Ausgangspunkt der rasanten Steigerung der
Staatsverschuldung nach 2008 die enormen Kos-
ten für die Bankenrettung und die nötigen Konjunk-
turprogramme waren.

Wenn Sie, Herr Wiegard, heute wieder davon spre-
chen, dass es seit 1970 eine charakterlose Verschul-
dung gegeben hätte, jetzt in modifizierter Form,
dann disqualifiziert sich diese Rede auch selbst, zu-
mal Sie selbst als Aufsichtsratsmitglied der HSH
Nordbank für einen Abschreibungsverlust auf den
Wert der Landesanteile in Höhe von 1,7 Milliar-
den € verantwortlich sind. Herr de Jager hatte dann
noch einmal fast 700 Millionen € in 2010 folgen
lassen.

Unzweifelhaft waren die Konjunkturprogramme
zielführend. Sie haben die Zerstörung von mensch-
licher Arbeitskraft durch lange Arbeitslosigkeit ver-
hindert. Aber, Herr Minister, ich darf Sie auch dar-
an erinnern, dass Sie es waren, der dagegen gespro-
chen hat. Sie warnten vor den finanziellen Folgen
der Konjunkturprogramme. Ich zitiere mit Erlaub-
nis noch einmal aus Dezember 2008 hier im Land-
tag:

„Für Schleswig-Holstein bedeutet das einen
Beitrag von 600 Millionen € und damit die
Verdopplung der Neuverschuldung.“

Noch 2008 war es hier im Haus übrigens Konsens,
dass das strukturelle Defizit des Landes bei
600 Millionen € liegt, und 2010 waren es auf ein-
mal 1,25 Milliarden €. Wer ist denn dafür verant-
wortlich, Herr Carstensen? - Zum einen die jetzige
und die Vorgängerregierung, die im Bundesrat die
Steuerrechtsänderung hat passieren lassen, und zum
anderen selbstverständlich auch Ihre Haushaltspoli-
tik.

Herr Minister Wiegard, wir haben im Jahr 2011 ei-
ne Nettokreditaufnahme von 550 Millionen € ge-
habt. Sie selbst sagen in Ihrem Bericht zum Jahres-
abschluss selbst, Herr Wiegard - ich zitiere noch
einmal mit Erlaubnis -:

„Die geplante Netto-Neuverschuldung in Hö-
he von 1.274 Millionen € wurde um 720 Mil-
lionen € unterschritten.“

Wie ist es denn möglich, Herr Wiegard, dass Sie
sich derart verhauen haben? Das ist ein Schätzfeh-
ler von 56,5 %. Unseres Erachtens haben Sie eine
der höchsten Fehleinschätzungen zur Haushaltsent-
wicklung seit Bestehen des Landes abgeliefert.
Wird das der wichtigste Effekt der Schuldenbremse
sein, dass die Finanzminister in Zukunft die Ausga-
ben überschätzen und die Einnahmen unterschät-
zen?

Aufgrund dieser Fehleinschätzung haben Sie, Herr
Minister, übrigens das Blindengeld gestrichen. Sie
haben auch die Beitragsfreiheit bei der Kita aufge-
hoben, Sie haben Lehrerstellen gestrichen und so
weiter und so fort. Frau Heinold hatte schon von
den Frauenhäusern gesprochen. Klasse Leistung,
Herr Minister!

Jetzt noch einige Worte zum Ausführungsgesetz!
Der überflüssigen Schuldenbremse folgt nun ein
überflüssiges Ausführungsgesetz. Dieses Ausfüh-
rungsgesetz wird nicht lange halten. Denn die Zah-
len, die Sie zugrunde legen, sind ja durch gar nichts
abgesichert. Anhand der vorgelegten Zahlen wird
übrigens auch deutlich, dass Sie in ihrem Schulden-
bremseneifer weit über das Ziel hinausgeschossen
sind. Sie begrenzen die Kreditaufnahme bis 2020
um mehr als 1 Milliarde €, als die Bundesschulden-
bremse und die Verwaltungsvereinbarung es erlau-
ben. Sie drosseln das Land also noch zusätzlich.

Jetzt bin ich auch dankbar über den Änderungsan-
trag, der zumindest diesen einen Aspekt des Über-
gangs bis 2020 beleuchtet. Ich freue mich auch
über diesen doch beginnenden Sinneswandel bei
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW. Sie
scheinen langsam zu begreifen, was sie mit ihrer
Zustimmung zur Schuldenbremse angerichtet ha-
ben.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist die Schuldenbremse!)

Die Schuldenbremse führt zu sozialem Unfrieden.
Sie rudern jetzt langsam zurück. Man hört das doch
von der ganzen Tonalität. Das ist gut, aber es ist
uns noch nicht gut genug.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber ich höre Ihre Reden sehr gern, und ich freue
mich, Frau Heinold, wenn man merkt: DIE LINKE
wirkt.

(Beifall bei der LINKEN)
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Zweite Bemerkung zum Ausführungsgesetz! Der
entscheidende Bezugspunkt für die Konsolidie-
rungsanstrengungen sind der Stabilitätsrat und die
von Ihnen unterschriebenen Vereinbarungen zum
Sanierungsprogramm. Auch hier noch einmal der
Hinweis: Ich danke Ihnen für den Änderungsantrag,
der das nämlich auch wieder aufgreift.

Vizepräsidentin Herlich Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge der Kollegin Heinold?

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Ja.

Vizepräsidentin Herlich Marlies Fritzen:

Frau Heinold, Sie haben das Wort.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr geschätzter Kollege Schippels,
sind Sie der Meinung, dass unser Änderungs-
antrag zum Gesetzentwurf die Vorgaben der
Schuldenbremse, wie in der Verfassung vor-
geschrieben, einhält?

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

- Frau Heinold, ich höre die Tonalität Ihrer Reden.
Ich höre das, was Frau Herdejürgen gesagt hat. Ich
höre es gern, weil Sie nämlich tatsächlich das Fass
aufmachen und sagen: An der Bildung darf nicht
gekürzt werden. Wir sagen: Die Schuldenbremse ist
eine Bildungsbremse. Wir freuen uns, nehmen das
dankbar auf und hoffen, dass wir nach dem 6. Mai
2012 gemeinsam weiterkommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage der Frau
Abgeordneten Heinold, Herr Kollege?

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Ja, wenn es denn der Wahrheitsfindung dient.

(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Sicher!)

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Schippels, ich würde mich freu-
en, wenn Sie mit Ja oder Nein antworten,
weil die Frage relativ einfach ist: Hält unser
Gesetzentwurf die Schuldenbremse ein, ja
oder nein?

- Ich erinnere mich an die Rede, die Sie gerade ge-
halten haben. Da haben Sie gesagt, es gebe nicht
nur schwarz und nicht nur weiß. Insofern ist die
Frage damit auch schon beantwortet.

(Beifall bei der LINKEN)

Er geht in die richtige Richtung, uns aber noch
nicht weit genug. Das ist die Botschaft, die ich Ih-
nen hier gern zukommen lassen möchte.

Zurück zum Ausführungsgesetz. Die entscheiden-
den Bezugspunkte für die Konsolidierungsanstren-
gungen sind der Stabilitätsrat und die von Ihnen
unterschriebenen Vereinbarungen zum Sanierungs-
programm. Das wird halbjährlich an die aktuellen
Zahlen angepasst. Es kann also sein, dass das, was
Sie hier an Zahlen präsentieren, nach dem nächsten
Treffen des Stabilitätsrates schon wieder Schnee
von gestern ist. Sie wissen genau, dass das Fließen
der 80 Millionen € Konsolidierungshilfe vom Bund
nicht davon abhängig ist, was Sie hier in ein Aus-
führungsgesetz schreiben, sondern davon, ob Sie
die Auflagen des Stabilitätsrates einhalten. Da ha-
ben Sie sich schwer getan, Herr Wiegard.

Der Stabilitätsrat hat Ihnen ins Zeugnis geschrieben
- ich zitiere noch einmal aus dem Bericht -:

„Die Kürzung der nicht feststehenden bezie-
hungsweise bundesgesetzlich gebundenen
Ausgaben um rund 50 % in drei Jahren er-
scheint ambitioniert und erfordert weitere
Konsolidierungsmaßnahmen.“

So weit der Stabilitätsrat!

Herr Wiegard, dahinter verbirgt sich doch schlicht
und einfach die Aussage, dass Sie keinen realitäts-
tüchtigen Plan haben, wie der schleswig-holsteini-
sche Haushalt allein durch Ausgabenkürzungen
konsolidiert werden kann. Das geht auch gar nicht
und ging übrigens auch nie. Jede Kürzung des
Staatshaushaltes wirkt sich dämpfend auf die Wirt-
schaftsleistung aus. Im Abschwung verstärkt sich
diese Wirkung, weshalb es kontraproduktiv ist, in
gleichen Zehnjahresschritten konsolidieren zu wol-
len.

(Beifall bei der LINKEN)

Das gilt übrigens auch für den Änderungsantrag
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Da steht auch Blödsinn drin; das ist richtig!

Konsolidierung geht nur im Aufschwung. Gucken
Sie nach Griechenland! Es ist darüber hinaus auch
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nicht zielführend, die bessere Entwicklung 2011
verpflichtend im Schuldenabbau zu versenken, Herr
Kubicki - schon gar nicht bei den jetzigen Zinsen.
Da gibt es weitaus bessere Möglichkeiten, das Geld
einzusetzen, zum Beispiel in Bildung zu investie-
ren. Es gibt aber auch andere Möglichkeiten zur
Senkung des strukturellen Defizits.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie blenden einfach aus, dass der Staat einer der
größten Konsumenten, Arbeitgeber, Investoren und
Kreditnehmer der Wirtschaft ist.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Herr Kubicki, wir wollen den Niedergang des öf-
fentlichen Vermögens stoppen und zu neuen öf-
fentlichen Investitionen kommen. Ich möchte
einen Urvater des Liberalismus zitieren, Adam
Smith:

„Die dritte und letzte Aufgabe des Staates
besteht darin, solche öffentlichen Anlagen
und Einrichtungen aufzubauen und zu unter-
halten, die, obwohl sie für ein großes Ge-
meinwesen höchst nützlich sind, ihrer ganzen
Natur nach niemals einen Ertrag abwerfen,
der hoch genug für eine oder mehrere Privat-
personen sein könnte, um die anfallenden
Kosten zu decken, weshalb man von ihnen
nicht erwarten kann, dass sie diese Aufgabe
übernehmen.“

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Haben Sie es
auch verstanden? - Heiterkeit bei FDP und
CDU)

Herr Wiegard, in Ihrer Phantasie soll das ab 2020 -
Sie sagen: gern früher - so aussehen, dass Sie die
Zinslast und die Investitionen sowie von Ihnen avi-
sierte Tilgungen aus den laufenden Einnahmen be-
streiten wollen. Das wären nach unseren Schätzun-
gen etwa ein Viertel der gesamten Steuereinnah-
men. Das wird nicht funktionieren.

Lesen Sie Adam Smith, der wie folgt fortfährt: Es
handelt sich

„hauptsächlich um solche, die … die Ausbil-
dung der Bevölkerung fördern. Die Bildungs-
aufgaben bestehen zum einen in der Erzie-
hung der Jugend, zum anderen in der Unter-
richtung und Ausbildung Menschen jeden
Alters“.

Ihnen, meine Damen und Herren von CDU und
FDP, kann man nur raten: Lesen Sie einmal wieder

die alten Klassiker, um von Ihrem Irrweg abzukom-
men,

(Beifall bei der LINKEN)

oder reden Sie mit dem Mitglied der Grundsatz-
kommission der FDP, Christian von Weizsäcker.
Der hätte auch etwas zu Ihrer Schuldenbremse zu
sagen. Die Schuldenbremse ist ein Irrweg. Die
Schuldenbremse ist und bleibt eine Bildungsbrem-
se. Wir stellen uns dagegen.

Nachdem ich die Reden von SPD und Grünen ge-
hört habe, bin ich zuversichtlich, dass alles nicht so
schlimm kommt, wie ich es befürchtet habe.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Fraktion des SSW erteile ich nun-
mehr dem Herrn Abgeordneten Lars Harms.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der Jahresabschluss 2011 zeigt, dass die
Maßnahmen der Politik - hier insbesondere auf der
Bundesebene - zur Bewältigung der Konjunktur-
krise erfolgreich waren. Wir können feststellen,
dass die staatlichen Eingriffe und die konjunktur-
fördernden Maßnahmen des Staates eindeutig der
richtige Weg waren. Es ist also sinnvoll, dass der
Staat, wenn die Konjunktur nicht so läuft, wie es
normal wäre, eingreift und mit einem staatlichen
Konjunkturprogramm gegensteuert. Gerade un-
ser Jahresabschluss in Schleswig-Holstein zeigt
dies überdeutlich.

Der gute Abschluss liegt nicht in der Verantwor-
tung der Landesregierung, sondern insbesondere in
den Konjunkturprogrammen seit 2008 begründet,
die jetzt anfangen, ihre Wirkung zu entfalten. Das
ist ja nicht nur bei uns sichtbar, sondern auch in an-
deren Bundesländern. Das zeigt, dass es nicht die
Landesregierung ist, die für die gute Haushaltslage
gesorgt hat, sondern dass dies die Konjunkturpro-
gramme des Bundes getan haben. Sonst müssten
die anderen Bundesländer wesentlich schlechter da-
stehen.

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Diese Entwicklung beweist, dass wir in Deutsch-
land klüger mit der Krise umgegangen sind als an-
dere Länder. Dies wirkt sich glücklicherweise auch
positiv auf den Haushalt des Landes Schleswig-
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Holstein aus, auch wenn es bei uns nicht so positiv
ist wie in anderen Bundesländern.

Der Jahresabschluss zeigt uns, dass es richtig war,
in die Verfassung einen Passus aufzunehmen, der
es ermöglicht, in besonderen konjunkturellen Lagen
gegenzusteuern. Ein Ausführungsgesetz soll jetzt
diese Bestimmung umsetzen und einen Weg aufzei-
gen, wie dies geschehen kann. Dabei wird festge-
legt, dass man sein Konto in einem bestimmten
Umfang auch längerfristig überziehen kann, um die
Konjunktur anzukurbeln. Gleichzeitig müssen aber
die diesbezüglichen Schulden wieder schnell zu-
rückgeführt werden. Wir meinen, dass dieses Sys-
tem immer noch flexibel genug ist, um auf alle
Eventualitäten reagieren zu können, und dass die
Nutzung eines Kontrollkontos ein sehr transparen-
ter Weg ist. Bis hierhin sind wir uns einig.

Aber die Vorgehensweise, die zugrunde gelegt
wird, um konjunkturelle Schieflagen zu definie-
ren, weicht im Regierungsentwurf ohne Not und
erkennbaren Grund von der Bundesregelung ab.
Das heißt, man berechnet im Finanzministerium
einmal die Konjunkturkomponente nach der Bun-
desregelung, damit die Konsolidierungshilfen nicht
gefährdet werden, und einmal nach der Wiegard-
Regelung. Nun mag man sagen: Das ist gut fürs
Ego des Finanzministers, und es passt in die Reihe
der einsamen Entscheidungen der Landesregierung
bis hin zum Glücksspielgesetz, aber es gibt defini-
tiv keinen Grund, warum hier doppelt gearbeitet
werden soll und warum man von einer transparen-
ten Regelung, die bundesweit überall, auch auf
Bundesebene gilt, abweichen will. Alleingänge mö-
gen sinnvoll sein, wenn man noch Entscheidungen
beeinflussen will. Sie sind es aber nicht, wenn die
Entscheidungen schon gefallen sind und sich alle
geeinigt haben. Dann sind solche leicht rechthaberi-
schen Alleingänge à la Landesregierung Schleswig-
Holstein gegen den Rest der Welt einfach nur noch
peinlich.

(Beifall beim SSW)

Knackpunkte gibt es aber auch an anderen Stellen.
So wird im Regierungsentwurf festgelegt, dass das
strukturelle Finanzierungsdefizit des Jahres 2010
bei 1,119 Milliarden € liegen soll. Mit dem Bund ist
aber vereinbart, dass dieser Wert eigentlich bei et-
was mehr als 1,3 Milliarden € liegt, also am Anfang
um knapp 200 Millionen € höher. Die Abbaupfade
bis 2020 unterscheiden sich deshalb massiv um ku-
muliert rund 1,1 Milliarden €. Ich kann diese
Selbstbeschränkung durch die Landesregierung nur
als den Versuch deuten, einer zukünftigen Regie-
rung moralische Handschellen anzulegen. Man

kann ja verstehen, dass Sie künftige Regierungen
als Schuldenmacher darstellen wollen. Was ich aber
nicht verstehen kann, ist, dass Sie dies auf Kosten
der Bürgerinnen und Bürger des Landes tun. Denn
durch Ihre Regelung knebeln Sie das Land ohne
Not, ohne Zwang und vor allen Dingen ohne Ver-
stand.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abgeordneten Birgit Herdejür-
gen [SPD])

Wir schlagen deshalb gemeinsam mit den Grünen
und der SPD vor, uns an die Vorgaben des Bundes
zu halten, die nicht nur mit ihm ausgehandelt sind,
sondern die auch in allen anderen Bundesländern
gelten - übrigens auch in Brandenburg.

Im Übrigen weise ich außerdem noch einmal darauf
hin, dass beide Wege dazu führen, dass ab dem Jahr
2020 die Neuverschuldung auf null reduziert ist.

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kaputtsparen macht hier definitiv keinen Sinn. Die
Schuldenbremse muss umgesetzt werden. Da sind
wir uns alle - bis auf die LINKEN - einig. Meine
Damen und Herren, dies ist ein Verfassungsauf-
trag. Es ist aber kein Verfassungsauftrag, das Land
kaputtzusparen. Im Übrigen ist es auch nicht verbo-
ten, das zulässige Finanzierungsdefizit zu unter-
schreiten. Sparen ist also weiterhin möglich, aber
man sollte nach unserer Auffassung die flexiblere
Bundeslösung nutzen - wie alle anderen Länder der
Bundesrepublik Deutschland das auch tun.

Ein weiterer Knackpunkt ist die Definition von
strukturellen Einnahmen und Ausgaben. Was fi-
nanzielle Transaktionen nach § 5 angeht, kann man
die Haltung vertreten, dass diese als einmalig auf-
tretende Ereignisse in der Betrachtung außen vor
gehalten werden sollen. Insbesondere wenn es um
Einnahmen größerer Art geht, kann man sogar ein
gewisses Verständnis haben, da diese Einnahmen
dann nicht für dauerhaft auftretende Belastungen
verausgabt werden sollten. Dies tut auch der Bund
in seinem Gesetz zur Ausführung von Arti-
kel 115 GG.

Aber wenn man dann die Ausgabenseite betrachtet,
würde auch der Erwerb von Beteiligungen nicht
berücksichtigt werden. Wir könnten also Anteile an
Banken oder Unternehmen erwerben, ohne dass
dies das zulässige Defizit berühren würde. Das wä-
re nämlich systemfremd, wenn die entsprechenden
Einnahmen auch nicht berücksichtigt werden.
Wenn man aber eine solche Regelung schafft, soll-

6140 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 71. Sitzung - Mittwoch, 22. Februar 2012

(Lars Harms)



ten wir auch festlegen, dass beispielsweise der Er-
werb von Beteiligungen nur durch Veräußerungsge-
winne aus anderen Beteiligungen zu finanzieren ist.

Was die Rücklage und die haushaltstechnischen
Verrechnungen angeht, müssen diese eigentlich
nach unserer Auffassung in die Berechnung des zu-
lässigen Defizits mit einfließen. Dieses sind Gelder,
die das Parlament für den Haushaltsvollzug geneh-
migt hat. Sollten diese jetzt nicht zweckgebunden
verausgabt oder vereinnahmt werden können, muss
eigentlich der Haushaltsgesetzgeber hier wieder neu
entscheiden. Das heißt, im Guten wie im Schlech-
ten müssten diese Finanzmittel voll berücksichtigt
werden können, da sonst zumindest das Ist-Ergeb-
nis bei der Endabrechnung des zulässigen Defizits
verfälscht werden könnte. Eine Berücksichtigung
der Rücklagen wäre zum Beispiel auch möglich,
beispielsweise will auch Rheinland-Pfalz hier Son-
derregelungen einführen. Auch darüber sollten wir
also in den Ausschussberatungen noch einmal
nachdenken.

Eine weitere Anmerkung allgemeiner Art haben wir
aber noch darüber hinaus. Bei der Definition der
strukturellen Einnahmen und Ausgaben fehlt bisher
noch die Berücksichtigung von sogenannten ÖPP-
Modellen. Es ist denkbar, dass man, wenn man kei-
ne weiteren Schulden aufnehmen darf, weil man
diese Grenze reißt, solche Modelle zunehmend als
Alternative einsetzt. So würde man sich aber - wie
bei einer echten Kreditaufnahme - über Jahrzehnte
binden. Das bedeutet, dass man die Schulden nur
auf eine andere Art und Weise aufnimmt. Aus einer
einmaligen defizitrelevanten Investition mit damit
verbundenen Krediten werden dann dauerhafte
Zahlungen an private Unternehmen. Der Charakter
der Transaktion bleibt aber derselbe. Man erhält
heute schon eine Leistung und zahlt diese dann
nach und nach ab. ÖPP-Modelle sind so gesehen
dann verdeckte Kreditaufnahmen, und diese Kredit-
aufnahmen müssten dann womöglich sogar noch
höher verzinst werden als normale Kredite - das al-
les nur, um überhaupt weitere Schulden machen zu
können. Die Entscheidung für ein ÖPP-Projekt darf
aber eben nur auf Basis von Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen erfolgen.

Die Art der Buchung im Rahmen der Schulden-
bremse darf keinen Einfluss auf die Entscheidung
über die Art des Projekts - also ÖPP oder eigene In-
vestitionen - haben. Auf diese Problematik weist
auch das Bundesfinanzministerium in seinem Kom-
pendium zur Verschuldensregel des Bundes hin.
Auch der Landesrechnungshof hat dieses Problem
schon einmal angesprochen.

Wir sollten im Ausschuss noch einmal darüber
nachdenken,

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

ob nicht eine entsprechende Festlegung in diesem
Gesetz notwendig sein könnte, lieber Kollege Ku-
bicki, damit klar geregelt wird, wie mit ÖPP-Pro-
jekten umgegangen wird.

Wir haben heute gemeinsam mit SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN einen Gesetzentwurf vorge-
legt, der das beinhaltet, was auch in allen anderen
Bundesländern und im Bund gilt. Wir sehen diesen
Gesetzentwurf als einen Kompromissvorschlag, der
auch nicht alle Bedenken des SSW - wie Sie gerade
gehört haben - völlig ausräumt. Aber die wichtig-
sten Hemmnisse für die Bürgerinnen und Bürger
werden aus dem Weg geräumt. Nach unserer Auf-
fassung wäre die große Gemeinsamkeit, die der
Verfassungsänderung zur Schuldenbremse seiner-
zeit zugrunde lag, auch hier wieder anzustreben, da-
mit wir eine Regelung bekommen, die auch etwaige
Regierungswechsel überlebt und so für finanzpoli-
tische Kontinuität und Transparenz steht.

Die Ausschussüberweisung gibt uns diese Möglich-
keit. Deswegen fordere ich insbesondere die Regie-
rungsfraktionen jetzt auf, einen Schritt auf die Op-
position zuzugehen.

(Beifall beim SSW sowie der Abgeordneten
Peter Eichstädt [SPD] und Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir alle sind der Schuldenbremse verpflichtet, und
wir alle wollen, dass die Nettokreditaufnahme 2020
auf null ist. Da gibt es keinen Dissens. Wir als Op-
position haben unseren ersten Schritt schon ge-
macht.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Lieber Kollege Kubicki, nun kommt es auf CDU
und FDP an, ob sie diesen Kompromiss und die
Transparenz wollen oder nicht. Meine Damen und
Herren, wir von SPD, Grünen und SSW wollen sie
in jedem Fall. Dem Land Handschellen anzulegen,
hieße, die Zukunft des Landes zu verspielen. Das
können wir nicht verantworten. Deswegen ist der
Weg, den wir hier gemeinsam mit SPD und Grünen
vorschlagen

(Zuruf des Abgeordneten Ulrich Schippels
[DIE LINKE])

- lieber Kollege -, der einzig verantwortungsvolle
Weg für die Menschen in Schleswig-Holstein.
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Ein letztes Wort zu den Kollegen der LINKEN:
Wir haben hier die Schuldenbremse im Verfas-
sungsrang, und zwar auf Bundesebene. Sie gilt für
uns alle in jedem Bundesland, sogar in den Bundes-
ländern, in denen Sie regieren. Dort handeln Ihre
Leute danach. Es wird Zeit, dass Sie auch einmal
handeln!

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich Herrn Ab-
geordneten Wolfgang Kubicki von der Fraktion der
FDP das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zunächst einmal möchte ich fürs Protokoll festhal-
ten, weil mir eine Kritik am Präsidium nicht gestat-
tet ist, dass wir uns daran gewöhnt haben, dass wir
für Erklärungen von Herrn Stegner immer Ord-
nungsrufe erhalten. Aber ich möchte fürs Protokoll
darauf hinweisen, dass die Aussage des Kollegen
Stegner als Finanzminister, die von der Kollegin
Loedige zitiert worden ist, in der 131. Sitzung der
15. Wahlperiode am 16. Dezember 2004 - Plenar-
protokoll Seite 10.176 - gefallen ist, ohne dass das
Präsidium Anlass zum Einschreiten sah.

Nun zur Sache: Ich freue mich ja, dass die Grünen
ein gewisses Maß an Ehrlichkeit an den Tag legen,
denn wir wissen seit heute, dass auch im Landtags-
wahlkampf der Kampf um die Frage geführt wer-
den wird, ob die Menschen in diesem Land es ak-
zeptieren wollen, dass die jetzigen Oppositionspar-
teien von Grünen, SPD und SSW dieses Land im
Vergleich zu Schwarz-Gelb mit 1 Milliarde € zu-
sätzlicher Schulden bis zum Jahr 2020 beglücken
wollen. Das ist der Unterschied, der sich hier findet.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Ich sah das Dilemma der Grünen bei ihrer ganzen
Argumentation, immer erklären zu müssen, wie sie
ihre spektakulären Wahlzusagen oder die Möglich-
keit, etwas von dem zurückzunehmen, was
Schwarz-Gelb als Sparmaßnahme beschlossen hat,
unterlegen wollten. Denn Ehrlichkeit heißt auch -
auch in Richtung der Sozialdemokraten -: Bitte sagt
doch einmal, wo das Geld für die Ausgaben her-
kommen soll, die Ihr tätigen wollt. - Wir wissen das
jetzt: Es soll aus zusätzlicher Verschuldung kom-
men, aus nichts anderem. Es gibt keine Maßnahme

von Schwarz-Gelb, die wir beschlossen haben, die
die Unterstützung der Opposition gefunden hat -
keine. Oder habe ich da etwas übersehen? Ich war
jedenfalls immer anwesend. Deshalb ist die Frage,
wie Sie Ihre zusätzlichen künftigen Ausgaben fi-
nanzieren wollen, ausschließlich damit zu beant-
worten, dass das nicht durch zusätzliches Sparen,
sondern durch zusätzliche Verschuldung geschehen
soll. Das ist übrigens das erste Mal, dass ich ein
neues Modell von Sozialdemokraten und Grünen
erlebe, das da lautet: Sparen durch mehr Ausgeben.
- Das ist eine sensationelle Geschichte.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Wir geben mehr Geld aus, um zu sparen. Mit dieser
Politik ist übrigens Frau Kraft vor dem Verfas-
sungsgericht in Nordrhein-Westfalen gescheitert.
Das werden die Menschen Ihnen auch nicht durch-
gehen lassen, weil sie mittlerweile europaweit erle-
ben, was das im Zweifel bedeutet. 1 Milliarde €
mehr Schulden bis 2020 ohne substanzielle Verbes-
serung für Schleswig-Holstein insgesamt - das ist
wirklich unverantwortlich.

Ich sage es noch einmal: Wir haben 2009 - ich will
keine Geschichtsklitterung betreiben oder einen
Rückblick machen - ein Problem übernommen,
weil wir eine Schuldensituation vorgefunden ha-
ben, die wir in den Griff bekommen mussten, nicht
nur wegen der Schuldenbremse, sondern auch fak-
tisch, weil klar war, dass wir - unabhängig von der
Schuldenbremse - auf Dauer an den Kapitalmärkten
die entsprechende Refinanzierung nicht darstellen
können, wenn die Schulden über unsere Schulden-
tragfähigkeit hinaus wachsen. Das haben wir über-
nommen. Schwere Operationen waren notwendig.
Was haben wir für Proteste in diesem Hause gehört,
was haben wir für Proteste von außen hingenom-
men - im Interesse unseres Landes, definitiv. Da
kam immer nur „ideenloses Sparen, konzeptionslo-
ses Sparen“. Von Ihnen kommt überhaupt nichts
zum Sparen, sondern es kommt jetzt die Erklärung:
Mehrausgaben durch mehr Schulden.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Ich muss sagen, dass die Grünen es immerhin vor
der Wahl machen. Sie hätten es auch, wenn sie
glauben, sie regieren mit, nach der Wahl durch die
Veränderung des Gesetzes machen können. Es hätte
nichts dagegen gesprochen, das im August oder
wann auch immer noch einmal neu zu machen. Sie
machen sich sozusagen schon einmal vorher ehr-
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lich, wie sie glauben, weil sie anders ihre Wahlver-
sprechen nicht unterlegen können.

Aber Herr Kollege Callsen, es wundert mich, dass
die Schwarzen jetzt davon überrascht sind. Ich sa-
ge: Auch heute erleben wir, dass der letzte Rest an
schwarz-grünen Träumereien definitiv geplatzt ist.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten
Torsten Geerdts [CDU])

Jost de Jager kann seinen grünen Schal auch schon
wieder abnehmen, denn die beiden wesentlichen
Punkte Infrastruktur und Abbau der Neuver-
schuldung sind mit den Grünen definitiv nicht zu
machen. Deshalb sage ich einmal, dass die Alterna-
tive darin besteht, entweder uns weiter zu unterstüt-
zen - auf einem guten Weg für Schleswig-Holstein
- oder weiter den Weg in den Schuldenstaat zu ge-
hen, wie Rot-Grün es gerade vorschlagen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Bevor ich Herrn Abgeordneten Dr. Habeck das
Wort erteile, bitte ich Sie, liebe Kolleginnen und
Kollegen, mit mir gemeinsam auf der Tribüne Mit-
glieder der AWO Eutin und der FDP Scharbeutz,
ebenfalls Ostholstein, im Kieler Landeshaus zu be-
grüßen. - Seien Sie uns herzlich willkommen!

(Beifall)

Nun hat Herr Abgeordneter Dr. Robert Habeck von
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das
Wort.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich kann das nicht ohne eine gewisse persönliche
Verbitterung vortragen, was ich jetzt sagen will. Ich
glaube, wir haben eine denkbar schlechte Stunde
erlebt und denkbar schlechte 72 Stunden. Wir hat-
ten in diesem Haus einen Konsens, die Schulden-
bremse einzuhalten. Meine Fraktion und ich per-
sönlich hatten die Bereitschaft, das alles zu tun, jen-
seits der Rituale von Regierung und Opposition,
letztlich jenseits der Lager zu argumentieren, unbe-
queme Sparbeschlüsse mitzutragen und uns ge-
meinsam darüber zu verständigen, wie wir den
schwierigen Weg der Einhaltung der Schulden-
bremse gehen wollen.

Erstens. Dass sich der Finanzminister hier hinstellt
und einen Beschluss zur Schuldenbremse als cha-

rakterlos bezeichnet, mit einer gewissen morali-
schen Impertinenz darauf hinweist, dass das Einhal-
ten dessen, was wir gemeinsam beschlossen haben,
charakterlos sei, ist schon ein starkes Stück. Wie
arm muss man sein, um so tief zu sinken!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Zweitens stelle ich fest, dass alles, was wir machen,
Steuererhöhungen sind. Wenn Sie aber die Steu-
ern erhöhen, dann ist das Sparpolitik.

Ich stelle drittens fest, dass wir Ausgabevorschläge
nicht machen dürfen, weil das ja alles charakterlose
Schuldenmacherei sei, Sie aber Ausgabevorschlä-
ge machen können, wie Sie wollen.

Was wir einmal als Streit in der Sache hatten, hat
sich jetzt zu einem Streit im Grundsatz verschärft.
Der Streit vom Grundsatz liegt - das muss man
nach dieser Debatte klar festhalten - nicht darin be-
gründet, dass die linke Seite des Hauses ihre Positi-
on verändert hätte, sondern darin, dass sich die Re-
gierungsseite des Hauses entschieden hat, eine Poli-
tik wieder aufzureißen, die wir schon überwunden
hatten, nämlich die Vereinseitigung von Sparpoli-
tik als Politikersatz zu definieren. Sie haben in den
letzten Stunden die Gräben und die Rituale, die wir
schon hinter uns hatten, wieder aufgemacht.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW - Wolfgang Kubicki [FDP]:
Das ist unglaublich!)

- Nein, Herr Kubicki, das ist nicht unglaublich, das
ist die Wahrheit. Das ist ein Rückfall in die Vergan-
genheit, und er kommt nicht von der linken Seite
des Hauses.

Was Sie getan haben, ist in der Form wie in der
Substanz das, was wir - das kann ich auch für mich
persönlich sagen - zu überwinden gehofft hatten.
Warum hat der Finanzminister, weil wir die Schul-
denbremse im Konsens beschlossen haben, nicht
weiter den Konsens gesucht und diese Debatte vor-
her mit den finanzpolitischen Sprechern, mit den
Fraktionen geführt, damit wir uns darauf einigen
können? Das kann doch wohl nicht so schwer sein!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Warum - das ist der Kern der Auseinandersetzung -
will die Regierung 1 Milliarde € oder mehr aus dem
Landeshaushalt herausziehen, ohne dass die Schul-
denbremse das definiert? Damit verlassen Sie - das
ist der Kern der Auseinandersetzung - den Schulter-
schluss, den wir in der Politik hatten, und verabso-
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lutieren Ihre Sparpolitik als Politikersatz. Es geht
darum, eine Gesellschaft zu gestalten und deswegen
von den Schulden herunterzukommen. Hier geht es
um die Verselbstständigung von reiner Sparpolitik.
Dass es so weit kommt, ist schade für die politische
Kultur im Haus, für den Wahlkampf und auch für
die Hoffnung, die man hatte, als man 2009 in den
Landtag eingezogen ist.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW - Abgeordneter Wolfgang Ku-
bicki [FDP] meldet sich zu einer Zwischen-
frage)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter Dr. Habeck? - Das Wort hat
nunmehr Herr Abgeordneter Tobias Koch von der
CDU-Fraktion.

(Zurufe)

Tobias Koch [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Da haben wir uns die ganze Zeit gefragt,
wie die SPD ihre ganzen Wahlversprechen finan-
zieren will - seit heute wissen wir es: durch zusätz-
liche Schulden.

(Beifall bei CDU und FDP)

Das Erschreckende daran ist, dass Sie die Grünen
zum Erfüllungsgehilfen für diese Politik machen.

(Lachen bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mit einem erheblichen Maß an Verbitterung muss
ich feststellen, dass Sie zwei Monate vor der Wahl
alle Bekenntnisse zur Haushaltskonsolidierung
und nachhaltigen Finanzpolitik über Bord werfen
und nahtlos an die Verschuldungspolitik von Rot-
Grün anknüpfen, die Sie in früheren Jahren prakti-
ziert haben.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wie anders klang es bei den Grünen noch bei den
Haushaltsberatungen 2010. Frau Präsidentin, ich
darf mit Ihrer Genehmigung die Pressemitteilung
von Frau Heinold vom 6. September 2010 zitieren:

„Die Schuldenbremse führt … zu einer dra-
matisch hohen Neuverschuldung … Nach der
alten Verschuldungsgrenze - die sich am In-
vestitionsbegriff orientierte - … lag die Kre-
ditaufnahmegrenze … bei höchstens
670 Millionen €.“

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das war Ihre Kritik damals. Was sagt die Landesre-
gierung im Gesetzentwurf? Für 2012 eine Kredito-
bergrenze nicht von 670 Millionen €, sondern von
895 Millionen €. Da sagen Sie, das reicht uns nicht,
895 Millionen € sind zu wenig, wir brauchen
1,054 Milliarden €. - Das ist dramatisch hoch.

(Beifall bei CDU und FDP)

Gerade gestern hat die Landesregierung ihre Eck-
werte für den Doppelhaushalt 2013/14 beschlos-
sen. Damit sieht die Landesregierung für 2012 nur
noch eine Kreditaufnahme von 490 Millionen €
vor. Und Sie wollen 1,054 Milliarden € Schulden
aufnehmen. Das sind 564 Millionen € mehr als die
Landesregierung vorsieht. Sie wollen weniger
Schulden machen mit mehr Schulden und dafür
Zinsen zahlen. - Das sind doch keine Investitionen
in die Zukunft des Landes!

(Beifall bei CDU und FDP)

Mit Ihrem Gesetzentwurf werden Sie den Schul-
denberg bis 2020 um weitere 1,8 Milliarden € erhö-
hen und nicht in die Zukunft des Landes investie-
ren. 500 Millionen € davon nehmen Sie direkt und
tragen sie zur Bank und zahlen dafür wieder Zin-
sen. Ab 2020 haben Sie jährlich 70 Millionen € zu-
sätzliche Zinsen zu zahlen. Das sind 1.400 Lehrer-
stellen, die Sie mit der Politik verspielt haben, die
Sie heute einleiten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Das ist in der Tat eine dramatische Wende, die die
Politik in diesem Land nimmt. Alles, was Sie in den
letzten zwei Jahren gesagt haben, ist nach dem Än-
derungsantrag, den Sie hier heute vorgelegt haben,
Schall und Rauch.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wenn ich jetzt noch Redezeit hätte, hätte ich Ihnen
gern erläutert, dass die Verbesserung des struktu-
rellen Defizits im Jahr 2011, die wir von 1,1 Milli-
arden € auf 718 Millionen € zurückgeführt haben,
nichts, aber auch gar nichts mit Steuereinnahmen
zu tun hat. Strukturelle Defizite haben nichts mit
konjunkturellen Steuereinnahmen zu tun. Auch das
haben Sie bisher noch nicht verstanden.

(Lebhafter Beifall bei CDU und FDP - Wolf-
gang Kubicki [FDP]: Schöner Tag! - Weitere
Zurufe)
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die CDU-Fraktion hat nunmehr Herr Abgeord-
neter Peter Sönnichsen das Wort.

(Unruhe)

- Das Wort hat der Kollege Sönnichsen. Ich bitte
um Aufmerksamkeit.

Peter Sönnichsen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Zwei Anmerkungen zu vorangegangenen
Beiträgen und dann noch ein Punkt zum Gesamten.
Lieber Lars Harms, moralische Handschellen - ich
möchte daran erinnern, dass die Landesregierung
mit dem, was sie uns hier vorgelegt hat, dem nach-
kommt, was wörtlich in den Bemerkungen des
Landesrechnungshofs 2011, die wir sehr ernsthaft
bearbeitet haben, steht, der Mahnung, dass das Aus-
führungsgesetz vorgelegt wird. Nichts anderes steht
da. Ich will der vereinigten Opposition gern zugute-
halten, dass sie das nicht mitgetragen hat. Dafür
müssen wir dann wie immer den Rücken gerade
machen - und das tun wir auch gern.

(Beifall bei CDU und FDP)

Liebe Frau Kollegin Herdejürgen, zu der Personal-
kostensteigerung um 71 Millionen €. Ich habe das
so aufgefasst, als ob jetzt eine Sozialdemokratin
zum ersten Mal Tariferhöhungen beklagt. Das ist
nun einmal das wirkliche Leben.

(Heiterkeit bei CDU und FDP - Widerspruch
der Abgeordneten Birgit Herdejürgen [SPD])

- Ich will Ihnen das erklären.

(Zuruf der Abgeordneten Birgit Herdejürgen
[SPD])

- Meine Redezeit läuft gleich ab. - Dahinter liegt
das Geheimnis, über das wir hier debattieren, von
strukturellen Veränderungen. Es ist unsere Auf-
gabe, den Haushalt in seinen Ausgaben so zu ge-
stalten, dass wir in der Lage sind, Tariferhöhungen,
allgemeine Preissteigerungen und so weiter in je-
dem Jahr, so auch im abgelaufenen Jahr, zu reali-
sieren. Ich bin sehr dankbar dafür, dass wir diesen
Weg gefunden haben.

(Beifall bei CDU und FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zahlen sind
schon genannt worden. Noch nie wurde in einem
Gesetzentwurf und einem Änderungsantrag so deut-
lich, wo die Unterschiede liegen. 900 Millionen €
wollen Sie nach den Sollbeträgen von 2011 bis
2019 mehr ausgeben, so viel, wie wir in einem Jahr

Zinsen bezahlen. Wenn der Finanzminister das auf
die Istzahlen bezieht, sind es sogar 1,8 Milliarden €.
Das ist das, was wir in zwei Jahren an Zinsen be-
zahlen. Und das wollen Sie die nächsten acht Jahre
mit herauspusten.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Robert Habeck
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Hier ist der ganz entscheidende Punkt, der mir auch
ein bisschen Sorge bereitet - Herr Dr. Habeck, vie-
len Dank für Ihren Zwischenruf -, dass wir, nämlich
die Koalitionsfraktionen, das, was hier im Gesetz
steht, als absolute Höchstgrenzen ansehen, Sie das
aber offensichtlich als Zielmarke ansehen. Das ist
fatal für unser Land.

(Anhaltender Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter Jürgen Weber von der SPD-
Fraktion hat nunmehr das Wort.

Jürgen Weber [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In der Regel sehe ich und sehen wir solche Wahl-
kampfinszenierungen sportlich und mit einer gewis-
sen Gelassenheit. Aber anders als der Kollege Ha-
beck hatte ich auch schon vor dieser Debatte keine
Hoffnung, dass wir hier eine seriöse Debatte auf
den Kernpunkt hin zugespitzt, wie wir die Schul-
denbremse in diesem Land zu einem Erfolg führen
können, erwarten können. Meine Erwartungen sind
in der Tat erfüllt worden.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Es ist doch bemerkenswert - so viel will ich schon
sagen -, dass wir in diesem Land die Schulden-
bremse auch in unsere Landesverfassung integriert
haben, um zu unterstreichen, dass wir das tun wol-
len, was wir aufgrund der grundgesetzlichen Bedin-
gungen sowieso tun müssen, dass wir damit ein kla-
res Signal abgeben. Sie können hier gern diese
„Schulden-Koalitions-Nummer” fahren, denn es ist
ja nicht sozusagen ein freiwilliger Akt oder ein
Wunschakt, sondern es ist ein Verfassungsgebot,
dass man die Schuldenbremse einhält. Jeder, der
hier regiert - wer immer das ist -, muss die Verfas-
sung einhalten. Wir werden das ab dem 6. Mai auch
tun.

(Beifall bei der SPD sowie vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW -
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Christopher Vogt [FDP]: Und im Wahlkampf
vorher nicht?)

Es ist aber ein zentraler Unterschied, wie man den
Schuldenabbau in einer Gesellschaft, die noch viele
Aufgaben zu erledigen hat, gemeinsam einbettet.
Wir sagen: Wir können nicht Entwicklungen, Bil-
dungschancen abwürgen, um nachher dann noch
mehr Kosten für diese Gesellschaft zu verursachen,
weil dann wieder repariert werden muss. Wir müs-
sen beides tun: Schuldenabbau und eine vernünfti-
ge Sozial- und Bildungspolitik.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie vereinzelt bei der LINKEN und
SSW - Zurufe von der FDP)

Deshalb trauen wir uns als Land Schleswig-Hol-
stein genau das zu, was sich alle anderen Länder
und auch der Bund zutrauen, einen Abbaupfad zu
definieren, wie er in unserem Gesetzentwurf defi-
niert ist. Wir tun das, was alle anderen auch tun.
Wir machen keine „Brüning-Politik”, die die Chan-
cen der Menschen in diesem Land abwürgt und sie
nicht zur Entfaltung kommen lässt.

(Zurufe von der FDP)

Es gibt überhaupt keinen Grund - und das will ich
gern leise sagen -, eine völlig illusorische Vorlage
vorzulegen, wie das der Finanzminister tut. Es stellt
sich auch die Frage - das darf man am Schluss einer
solchen doch eher wahlkampfgeprägten Debatte sa-
gen -,

(Zurufe von CDU und FDP)

wieso sozusagen ein Ausführungsgesetz zu einer
Verfassungsnorm als „Last-Minute-Gesetz” hier
„durchgehuscht” werden soll. Die meisten Länder
bereiten das mit Sorgfalt vor. Sorgfalt ist hier längst
vom Tisch, Sorgfalt kehrt wieder ab dem 6. Mai
2012 in dieses Haus ein.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag hat sich der
Kollege Lars Harms vom SSW gemeldet. Ich ertei-
le ihm hiermit das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Sönnichsen hat sich gerade
eben darüber empört, dass ich von moralischen
Handschellen gesprochen habe. Aber es ist doch ei-

gentlich ganz eindeutig, und auch der Kollege Ha-
beck hat es noch einmal deutlich gemacht: Wir ha-
ben einmal einen Konsens gehabt. Der lautete in
Zahlen gefasst: 1,3 Milliarden € als Ausgangswert.
Sie haben den Konsens aufgekündigt, weil Sie der
Auffassung sind, einer neuen Regierung unbedingt
Handschellen anlegen zu wollen.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN - Widerspruch
bei CDU und FDP)

Dazu sage ich das, was wirklich der Fall ist: Sie
wollen uns beziehungsweise einer neuen Regierung
- also doch uns - Handschellen anlegen. Das ist von
Ihnen aus gesehen das Verlassen des gemeinsamen
Konsenses. Ich finde das schade, denn wir waren in
diesem Land schon einmal weiter.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Herrn Abgeordneten Koch?

Lars Harms [SSW]:

Gern. Ich habe ja noch Zeit.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege Koch!

Tobias Koch [CDU]: Sie haben gerade ge-
sagt, wir hätten einen Konsens über 1,3 Mil-
liarden € gehabt. Ich würde Sie gern fragen:
Zu dem Zeitpunkt, als wir den Konsens hat-
ten, nämlich im Mai 2010, als wir die Schul-
denbremse in die Verfassung geschrieben ha-
ben, kannten wir da die Zahl 1,3 Milliarden €
schon, oder gab es damals die Zahl von
1,25 Milliarden € auf Basis der Landesme-
thode errechnet, die sich dann am Ende des
Jahres 2010 auf 1,1 Milliarden € reduziert
hat?

(Martin Habersaat [SPD]: Ich bin sicher, dass
es damals schon alle Zahlen gab! - Weitere
Zurufe von der SPD)

Lars Harms [SSW]:

Lieber Kollege Koch, es gab im Prinzip zu dem
Zeitpunkt noch gar nichts.

Tobias Koch [CDU]: - Doch, es gab - -

- Lieber Kollege Koch, hören Sie mir doch bitte zu-
nächst einmal zu. Ich wollte Ihnen noch eine Ant-
wort geben.
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Tobias Koch [CDU]: - Entschuldigung!

(Weitere Zurufe von der CDU)

- Es wäre nett, wenn man auch mir einmal zuhören
würde. Ich möchte dem Kollegen Koch gern eine
Antwort geben. Es gab damals nur die Klarheit,
dass sich die Landesregierung Schleswig-Holstein -
wie viele andere Landesregierungen auch - auf
Bundesebene mit dem Bund ins Benehmen setzen
und Regelungen finden wollte, wie man diese Grö-
ße nachher für alle geltend auch entsprechend be-
rechnet. Ich habe gesagt, am Ende kamen dann
1,3 Milliarden € dabei heraus. So ist das Leben.
Das ist auch in Ordnung, weil das ein Konsens ist,
den alle zusammen hier gefasst haben. Das ist nicht
nur ein schleswig-holsteinischer Konsens, sondern
ein bundesweiter Konsens, wie man auf diese Zahl
kommt. Deshalb finde ich es schade, wenn man
diesen Konsens hier im Parlament aufkündigt.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Haben Sie eine weitere Nachfrage?

Tobias Koch [CDU]: Nein, nein. Meine Fra-
ge wurde nicht beantwortet. Gab es damals,
als wir die Verfassung geändert haben, eine
Zahl von 1,25 Milliarden € auf Basis der
Landesmethode errechnet, die damals auch
Konsens war? Sie haben alle davon gespro-
chen, wir müssten sie in 120-Millionen-€-
Schritten abbauen. Ich glaube, diese Zahl hat
jeder noch im Kopf. Gab es die damals im
Jahr 2010 oder nicht, und war das nach der
Landesmethode berechnet?

Lars Harms [SSW]:

Lieber Kollege Koch, selbst diese Zahl liegt über
den Werten, die Sie heute anwenden wollen. Inso-
fern könnte das vielleicht ein Kompromiss sein,
wenn Sie sich hier einmal bewegen würden, lieber
Kollege.

(Vereinzelter Beifall bei SSW und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, es ist
viel wichtiger, über Inhalte zu diskutieren als über
diese Zahlen zum Abbaupfad. Es geht doch darum,
was wir in der Bildung erreichen wollen. Brauchen
wir noch mehr Lehrerstellen oder nicht?

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Ich habe mir das durchlesen können. Wir haben am
Freitag noch einmal Anträge dazu zur Debatte vor-

liegen. Lieber Herr Kollege Kubicki, Ihr eigener
Minister sagt: Wir brauchen solche Stellen noch.
Ihr eigener Minister sagt: Wir haben einen Lehrer-
stellenbedarf.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das hat er nicht
gesagt!)

Ihr eigener Minister sagt: Wir haben Bedarf an den
Schulen, was Sozialarbeit angeht und Ähnliches.
Das sind Aufgaben, die wir zu erfüllen haben, und
an denen haben wir uns zu orientieren.

(Beifall der Abgeordneten Ranka Prante
[DIE LINKE])

Selbstverständlich haben wir die Schuldenbremse
einzuhalten. Das tun wir mit unserem Gesetzent-
wurf, aber wir wollen keinen Bildungsabbau durch-
führen, wir wollen auch wieder etwas für die Frau-
enhäuser tun, wir wollen uns auch im Bereich der
Kultur weiterentwickeln. Es gibt viele Bereiche, wo
es noch Arbeitsfelder gibt. Diese Bereiche müssen
wir auch beackern.

(Zurufe von CDU und FDP)

Das ist der Unterschied. Wir haben einen Unter-
schied bei den Inhalten und dass Sie dieses Land
nicht weiterentwickeln wollen. Wir wollen das tun.
Deshalb werden wir das ab dem 6. Mai 2012 dann
auch tun.

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei der
SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat nun Herr Abgeordneter oder Finanz-
minister Rainer Wiegard. - Herr Wiegard, ich frage
Sie, haben Sie sich als Abgeordneter zu einem
Dreiminutenbeitrag gemeldet oder für die Landes-
regierung? Das ist beides möglich, aber ich frage,
weil das Auswirkungen auf die Redezeiten hat. Sie
kennen unsere Vereinbarungen. - Herr Finanzmini-
ster, Sie haben jetzt das Wort.

Rainer Wiegard, Finanzminister:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Meh-
rere Redner haben immer wieder betont, dass alle
Länder ein solches Ausführungsgesetz hätten und
alle Länder diese Berechnungsmethode anwende-
ten. Das hat Lars Harms gesagt, Robert Habeck hat
das gesagt, und auch Jürgen Weber hat das wieder-
holt. - Mit Verlaub: Das ist ziemlicher Unsinn. Es
gibt nur ein einziges Land, das ein solches Ausfüh-
rungsgesetz zu einer landesverfassungsrechtlichen
Regelung hat beziehungsweise auf dem Weg ist,
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ein solches zu verabschieden, das ist das Land
Schleswig-Holstein. Denn die anderen Länder ha-
ben eine solche Regelung gar nicht, für sie gilt die
grundgesetzliche Regelung.

(Lars Harms [SSW]: Rheinland-Pfalz be-
kommt jetzt so eine Regelung!)

- Lars Harms, das bringt uns auch nicht weiter.
Rheinland-Pfalz fällt gar nicht unter diese Rege-
lung.

(Lars Harms [SSW]: Trotzdem müssen sie
die Schuldenbremse einhalten!)

- Nein, sie müssen nicht die Schuldenbremse ein-
halten. Die Schuldenbremse gilt für Rheinland-
Pfalz gar nicht, sondern für Rheinland-Pfalz gilt
wie für alle Länder die Schuldengrenze: ab 2020
null Neuverschuldung. Aber die Schuldenbremse
auf dem Weg dahin gilt nur für die fünf Konsolidie-
rungshilfeländer. Das ist der Unterschied. Deshalb
haben wir auch nur in diesen fünf Ländern die Ver-
waltungsvereinbarung zur Feststellung, ob die Kon-
solidierungshilfe gezahlt wird, nur zu diesem einen
Zweck. Das wollte ich sachlich klarstellen.

Zu den anderen Fragen werden wir jetzt nicht mehr
kommen, das können wir aber gern noch einmal im
Finanzausschuss erörtern.

Herr Kollege Habeck, weil Sie wieder einmal mit
dem moralischen Zeigefinger insbesondere auf
mich gezeigt haben, will ich Ihnen nur eines sagen:

(Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Sie zeigen!)

Wir haben diese Regelung beraten, nicht der Bund,
Frau Heinold, hat sie uns verordnet. Sie wissen, wir
haben eine Föderalismuskommission gehabt. Diese
bestand paritätisch aus Vertretern von Bund und
Ländern. Wir haben gemeinsam, und zwar mit be-
sonders intensiver Mitwirkung aus Schleswig-Hol-
stein, daran gearbeitet, dass wir diese Schuldenbe-
grenzungsregelung neu bekommen.

Seit wir sie haben, Herr Habeck, wenden wir genau
dieses Verfahren an, das wir jetzt im Ausführungs-
gesetz festgeschrieben haben. Seitdem haben wir
das, ich möchte sagen, mindestens in einem Dut-
zend Sitzungen im Finanzausschuss erörtert. Wenn
wir berichtet haben über Finanzplan, über Haus-
haltsplanaufstellung, über Steuerentwicklung und
so weiter, haben wir immer wieder auch die Unter-
schiedlichkeit zu dem Verwaltungsvereinbarungs-
verfahren mit dem Bund dargestellt und niemals
und zu keiner Zeit von Ihnen dazu Widerspruch er-
halten. Im Gegenteil, Sie haben uns immer zuge-

stimmt, dass unser Verfahren das bessere ist, das
transparentere ist

(Beifall bei CDU und FDP)

und dass unser Verfahren - das haben wir sogar
gestern noch einmal so miteinander erörtert - das
einzige ist, mit dem man überhaupt eine Finanzpla-
nung jedenfalls einigermaßen auf Sicht machen
kann, weil uns der Bund ja immer höchstens für
zwei Jahre im Voraus irgendwelche Prognosen zur
BIP-Entwicklung darstellt. Ob diese dann nachher
zutreffend sind, ist ja noch eine ganz andere Frage.
Das haben wir in diesen Gesetzentwurf hineinge-
schrieben.

Ich habe gestern die finanzpolitischen Sprecher zu
einem Gespräch eingeladen, um mit Ihnen, weil
dies eine sehr komplexe Materie ist, noch einmal
die Details dieses Gesetzes zu erörtern. Gestern
wurde mir in der Sitzung angedeutet, dass Sie viel-
leicht eine andere Überlegung haben. Gestern habe
ich das erfahren, und heute haben Sie Ihren Ände-
rungsantrag auf den Tisch gelegt. Nicht wir haben
unseren Kurs verändert, wie Sie hier der Öffentlich-
keit weismachen wollen, sondern Sie haben umge-
steuert.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Ich weise darauf hin, dass wir nach unserer Ge-
schäftsordnung nunmehr die Hälfte der vereinbar-
ten Redezeit für jede Fraktion wieder zur Verfü-
gung stellen, nachdem sich die Landesregierung er-
neut durch den Finanzminister zu Wort gemeldet
hat. Das bedeutet, jede Fraktion hat nunmehr weite-
re fünf Minuten Redezeit.

Zu Wort für einen Dreiminutenbeitrag hat sich der
Kollege Schippels gemeldet. Ich rufe ihn jetzt auf. -
Sie können auch die fünf Minuten ausschöpfen.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin! Ich bin mir nicht si-
cher, wie lange ich brauche. Insofern machen wir
das dann so, wie es passt.

Heute ist ein guter Tag für Schleswig-Holstein, und
ich bin glücklich. Ich möchte das begründen. Als
wir damals im Mai 2010 die Schuldenbremse ver-
abschiedet haben, hatte ich Angst, dass zukünftig
alle Diskurse, alle Debatten, die hier im Parlament
stattfinden, immer unter der Glocke Schuldenbrem-
se stehen. Tatsächlich ist es so geschehen. Der ge-
sellschaftliche Diskurs, die gesellschaftliche Debat-
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te um soziale Gerechtigkeit, die gesellschaftliche
Debatte um gute Bildung wurde weggedrückt, und
es ging nur noch um eins: um Haushaltskonsolidie-
rung, Haushaltskonsolidierung, Haushaltskonsoli-
dierung.

Seit Mai 2010 wurde in den Debatten, die wir hier
geführt haben, immer gefragt, Frau Heinold: Si-
cherheitsverwahrung - was kostet das denn? Leh-
rerstellen - was kostet das denn? Beseitigung von
Unterrichtsausfall - was kostet das denn? Schüler-
beförderung - was kostet das denn? Kultur - können
wir uns das denn heute noch leisten? Was kostet
das denn? Die Unterstützung der dänischen Schulen
- was kostet das denn? Können wir es nicht billiger
machen? Frauenhäuser - brauchen wir denn so vie-
le? Was kostet das denn? Das war der Diskurs, das
war die Debatte, die hier in unterschiedlichen Fa-
cetten meiner Meinung nach von allen Fraktionen
geführt worden ist.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Außer der LIN-
KEN!)

Wir hatten seit Mai 2010 - das ist meine Interpreta-
tion - hier eigentlich nur noch Ein-Punkt-Parteien,
die nur noch eins wollten: kürzen, kürzen, kürzen,
allerdings mit unterschiedlicher Schwerpunktset-
zung: Grüne und SPD nur 300 Lehrerstellen weg,
CDU und FDP 600 Lehrerstellen weg. Die Facetten
waren unterschiedlich, aber der Geist, der hier
herrschte, war der, der von mir beschrieben worden
ist.

Deswegen bin ich glücklich, dass wir hier heute ei-
ne solche Debatte führen. Es wird eben jetzt gese-
hen, dass Kürzungen bei der Bildung größere Kos-
ten hervorrufen, als sie Schulden abbauen. Ihre
Rethorik von der Regierung zu sagen: „Wir müssen
jetzt bei der Bildung sparen, damit es unseren Kin-
dern morgen besser geht”, ist ein für alle Mal vor-
bei. Das funktioniert nicht mehr, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb ist es ein schöner Tag, ein guter Tag für
Schleswig-Holstein. Es wird endlich gesehen, dass
Kürzung auch die Verringerung der Einnahmen zur
Folge hat.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Meine Damen und Herren, deswegen bin ich sehr
zufrieden, und ich hoffe, dass das auch über den
Wahltag hinaus tragfähig ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat nunmehr Frau Kollegin Monika Hei-
nold.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Schulden-Moni!)

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir
haben in großer Gemeinsamkeit die Schulden-
bremse in die Verfassung geschrieben. Dazu be-
durfte es einer Zweidrittelmehrheit. Wir waren uns
einig, dass es ein Ausführungsgesetz gibt. Wir hät-
ten es gut gefunden, wenn wir uns, bevor ein Aus-
führungsgesetz auf den Tisch gelegt worden wäre,
zusammengesetzt hätten, Herr Finanzminister, um
die Initiative zu ergreifen und zu sagen: Wollen wir
nicht auch versuchen, dies gemeinsam, im Konsens
hinzubekommen? Das ist nicht geschehen. Der Fi-
nanzminister hat das allein gemacht, wahrschein-
lich in Absprache mit CDU und FDP. Das wäre ja
normal. Aber sich jetzt hinzustellen, Herr Finanz-
minister, und zu sagen, wir würden den Konsens
verlassen, weil wir eine Alternative zu Ihrem Ge-
setzentwurf vorlegen, das ist abenteuerlich.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Frau Abgeordneten Loedige?

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Gern.

Katharina Loedige [FDP]: Frau Kollegin
Heinold, stimmen Sie mir zu, dass wir min-
destens dreimal, wenn ich mich recht erinne-
re, sogar viermal über die Methodik im Fi-
nanzausschuss gesprochen haben, und zwar
sowohl in Gegenwart Ihrer Person als auch in
Gegenwart des Herrn Dr. Habeck?

- Daran erinnere ich mich sehr gut, weil ich dort
schon bei der letzten Beratung die Frage einge-
bracht habe, ob es tatsächlich sinnvoll ist, beide
Verfahren nebeneinander in allen Dokumenten zu
führen. Sie werden sich wahrscheinlich daran erin-
nern, dass ich das dort schon gemacht habe. Wir ha-
ben ja auch gestern ausführlich miteinander erör-
tert, dass das eine die Höhe der zulässigen Ver-
schuldung ist, die wir in ein Gesetz schreiben, und
das andere die Ermittlung für die Grundlage der Fi-
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nanzplanung ist. Beides gehört nicht zwangsläufig
zusammen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Katharina Loedige [FDP]: Frau Kollegin
Heinold, stimmen Sie mir auch zu, dass Sie
nie die Methodik, die wir hier anwenden
wollen, die sogenannte Landesmethodik, be-
stritten, angefochten oder erklärt haben, dass
die Grünen dabei nicht mitmachen können?

- Frau Loedige, ich stimme Ihnen darin zu, dass wir
die Methode zur Aufstellung der Finanzplanung
nicht kritisiert haben. Sie war ja auch Grundlage
der Finanzplanung. Was wir machen, ist, dass wir
jetzt, wo Sie eine Verschuldung in ein Gesetz
schreiben wollen, die unter der Vorgabe des Bun-
des liegt, dies kritisieren.

Das Verrückte an der Debatte - deshalb bin ich ei-
gentlich hier ans Rednerpult gegangen - ist: Es gibt
eine Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und
Landesregierung, von der Landesregierung unter-
schrieben. Diese Seite des Hauses will sich in der
Höhe der Verschuldung genau an diese Verwal-
tungsvereinbarung halten, die Sie, Herr Wiegard,
unterschrieben haben. Und nun stellen Sie sich
hierher und sagen: Weil wir die Größe dieser Ver-
waltungsvereinbarung, die Sie unterschrieben ha-
ben, in ein Gesetz gießen wollen, seien wir plötz-
lich die charakterlosen Schuldenmacher. Das ver-
stehe, wer will.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Meine Fraktion versteht es nicht.

Ich bin auch, wenn ich das sagen darf, etwas ent-
täuscht darüber, wie wenig Ehrgeiz die CDU inzwi-
schen bei Fragen der Zukunftsgestaltung entwickelt
- da ist überhaupt nichts mehr -

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Was würden Sie
denn sagen, wenn wir 200 Millionen € aus-
schütten wollten? Das ist unglaublich!)

und dass Sie jetzt, ohne es mit einem Zahlenwerk
zu hinterlegen, über 1 Milliarde € mehr in den
nächsten Jahren aus dem Landeshaushalt ziehen
wollen, von dem schon jetzt erkennbar ist, dass es
extrem schwierig ist, die Vorgaben einzuhalten.

Als Letztes erinnere ich an den Stellenabbauplan.
Sie sind mit 5.300 Stellen, die Sie abbauen wollten,
gestartet. Jetzt sind Sie schon um 120 Stellen her-
untergegangen, weil Sie festgestellt haben, dass es
gar nicht zu schaffen ist, und wir sind noch in den

ersten beiden Jahren. Wo soll das enden? Wo neh-
men Sie die Milliarden her? Warum wollen Sie das
Land mehr knebeln als notwendig?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Stimmt ja gar
nicht!)

Warum haben Sie nicht die Größe, gemeinsam mit
der Opposition im Geiste der Schuldenbremse auf
Grundlage der Bundesvorlage ein gutes Gesetz hier
im Konsens zu verabschieden? Das müsste doch
auch kurz vor der Wahl möglich sein.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW - Wolfgang Kubicki [FDP]:
Nein!)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für den SSW erteile ich Frau Abgeordneter Anke
Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der Redebeitrag des Kollegen Schippels hat mich
doch noch einmal veranlasst, hier nach vorn zu ge-
hen. Ich fühlte mich bei diesem Redebeitrag sehr an
den alten Spruch von Voltaire erinnert, der sinnge-
mäß lautet: Mein Herr, ich teile Ihre Meinung nicht.
Ich werde aber immer dafür kämpfen, dass Sie Ihre
Meinung frei sagen können. Das ist wichtig. Denn
der Kernpunkt dieses Änderungsantrags ist eben
nicht, dass wir sagen, wir machen Politik nach dem
Motto: Wünsch dir was. Das ist nicht der Kern-
punkt dieses Änderungsantrags.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Tobias Koch [CDU]: Na, na!)

Kernpunkt dieses Änderungsantrags ist - wie von
meinen Vorrednern schon deutlich gemacht - die
Einhaltung der Verwaltungsvereinbarung mit
dem Bund so wie sie formuliert worden ist.

Meine Damen und Herren von den Regierungspar-
teien, Sie haben aber ein Problem. Sie haben vor,
das Thema Schuldenbremse zu Ihrem Wahl-
kampfthema zu machen. Sie haben ja sonst nichts.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und vereinzelt bei der SPD)

Sie haben eine Bildungspolitik, die im Eimer ist.
Sie haben eine Sozialpolitik, die zu Protesten ge-
führt hat und die perspektivlos ist. Sie stellen sich
hier hin und sagen: Haushaltskonsolidierung, das
ist das zentrale Thema für uns. Sie sagen, das ist für
uns alle das Zentrale.
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Lieber Kollege Wiegard, Sie glauben, dass Sie mit
der Schuldenbremse ein politisches Thema haben.
Sie haben aber nicht weiter gedacht und gesagt: Die
Schuldenbremse stellt die Rahmenbedingungen für
die Politik der nächsten Jahre dar. Diese Schulden-
bremse einzuhalten, ist eine Selbstverständlichkeit
und keine politische Gestaltung. Darum sage ich
noch einmal: Das, was Sie in den letzten zweiein-
halb Jahren nicht beantwortet haben, ist eben, wie
der Weg dorthin gehen soll, bis 2020.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und vereinzelt bei der SPD)

Sie haben nicht gesagt, was mit den jungen Leuten
geschieht, die auf Hilfe angewiesen sind. Sie haben
nicht gesagt, was mit der Bildungspolitik auf dem
Weg dorthin geschehen soll. Was Sie jetzt machen,
mit Ihrem Feuerwehrfonds, was wir am Freitag dis-
kutieren werden, wenn es um Bildungspolitik geht,
damit schustern Sie dem Bildungsbereich eben mal
ein bisschen Geld zu und sagen: Okay, wir machen
das, man kann es wieder herausnehmen. Das ist
keine nachhaltige Förderung des Bildungsbereichs.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie vereinzelt bei SPD und der
LINKEN)

Darum geht es. Das heißt, Sie machen keine nach-
haltige Politik, weil Sie nur sagen: Einhaltung der
Schuldenbremse, das ist unsere Politik. Sie sagen
aber nicht, wie denn die Politik inhaltlich aussehen
soll. Darum geht es, und darum sind Sie heute so
aufgeregt.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und vereinzelt bei der SPD - Johannes
Callsen [CDU]: Nö!)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Tobias Koch das Wort.

Tobias Koch [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die zusätzliche Redezeit gibt mir Gelegen-
heit, das noch einmal auszuführen, was ich vorhin
mit meinem letzten Satz nur andeuten konnte, näm-
lich die Beurteilung des Jahresabschlusses 2011.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher [CDU])

Das war ganz bemerkenswert. Der Kollege Dr. Ha-
beck wusste schon, bevor die Zahlen überhaupt
vorlagen, dass sich die Landesregierung für die

Haushaltssanierung preisen würde, obwohl diese
nur auf einer geringeren Kreditaufnahme aufgrund
von Konjunktureffekten und billigeren Zinsen beru-
hen würde. Das war Ihre Pressemitteilung vom
31. Januar 2012. SPD-Spitzenkandidat Albig lässt
auf die Frage, wie er denn die 120 Millionen €
strukturelles Defizit pro Jahr verringern will, ver-
lauten:

(Zuruf von der FDP: Hört, hört!)

Wenn wir auch nur 1 % mehr Wachstum erreichen,
haben wir die 120 Millionen € mit Steuereinnah-
men verdient. - Beide haben es einfach nicht ver-
standen. Strukturelles Defizit hat überhaupt nichts
mit Steuereinnahmen, Konjunktureffekten und
mehr Wachstum zu tun.

(Vereinzelter Beifall bei CDU und FDP)

Strukturelles Defizit ist unabhängig von Konjunktur
und Steuereinnahmen. Das Erfreuliche war, dass
das strukturelle Defizit, das wir doch nun alle vor
Augen haben - wir haben es heute den ganzen Tag
rauf und runter diskutiert -, jetzt nur noch bei
718 Millionen € liegt, und zwar nicht aufgrund von
Steuereinnahmen, sondern aufgrund von Minder-
ausgaben beim Personal gegenüber den Haushalts-
ansätzen. 74 Millionen € weniger Personalausgaben
als im Haushalt veranschlagt. 77 Millionen € Mehr-
einnahmen bei den Verwaltungseinnahmen. Das
sind die großen Positionen, die zur Verbesserung
des strukturellen Defizits geführt haben. Deswegen
ist es falsch zu sagen, es sei der Regierung auf-
grund der Wirtschaftsentwicklung nur so in den
Schoß gefallen. Nein, das ist die eigene Leistung.
Das ist die Umsetzung des Haushaltsplans ins Ist,
die wirklich erfolgreich gelungen ist. Die Regie-
rung hat das Geld wirklich zusammengehalten.

(Vereinzelter Beifall bei CDU und FDP)

Mit den gestrigen Eckwerten ist deutlich geworden,
dass die Regierung diesen Kurs fortsetzt. Wir wer-
den die Neuverschuldung nach dem gestrigen Eck-
wertebeschluss bis 2014 auf unter 400 Millionen €
reduzieren. Das wäre dann der niedrigste Wert seit
1979. So wenig Schulden haben wir seit mehr als
30 Jahren nicht gemacht, wenn wir auch zukünftig
die Regierung hier stellen.

(Zuruf von der SPD: Nein! - Zuruf des Abge-
ordneten Wolfgang Kubicki [FDP])

- Das hoffe ich sehr, Herr Kollege Kubicki.

Jetzt kommen wir zum Ausführungsgesetz. Ich ha-
be es vorhin schon gesagt. Es sind Obergrenzen, die
hier definiert werden. Doch bevor ich diesen Ge-
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danken ausformuliere, gestatte ich gern eine Zwi-
schenfrage.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, dass Sie meine noch nicht gestellte
Frage positiv bescheiden. - Herr Abgeordneter Ha-
beck, Sie haben das Wort.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Kollege Koch, wo Sie
schon den Haushalt 2013 und 2014 in Eck-
werten beschlossen haben, könnten Sie mir
vielleicht spontan drei konkrete Maßnahmen
nennen, wie die Landesregierung - sollte sie
die Chance dazu haben - das strukturelle De-
fizit weiter verringern will? Jetzt mal so
locker vom Tisch, drei Maßnahmen für die
Zukunft.

Tobias Koch [CDU]:

Herr Kollege Habeck, wir sind jetzt bereits bei ei-
nem strukturellen Defizit von 718 Millionen € an-
gekommen. Damit haben wir uns einen Vorsprung
von zwei bis zweieinhalb Jahren erarbeitet. Wir
nutzen jetzt diesen Vorsprung, um den Abbau der
Neuverschuldung weiter zu beschleunigen, weil wir
eben nur einen Teil dessen, was wir uns als Spiel-
raum erarbeitet haben, zur politischen Schwer-
punktsetzung einsetzen. Es wird von Ihnen kriti-
siert, dass wir auf einmal 25 Millionen € gefunden
haben. Nein, die haben wir nicht gefunden, das ist
der Spielraum, den wir uns durch Minderausgaben
bei Personal, durch Mehreinnahmen der Verwal-
tungseinnahmen erarbeitet haben. Damit setzen wir
die Schwerpunkte für den Vertretungsfonds, für
Schulsozialarbeit, für den Ausbau von Verkehrsin-
frastruktur und für den Breitbandausbau. Das sind
25 Millionen €. Wir haben uns aber bei Personal-
und Verwaltungseinnahmen 100 Millionen € erar-
beitet. Die restlichen 75 Millionen € stecken wir in
den verstärkten, beschleunigten Abbau der Neuver-
schuldung. Deswegen erreichen wir 2012, 2013,
2014 alle Ziele zum Abbau des strukturellen Defi-
zits.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Lassen Sie eine weitere Zwischenfrage zu, Herr
Kollege?

Tobias Koch [CDU]:

Ich dachte, das wäre jetzt präzise und deutlich be-
antwortet gewesen.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Leider nein, ich habe nämlich
gefragt, wo Sie weniger ausgeben wollen und
nicht wo Sie mehr ausgeben wollen. Wo wol-
len Sie weniger ausgeben, drei Maßnahmen?

- Herr Kollege Habeck, wir waren schon mit dem
Doppelhaushalt 2011/2012 so gut, dass wir beim
Abbau des strukturellen Defizits so weit fortge-
schritten sind, wie Sie es nie für möglich gehalten
haben.

(Zuruf des Abgeordneten Ulrich Schippels
[DIE LINKE])

Deswegen hat uns auch der Stabilitätsrat beschei-
nigt, dass unser Maßnahmepaket bis 2015 aus-
kömmlich ist. Deswegen sind wir in der glückli-
chen Situation - weil wir so vorgelegt haben -, dass
wir nicht mehr über konkrete einzelne Kürzungs-
maßnahmen diskutieren müssen. Wir müssen jetzt
nur noch Kurs halten. Wir müssen aufpassen, dass
die Ausgaben nicht wieder nach oben gehen. Aber
genau das wollen Sie ja tun. Genau das wollen Sie
aber tun. Sie beschließen die Mehrausgaben. Sie
wollen das über zusätzliche Kredite finanzieren.
Sie wollen das strukturelle Defizit 2012 wieder er-
höhen, um es dann, nachdem Sie es erhöht haben,
bis 2020 wieder mühsam abzubauen. Sie müssen
die Frage beantworten, wie Sie in den Jahren 2014,
2015, 2016 und 2017 Ihr Defizit wieder reduzieren
wollen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Okay, das schien jetzt präzise und ausführlich ge-
nug zu sein.

(Beifall und Heiterkeit bei CDU und FDP)

Bleiben wir bei dem Punkt. Frau Heinold hat uns
vorhin noch einmal die 25 Millionen € sinngemäß
als Wahlkampfmanöver vorgehalten. Das ist kein
wörtliches Zitat. Sie wollen sich allein in diesem
Jahr 2012 mit Ihrer Kreditobergrenze einen Spiel-
raum von 560 Millionen € verschaffen und in dem
unwahrscheinlichen Fall, dass Sie die Regierung
stellen, einen Haushaltsentwurf vorlegen, der eine
Kreditaufnahme von 1,054 Milliarden € vorsieht.
Das sind 560 Millionen € mehr als von dieser Lan-
desregierung vorgesehen. Dafür müssen Sie dann
Zinsen bezahlen. Die zahlen Sie ab dem nächsten
Jahr in alle Ewigkeit, weil Sie es mit Ihrem Weg
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nicht schaffen werden, die Neuverschuldung im
Jahr 2020 auf null zu setzen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Robert Habeck
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- In der Tat, wir sind gut. Sie werden das nicht
schaffen, wenn Sie den eingeschlagenen Weg jetzt
verlassen. Sie können sagen, das sei formal alles in
Ordnung und das würde mit der Schuldenbremse
zusammenpassen. Sie werden es in den nächsten
5 Jahren aber nicht hinbekommen, die 1 Milliarde €
auf null zu bringen. Sie werden die Verfassungs-
vorgabe in den nächsten Jahren nicht einhalten
können. Sie werden mit Ihrer Politik scheitern. Am
Ende würde Schleswig-Holstein mit einem noch
höheren Schuldenberg dastehen, für den wieder die
Zinsen bezahlt werden müssten. Das ist die Drama-
tik des heutigen Tages.

Sie schlagen eine Richtung ein, die nicht dazu füh-
ren wird, dass wir am Ende eine Neuverschuldung
von null haben, weil Sie nicht einen Kürzungsvor-
schlag gebracht haben. Sie beantworten dies nur
mit zusätzlichen Schulden.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Robert Habeck
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Wo waren Ihre Kürzungsvorschläge? Wir haben
doch alles vorgelegt. Unsere Maßnahmen sind
schwarz auf weiß niedergeschrieben und vom Sta-
bilitätsrat abgesegnet. Wo sind Ihre Vorschläge,
wenn Sie sagen: Wir machen jetzt 1 Milliarde €
Schulden und wollen trotzdem auf null kommen? -

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Robert Habeck
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Wir haben unsere Hausaufgaben gegen Ihren Wi-
derstand gemacht. Sie haben damals den Haushalt
abgelehnt. Wir haben unsere Hausaufgaben ge-
macht.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Wolfgang Ku-
bicki von der FDP-Fraktion.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Frau Kollegin Heinold und Herr Kollege Dr. Ha-
beck, das Fatale an dieser Debatte ist, dass Sie in
der schleswig-holsteinischen Öffentlichkeit jetzt
den Eindruck erwecken, man müsste gar nicht spa-
ren, man hätte genug Luft.

(Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Haben Sie nicht zugehört, oder
was?)

- Das ist das Entscheidende, das Sie jetzt verbal er-
klären. Gleichzeitig aber sagen Sie, sie hätten Luft
für Mehrausgaben in Höhe von 1 Milliarde € bis
zum Jahr 2020. Der Kollege Koch hat Ihnen defini-
tiv dokumentiert, dass Sie diese Luft nicht haben.
In Bezug auf die Frauenhäuser und auf mehr Leh-
rerstellen und was auch immer erwecken Sie bei
den Menschen die Vermutung, Sie hätten Luft, die
Sie jetzt in Ihr Gesetz hineinschreiben wollen, für
diese Aufgaben, bei denen wir aufgrund der Schul-
denbremse haben sparen müssen. Sie erwecken den
Eindruck, dass man sich diesen Sparmaßnahmen
aus Ihrer Sicht nicht unterwerfen müsse.

(Zuruf des Abgeordneten Ulrich Schippels
[DIE LINKE])

- Nein. Es macht wirklich keinen Sinn. Ein
bisschen Bildung schadet nicht, bevor man an einer
Debatte teilnimmt; allen Ernstes nicht. Wenn Sie
den Unterschied zwischen konjunkturellen und
strukturellen Daten schon nicht verstehen, dann ist
es wirklich schwierig, über ein strukturelles Defizit
und dessen Abbau zu reden.

Ich habe vernommen, dass beispielsweise Vertreter
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Lübeck waren
und dort die interessante Frage gestellt haben, wie
es sein könne, dass das Land Geld für Sicherungs-
verwahrte in sogenannten Luxusknästen ausgibt,
aber für Frauenhäuser nicht. Frau Heinold, das ist
eine sehr interessante Gegenüberstellung. Ich wür-
de bei den Grünen einmal darüber nachdenken, was
es für einen Sinn macht, diese Frage überhaupt zu
stellen, um anschließend zu erklären, dass man na-
türlich keine Zusage an die Frauenhäuser dahin ge-
hend geben kann, dass man dort künftig wieder
mehr Geld ausgeben wird, weil man die finanzpoli-
tischen Gegebenheiten des Landes im Auges behal-
ten muss. Das war vor einigen Tagen.

(Beifall bei FDP und CDU - Zurufe von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wie erklären Sie den Vertreterinnen und Vertretern
der Frauenhäuser in Wedel und Lübeck, dass Sie
nicht in der Lage sind, dort mehr Geld auszugeben,
wenn Sie doch gerade sagen, Sie hätten pro Jahr
200 Millionen € mehr Luft, als diese Koalition be-
schlossen hat? - Wie wollen Sie jetzt überhaupt
noch jemanden dazu bewegen, anzuerkennen, dass
gespart werden muss, wenn Sie erklären, dass Sie
in der Lage wären, bis zum Jahr 2020 1 Milliarde €
mehr auszugeben, als wir das gerade beschlossen
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haben? - Das ist das Fatale an der Diskussion, die
heute losgetreten worden ist. Dass Sie sich von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN daran beteiligen, fin-
de ich wirklich bemerkenswert, weil dies die fi-
nanzpolitische Kompetenz, die Sie sich bisher an-
geblich erarbeitet haben, komplett in Frage stellt.

(Beifall bei FDP und CDU)

Das Fatale an dieser Diskussion ist auch, dass Sie
tatsächlich glauben, es wäre nicht unsere Aufgabe
als Parlamentarier, so schnell wie möglich von
der Neuverschuldung runterzukommen.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Genau
richtig!)

Das ist eigentlich Staatsräson Nummer eins. Ich
will jetzt gar nicht auf Griechenland rekurrieren,
aber wir sehen, was in den südeuropäischen Län-
dern passiert, die mit einer exorbitanten Staatsver-
schuldung dazu beigetragen haben, dass das Ge-
meinwesen überhaupt nicht mehr in der Lage ist, ir-
gendetwas zu finanzieren. Diese Länder haben eine
Jugendarbeitslosigkeit von 50 % und mehr. Der
Weg ist doch vorgezeichnet, dass wir dem entge-
genwirken müssen, um nicht mit losen Verspre-
chungen genau dorthin zu kommen, wo wir nicht
hin wollen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Sie haben heute in allen Debattenbeiträgen klarge-
macht, dass Sie die Obergrenze, die Sie hier nen-
nen, ausnutzen wollen. Selbstverständlich teile ich
die Aussage, man dürfe im Bereich der Bildung
nicht kürzen. Ich teile auch die Aussage, man müs-
se etwas für die Frauenhäuser tun.

(Zurufe von der LINKEN)

- Weil ich im Gegensatz zu Ihnen eine Verantwor-
tung für das Gemeinwesen habe. Anders als Sie
halte ich mich an die Verfassung. Weiter glaube
ich, dass eine vorsorgende und nachhaltige Politik
besser ist als kurzfristige Versprechungen, die Sie
gerade machen.

(Zurufe von der LINKEN)

Wir wollen das Gemeinwesen wieder auf eine
Grundlage stellen, die es uns ermöglicht, diese Aus-
gaben auch künftig aus eigenen Einnahmen des
Landes zu tätigen, ohne dass wir uns fremd ver-
schulden müssen.

(Zuruf der Abgeordneten Ranka Prante [DIE
LINKE])

Das wird bis 2020 eine Durststrecke sein. Wir wer-
den sie bewältigen, aber nicht mit den Methoden,

die Sie uns vorschlagen, und schon gar nicht mit
den Zwischenrufen, die Sie hier an den Tag legen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Gemengelage
ist klar. Wir werden das jetzt auch intonieren: Rot-
Grün will 1 Milliarde € mehr Schulden machen als
Schwarz-Gelb. Darüber sollen die Menschen am
6. Mai 2012 entscheiden. Wir werden sehen, was
passiert. Ich bin ganz sicher, dass die Menschen
mittlerweile begriffen haben, dass diese Form von
Politik in den Abgrund führt.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem Dreiminutenbeitrag hat sich Herr Abge-
ordneter Björn Thoroe gemeldet. Ich erteile ihm
hiermit das Wort.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
habe mich noch einmal zu Wort gemeldet, weil ich
diesen „Griechenlandunsinn“ einfach nicht mehr
hören kann. Seit wann geht es den Menschen in
Griechenland denn richtig schlecht? - Seitdem Sie
dort Ihre Spartroika eingesetzt haben,

(Lachen bei CDU und FDP)

seitdem Sie den Griechinnen und Griechen verord-
net haben, ihren ganzen Haushalt zusammenzustrei-
chen. Das Bruttoinlandprodukt in Griechenland ist
im letzten Jahr um 7 % gesunken. Dort gibt es jetzt
eine Rekordarbeitslosigkeit. Die Schulen werden
nicht mehr beheizt. All das wollen wir für Schles-
wig-Holstein nicht haben. Die Menschen dort ge-
hen auf die Barrikaden, weil sie zugunsten von
Banken wie Zitronen ausgepresst werden.

(Zurufe von CDU und FDP)

Sie nehmen Griechenland als warnendes Beispiel
für Schleswig-Holstein.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Sie haben recht. Wenn man das ganze Gemeinwe-
sen wegkürzt und darauf verzichtet, Vermögende
zu besteuern, dann haben wir genau das, was jetzt
in Griechenland passiert. Dann leiden die Men-
schen unter einer unsäglichen Sparpolitik. Genau
das wollen wir nicht. Daher haben wir die Schul-
denbremse ebenso abgelehnt wie die Hilfspakete
für Griechenland, die Pseudohilfspakete sind und
die gleich an die Banken weitergereicht werden.

6154 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 71. Sitzung - Mittwoch, 22. Februar 2012

(Wolfgang Kubicki)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3073&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3120&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3120&format=WEBVOLLLANG


(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Zunächst stelle ich fest, dass der Berichtsantrag in
der Drucksache 17/2277 durch die Berichterstat-
tung der Landesregierung seine Erledigung gefun-
den hat.

Zudem ist beantragt worden, den Gesetzentwurf in
der Drucksache 17/2248 sowie den Änderungsan-
trag Drucksache 17/2311 an den Finanzausschuss
zu überweisen. Wer dem zustimmen will, den bitte
ich um sein Handzeichen. - Gegenprobe. -
Stimmenthaltungen? - Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Schulgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
Drucksache 17/1964

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungsaus-
schusses
Drucksache 17/2244

Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
Drucksache 17/2303

Die Berichterstatterin des Bildungsausschusses, Su-
sanne Herold, ist erkrankt. Ich verweise daher auf
die Ausführungen, die sie bereits heute Vormittag
zu diesem Thema - wie mir berichtet wurde - ge-
macht hatte, und zur Sicherheit in jedem Fall, Frau
Kollegin Franzen, auf die Sitzungsvorlage.

Ich erteile der CDU das Wort. Frau Kollegin Heike
Franzen hat in der Aussprache das erste Wort.

Heike Franzen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! 2009 hat Hamburg das Gastschulabkom-
men zwischen Hamburg und Schleswig-Holstein
aufgekündigt. Im Rahmen der dann folgenden Ver-
handlungen, die alles andere als einfach gewesen
sind, haben wir uns hier im Parlament mehrfach mit
diesem Thema beschäftigt.

Aufgefallen ist dabei auch, dass die Gemeinden, de-
ren Kinder in Hamburg zur Schule gehen, bisher

keine Schulkostenbeiträge bezahlt haben. Der Fi-
nanzausgleich fand ausschließlich zwischen den
beiden Ländern statt. Im Rahmen der Gleichbe-
handlung aller Kommunen war es daher logisch,
dass das Schulgesetz an dieser Stelle zu ändern war,
um auch die Gemeinden an den entstehenden
Schulkostenbeiträgen für Hamburg zu beteiligen.
Wenn wir uns die Situation derzeit anschauen, dann
ist es in der Tat so, dass die Schülerinnen und Schü-
ler, die in Hamburg wohnen und in Schleswig-Hol-
stein zur Schule gehen, in den Berechnungen für
die Kommunen nicht berücksichtigt sind.

Es ist allerdings auch zu berücksichtigen, dass der
Anteil der Gemeinden an den Schulkostenbeiträgen
nicht dem Vollkostenausgleich entspricht, wie er
in Schleswig-Holstein vorgesehen ist, da das Land
Schleswig-Holstein eine Pauschale an Hamburg
entrichtet.

Ich habe mir die Mühe gemacht und die Schulkos-
tenbeiträge, die im Bericht des Bildungsministeri-
ums an den Finanzausschuss aufgelistet sind, mit
den Schulkostenbeiträgen verglichen, die es im Jahr
2010 gegeben hat. Das war das letzte Jahr, in dem
das Land landesweit noch Schulkostenbeiträge er-
rechnet hat. Die Kosten der Gemeinden liegen un-
terhalb der Schulkostenbeiträge von 2010.

Ich will das einmal an den Zahlen für die Gemein-
schaftsschulen festmachen. Der Schulkostenbeitrag
2010 betrug 1.148 €, der jetzige Ausgleich 2011 an
das Land beträgt 998 €. Ähnlich ist das Verhältnis
auch bei den anderen Schularten. Und der Vollkos-
tenausgleich ist bei der Schulfinanzierung einge-
führt worden, weil die vom Land ermittelten Schul-
kostenbeiträge für die Schulträger nicht annähernd
auskömmlich waren.

Man kann also davon ausgehen, dass die Gemein-
den mit der Finanzierung der Schülerinnen und
Schüler, die in Hamburg zur Schule gehen, geringer
belastet werden, als wenn diese Kinder hier in
Schleswig-Holstein zur Schule gehen könnten.

Meine Damen und Herren, ich finde auch, dass man
sich trotzdem darüber Gedanken machen muss, wie
sich ein vernünftiger Finanzausgleich zwischen
den Gemeinden und dem Land gestalten sollte.
Wenn ich aber die Aussagen des Kollegen Haber-
saat vom 20. Februar 2012 höre - Herr Habersaat
könnte vielleicht einmal zuhören; ich zitiere zwar
nicht direkt -, der im „Hamburger Abendblatt“
einen schülergenauen Kostenausgleich gefordert
hat, dann frage ich mich schon, Herr Habersaat, ob
Sie eigentlich wissen, was Sie damit den Gemein-
den vor Ort zumuten.
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Die Aufkündigung des Gastschulabkommens hatte
einen starken finanziellen Hintergrund von Ham-
burger Seite. Die Hansestadt Hamburg wollte da-
mals einen Ausgleich in Höhe von 30 Millionen €
haben. Wir haben jetzt einen zu zahlenden Aus-
gleich von 12,8 Millionen €. Sollten die Vorstellun-
gen von Ihnen, Herr Habersaat, umgesetzt werden,
dann müssten die Gemeinden mit erheblichen
Mehrkosten für die Schülerinnen und Schüler rech-
nen, die in Hamburg zur Schule gehen.

(Zuruf von der SPD: Haben Sie den ganzen
Artikel gelesen?)

- Ich habe den ganzen Artikel gelesen. Keine Sorge.

Das wird - das muss man noch einmal sagen - für
die Gemeinden erheblich teurer.

Dem Gesetzentwurf der Grünen können wir nicht
zustimmen. Meine Fraktion ist aber bereit, mit den
betroffenen Gemeinden über den Finanzausgleich
zwischen den Gemeinden und dem Land zu reden,
um zu einem Ausgleich zu kommen, der weder das
Land noch die Gemeinden vor Ort übermäßig bela-
stet.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion der SPD erteile ich Herrn Kollegen
Dr. Henning Höppner das Wort.

Dr. Henning Höppner [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Meine Damen und Herren! Frau
Kollegin Franzen, es geht nicht um solche komple-
xen Dinge, wie Sie sie hier dargestellt haben, son-
dern es geht um die Erhebung von Erstattungsbei-
trägen,

(Heike Franzen [CDU]: Ja!)

die das Land von den Gemeinden einzieht, aus de-
ren Gemeinde eine Schülerin oder ein Schüler nach
Hamburg geht und dort eine Schule besucht. Die
Gemeinden sind also, anders als Sie es eben darge-
stellt haben, in vollem Umfang durch die Erstat-
tungsbeiträge belastet.

(Heike Franzen [CDU]: Sind sie nicht!)

- Wieso nicht?

(Zuruf der Abgeordneten Heike Franzen
[CDU])

Weitere Erstattungen an das Land müssen diese Ge-
meinden nicht zahlen.

(Heike Franzen [CDU]: Stimmt!)

Der Gesetzentwurf von den Grünen, der uns vor-
liegt, beschäftigt sich mit der anderen Seite des
Themas, dass nämlich Schülerinnen und Schüler
aus Hamburg Schulen in Schleswig-Holstein besu-
chen und die Schulträger die Stadt Hamburg, nicht
wie eine Wohnsitzgemeinde in Schleswig-Holstein
behandeln können und somit folglich von der Stadt
Hamburg keinen Schulkostenbeitrag bekommen.

(Günther Hildebrand [FDP]: Darum geht es!)

- Darum geht es. Das ist die Rechtsgrundlage.

Wir wissen aufgrund der Informationen, die wir
von der Landesregierung haben, dass es insgesamt
327 Schülerinnen und Schüler sind, die das betrifft,
also eine überschaubare Größenordnung. Wenn
man die Schulkostenbeiträge - Frau Kollegin Fran-
zen hat sie genannt - der einzelnen Schularten zu-
sammenzählt, sind das 885 € für eine Regional-
schule - mal den untersten Wert genommen -, oder
wenn es die Kreise betrifft, sind das 6.469 € für
einen Schüler im Förderzentrum Schwerpunkt
„Geistige Entwicklung“. Das ist die Breite, die wir
haben. Insgesamt - wenn ich die Landesregierung
richtig verstanden habe, Herr Dr. Klug - geht es um
eine Summe von etwa 353.000 €, die sozusagen bei
den Schulträgern in Schleswig-Holstein für nicht
erbrachte Leistungen aufgelaufen sind, also keine
besondere Größenordnung.

Ich sehe bei dem Gesetzentwurf der Grünen - das
habe ich auch schon im Bildungsausschuss gesagt -
ein Problem. Das Problem liegt - wie Sie, Frau
Franzen, es auch beschrieben haben - darin, dass
wir Hamburg nicht wie eine Wohnsitzgemeinde in
Schleswig-Holstein behandeln können. Also kann
es nur zwischenstaatlich, also zwischen zwei Bun-
desländern, eine Vereinbarung geben, wie das zu
regeln ist. Meines Erachtens ist es ein Problem, in
einem schleswig-holsteinischen Gesetz eine Frage
des zwischenstaatlichen Finanzausgleichs zwischen
Hamburg und Schleswig-Holstein zu regeln. Ich
glaube, das können wir nicht in einem Gesetz re-
geln. Das ist eine Frage, die wir beantworten müs-
sen. Wir können nicht Verpflichtungen, die durch
Hamburger Einwohner entstanden sind, über ein
Gesetz bei uns in Schleswig-Holstein regeln. Ich
denke, das kann man nur für Regelungen innerhalb
des Landes selbst machen. Darüber müssen wir
nachdenken.

Wir müssen auch darüber nachdenken, wie und in
welcher Form wir das mit Hamburg vertraglich re-
geln, also nicht in unserem Schulgesetz, sondern in
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einer vertraglichen Vereinbarung mit der Hanse-
stadt Hamburg.

Ich erinnere mich - vielleicht kann der Minister das
nachher bestätigen -, dass wir eine ähnliche Situati-
on am Rande der Hansestadt Lübeck haben, näm-
lich immer dann, wenn Schülerinnen und Schüler
aus Gemeinden des Kreises Nordwestmecklen-
burg Schulen in Lübeck besuchen. Nach meiner
Erkenntnis gibt es dort eine vertragliche Vereinba-
rung des Schulträgers der Hansestadt Lübeck mit
dem Kreis Nordwestmecklenburg. So etwas Ähnli-
ches müsste man in der Tat auch mit Hamburg dis-
kutieren.

Ich sehe für meine Fraktion keine Möglichkeit, das
in diesem Gesetz zu regeln, sondern wir werden das
in einer zwischenstaatlichen Vereinbarung mit der
Stadt Hamburg regeln müssen. Ich denke, hierüber
sollte man in der nächsten Wahlperiode nachden-
ken, immer dann, wenn wir mit der Hansestadt
Hamburg neu verhandeln müssen.

Das ist der alleinige Grund, Frau Kollegin Strehlau,
weswegen wir gesagt haben, wir stimmen Ihrem
Gesetzentwurf nicht zu. Wir finden die Begründung
richtig, sie ist nachvollziehbar, aber wir brauchen
eine andere Lösung für dieses Paket, das wir dort
entwickeln wollen. Das ist der Grund, weswegen
wir uns in der Abstimmung gleich enthalten wer-
den.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion der FDP hat Herr Abgeordneter
Günther Hildebrand das Wort.

Günther Hildebrand [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir sprechen jetzt in zweiter Lesung über ein Ge-
setz, über dessen inhaltlichen Regelungsgehalt es
vielleicht gar keine Differenzen gibt, sondern nur
über den Verfahrensgang.

Bereits in der ersten Lesung wurde von uns inhalt-
lich klargestellt, dass die Benachteiligung für die
betroffenen Gemeinden offensichtlich ist und korri-
giert werden muss. Ich will auch noch einmal her-
vorheben, dass für alle Fraktionen die Einführung
der Erstattungspflicht für die Kommunen unter
Gleichbehandlungs- und Finanzierungsaspekten un-
strittig ist und war. Da es hierzu einige Verwirrung
in der Presse gab, will ich noch einmal klarstellen,
welche Schritte zu erfolgen haben, um das ge-
wünschte Ergebnis zu erzielen. Einerseits muss der

Landesgesetzgeber, also der Schleswig-Holsteini-
sche Landtag, eine entsprechende Schulgesetzän-
derung herbeiführen, damit die Verwaltung auf der
Grundlage dieses Gesetzes handeln kann. Anderer-
seits - und das ist auch elementar - muss der Haus-
haltsgesetzgeber, also wiederum der Schleswig-
Holsteinische Landtag, Haushaltsmittel in Höhe
von ungefähr 350.000 bis 400.000 € bereitstellen,
damit eine entsprechende Deckung für die eben von
mir erwähnten Schulgesetzänderungen im Landes-
haushalt besteht.

Beide Aspekte sind notwendig, und auch beide
Aspekte sind durch den Landtag, also durch uns, zu
veranlassen und nicht etwa durch das Bildungs-
ministerium. Aus unserer Sicht muss beides Hand
in Hand gehen.

Einen Nachtragshaushalt in dieser Legislaturperi-
ode aufzustellen, hat wirklich keinen Sinn; entspre-
chend wird von der Koalition also kein Nachtrags-
haushalt vorgelegt.

(Beifall bei der FDP)

Deswegen hält es die Koalition für am zielführend-
sten, diese Frage im Laufe der nächsten Haushalts-
aufstellung, die ja nicht mehr in weiter Ferne liegt,
anzugehen, -

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie - -

Günther Hildebrand [FDP]:

Moment bitte, lassen Sie mich eben noch den Satz
zu Ende bringen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Okay.

Günther Hildebrand [FDP]:

die notwendige Schulgesetzänderung durch das
Haushalsbegleitgesetz vorzunehmen und im glei-
chen Zug die Mittel durch das Haushaltsgesetz zu
veranschlagen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Ich hatte Ihr Komma als einen Punkt gedeutet.

Günther Hildebrand [FDP]:

Dazu kann es leicht kommen, ja.
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Gestatten Sie nun eine Zwischenfrage der Kollegin
Heinold?

Günther Hildebrand [FDP]:

Ja, bitte.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Kollege, meine Frage ist eine
Verständnisfrage. Warum bräuchten wir
einen Nachtragshaushalt, wenn es um eine
Regelung geht, so unser Gesetzentwurf, die
zum 1. Januar 2013 in Kraft treten soll?

- Es ist ja vorgesehen gewesen, dass im ersten Ver-
fahren zumindest das - -

- Das haben wir aber geändert.

Andersherum: Der Einschub, dass das erst zum
1. Januar 2013 vorgenommen werden sollte, ist ja
nachträglich aufgenommen oder als Änderungsvor-
schlag eingeführt worden. Nichtsdestotrotz können
die Mittel dafür doch dann im Haushalt für das Jahr
2013/2014 zur Verfügung gestellt werden.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Gestatten Sie eine Zusatzfrage?

Günther Hildebrand [FDP]:

Ja.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Bitte, Frau Heinold.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Stimmen Sie mir zu, dass der von uns
vorgelegte Gesetzentwurf in der geänderten
Fassung keinen Nachtragshaushalt braucht,
weil er erst zum nächsten Doppelhaushalt in
Kraft tritt?

Günther Hildebrand [FDP]:

Jetzt habe ich das erst richtig verstanden. Es ist ja
so: Der Gesetzentwurf muss geändert werden - das
ist das eine -, und gleichzeitig müssen dafür im
Haushalt die Mittel zur Verfügung gestellt werden,
die letztlich durch diesen Gesetzentwurf verursacht
werden. Insoweit bin ich der Meinung, da der neu-
gewählte Landtag nach dem 6. Mai 2012 natürlich
beides macht - er stellt unter anderem den Haus-
haltsplan auf -, kann er meines Erachtens dazu, wie
ich eben ausgeführt habe, in einem Haushaltsbe-

gleitgesetz auch gleich die Gesetzesänderung vor-
nehmen. Das ist für mich eine gewisse Logik.

(Beifall bei der FDP)

Meines Erachtens ist es auch aus demokratischen
Gesichtspunkten geboten, dass da der neue Landtag
die Mittelbereitstellung zu verantworten hat

(Lachen bei der SPD)

und bei der aktuellen Finanzlage Umschichtungen
aus anderen Bereichen vornehmen wird.

Meine Damen und Herren, als Bürgermeister einer
Hamburger Randgemeinde will ich einen Punkt
ganz deutlich hervorheben. Diese Gemeinden, die
davon betroffen sind, haben jahrelang von der alten
Regelung teilweise erheblich profitiert, nebenbei
auch meine Gemeinde, da sie eben nicht für die
Schülerinnen und Schüler, die auf Hamburger öf-
fentliche Schulen gegangen sind, Schulkostenbei-
träge bezahlen mussten, sondern nur für Schüler an
Hamburger Ersatzschulen. Dieser Fakt gehört aus
meiner Sicht zu einer ehrlichen Auseinandersetzung
mit dem Thema dazu. Bis einschließlich 2011 ha-
ben also alle die Gemeinden im Hamburger Raum
keine Schulkostenbeiträge für ihre Kinder und Ju-
gendlichen tragen müssen, da dies durch die Aus-
gleichszahlung des Landes damals in Höhe von
8,5 Millionen € an Hamburg abgegolten wurde und
vom Land keine Beiträge von den Wohnsitzge-
meinden gefordert wurden. Diese Schulkostenbei-
träge wurden solidarisch durch das ganze Land ge-
tragen. Das muss man hier ja auch ehrlicherweise
zugeben.

Ich kann für meine Gemeinde sagen: Wir sollen
jetzt für ein Jahr für etwa 25 Kinder gut 25.000 €
zahlen. Deshalb kann ich ja wohl voraussetzen,
dass wir in den letzten zehn Jahren jährlich prak-
tisch 25.000 € - ich sage das jetzt mal grob - gespart
haben. Aus diesem Grund bin ich der Meinung, ist
es diesen Gemeinden zumutbar, tatsächlich für ein
Jahr einmal keine Kostenerstattung zu bekommen
für Kinder, die aus Hamburg auf schleswig-holstei-
nische Schulen gehen.

(Beifall bei der FDP)

Die jetzige Regelung ist also zwar unglücklich,
vielleicht auch ungerecht und trifft einige Gemein-
den härter als andere. Aber da alle Fraktionen in
diesem Haus bereits ihre Absicht erklärt haben,
spätestens im Rahmen der nächsten Haushaltsauf-
stellung eine entsprechende Änderung des Schul-
gesetzes ab 2013 herbeizuführen, ist dies für dieses
Jahr meines Erachtens vertretbar. Das sagte ich be-
reits.
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(Beifall bei der FDP)

Dies ist zumutbar, da aufgrund der jahrelang genos-
senen Vorteile eine stärke Belastung für ein Jahr
möglich scheint.

Aus diesen und den dargestellten Verfahrensgrün-
den - das hebe ich hier abschließend deutlich hervor
- halten wir an der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses fest und lehnen den Gesetzentwurf ab.

Ich möchte gern noch ganz kurz einen weiteren
Aspekt heranziehen. Es gibt im Hamburger Umland
leider sehr viele - ich sage das jetzt in Anführungs-
strichen - zerstrittene oder getrennt lebende Famili-
en, weil viele Kinder aus schleswig-holsteinischen
Gemeinden in Hamburg eingeschult werden sollen,
dort aber als erster Wohnsitz Hamburg gefordert
wird. Also haben viele Eltern zumindest ein Eltern-
teil dann auch in Hamburg angemeldet, um sicher-
zustellen, dass ihre Kinder dort eingeschult werden
und zur Schule gehen können. Ich glaube, auch die-
ser Aspekt führt letztlich zu einem finanziellen
Vorteil der Gemeinden, aus denen diese Eltern
kommen. Deshalb ist es gerechtfertigt, dass diese
Hamburger Umlandgemeinden für eine kurze Zeit
mal keinen Ersatz für die Kinder bekommen, die
aus Hamburg in ihren Gemeinden zur Schule ge-
hen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich das Wort
der Frau Kollegin Ines Strehlau.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Herr Hildebrand, gerade das wollen wir
nicht. Wir wollen in der Metropolregion nicht eine
Ummelderei, die etwas vortäuscht, was nicht da ist.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist völlig antiquiert und nicht den Lebensum-
ständen der Menschen angepasst. Deshalb brauchen
wir eine gemeinsame Schulplanung mit Hamburg.
Das ist unser Ziel.

Das Gastschulabkommen wurde schlecht verhan-
delt. Es ist nicht fair, nur billig. Die daraus entste-
henden Belastungen für die Familien, Schülerinnen
und Schüler sowie für die Kommunen sind dem
Bildungsminister völlig egal. Das wurde schon

während der irre langen Verhandlungszeit mehr als
deutlich.

Die Unausgewogenheit des Gastschulabkommens
rächt sich jetzt mit Macht. Die betroffenen Kom-
munen müssen seit dem vergangenen Jahr teilweise
deutlich höhere Schulkostenbeiträge an das Land
zahlen, bekommen aber für die Hamburger Schüle-
rinnen und Schüler an ihren Schulen keinen Cent.

24 betroffene Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter machen den Fraktionsvorsitzenden in einem
Brief jetzt klar, dass sich die Erstattungsregelung in
§ 113 des Schulgesetzes als unzureichend und un-
gerecht erweist. Recht haben sie.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Interessanterweise hat diesen Brief auch der Eller-
beker Bürgermeister Günther Hildebrand unter-
schrieben.

(Lachen bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich gehe deshalb davon aus, dass Sie unserem Ge-
setzentwurf heute zustimmen werden, lieber Herr
Hildebrand.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist nicht einzusehen, dass nach dem neuen
Schulgesetz die schleswig-holsteinischen Kommu-
nen Schulkostenbeiträge für ihre Schülerinnen und
Schüler an das Land zahlen, die private und öffent-
liche Schulen in Hamburg besuchen, sie aber im
Gegenzug vom Land Schleswig-Holstein keinen
Ausgleich für die Hamburger Schülerinnen und
Schüler an ihren Schulen bekommen. Diese Rege-
lung ist nicht gerecht und nicht nachvollziehbar.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die fehlenden Einnahmen reißen zum Teil große
Löcher in die Haushalte. Ein paar Beispiele: Rein-
bek 20.000 €, Norderstedt 43.000 €, Wedel
10.000 €, Pinneberg 14.000 €, Halstenbek 40.000 €,
Schenefeld 39.000 € und Rellingen 15.000 €.

Das Gastschulabkommen und die Schulgesetzän-
derung ohne Beteiligung der kommunalen Landes-
verbände durchzubringen, war ein schwerer Fehler.
Das Land darf seinen Haushalt nicht auf Kosten der
Kommunen sanieren.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Sie
wollten doch noch mehr hinterherwerfen! -
Peter Lehnert [CDU]: 30 Millionen €!)

Herr Minister Klug, Sie hatten in der Plenardebatte
beim Einbringen unseres Antrags gesagt:
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„Ohne eine solche Erstattungspflicht gäbe es
für die Gemeinden im Hamburger Umland
einen erheblichen Anreiz, möglichst viele
Schüler an Hamburger Schulen zu entsenden,
da sich die Kommunen auf diese Weise er-
hebliche Aufwendungen für Schulträgeraus-
gaben ersparen könnten, was naturgemäß an-
dere Kommunen in Schleswig-Holstein, die
weiter nördlich liegen, nicht können.“

(Heike Franzen [CDU]: Das ist doch auch
so!)

Diese Argumentation macht mich fassungslos. Sie
zeigt, dass Sie keine Ahnung über das Zusammen-
leben im Süden Schleswig-Holsteins haben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es sind doch nicht die Kommunen, die ihre Schüle-
rinnen und Schüler wegschicken. Es sind die Fami-
lien und Schülerinnen und Schüler selbst, die sich
die für sie beste Schule aussuchen. Und zur Wahr-
heit gehört auch, dass das Land enorm spart, weil es
für die Schülerinnen und Schüler in Hamburg keine
Lehrerstellen vorhalten muss. Herr Minister Klug,
Ihre Argumentation ist also scheinheilig.

Wir müssen für mehr Fairness im Gastschulabkom-
men sorgen, solange wir noch keine gemeinsame
Schulplanung mit Hamburg haben. Das erreichen
wir mit unserem Antrag. Wer die Presse der ver-
gangenen Tage verfolgt hat, der weiß, dass ihn auch
einige CDU-Abgeordnete der Kommunen aus dem
Hamburger Rand unterstützen. Gut so, lieber Herr
Koch und lieber Herr Wengler!

Aber wie passt Ihr Abstimmungsverhalten im Fi-
nanz- und im Bildungsausschuss mit Ihren Presse-
äußerungen zusammen? Warum stimmen Sie im Fi-
nanz- und im Bildungsausschuss dagegen, sprechen
sich in der Presse aber für eine Regelung aus?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Reden Sie in Ihrer Fraktion nicht miteinander?
Schweben die Facharbeitskreise im luftleeren
Raum?

Wenn Sie Ihre Unterstützung ernst meinen, dann
besinnen Sie sich eines Besseren und stimmen jetzt
unserem Gesetzentwurf zu. Wir haben unseren An-
trag schriftlich ergänzt. Die Gesetzesänderung soll
nun am 1. Januar 2013 in Kraft treten. Das ist für
uns ein Kompromiss. Uns wäre es lieber, schon für
dieses Jahr einen fairen Ausgleich zu schaffen.
Aber immerhin erreichen wir mit unserem Antrag
einen fairen Lastenausgleich für unsere Kommu-
nen ab 2013.

Springen Sie über Ihren Schatten und stimmen Sie
unserem Antrag zu!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin gespannt, was Bildungsminister Klug gleich
sagt. Sie sagen, Sie wollen mit den Kommunen in
Verhandlungen treten, um einen Ausgleich zu
schaffen, stimmen aber unserem Antrag nicht zu.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Fraktion DIE LINKE hat der Herr
Abgeordnete Ulrich Schippels.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

(Zuruf)

- Der Tag ist aber nicht so schön, dass CDU und
FDP jetzt dem Gesetzentwurf von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN zustimmen würden. Leider! Das
wäre sozusagen das i-Tüpfelchen. Ich fürchte aber,
das wird nicht funktionieren.

Herr Hildebrand, ich fand Ihre Argumentation be-
sonders interessant. Sie drücken hier in letzter Se-
kunde im Februar, März und April noch diverse
Gesetzentwürfe durch. Bei diesem aber sagen Sie,
dass Sie dem neuen Landtag nicht vorgreifen woll-
ten. Ich finde das ein bisschen albern.

Hier kommt auch noch die bekannte Konsensorien-
tierung von der grünen Seite, die sagt: Wir machen
es erst ab 1. Januar 2013. Und Sie sagen immer
noch Nein. Das finde ich schon sehr erklärungsbe-
dürftig.

Die ganze Debatte zeigt doch, dass dieses Gast-
schulabkommen von vorne bis hinten Murks war.
Ich erinnere daran, dass man bis zur letzten Minute
gewartet hat, ein neues Abkommen mit Hamburg
auf den Weg zu bringen, um die grenzüberschrei-
tenden Beschulung auch in Zukunft zu sichern.

Hinzu kommt, dass die Landesregierung im Allein-
gang Mehrkosten für die Kommunen produziert
hat, über die wir hier jetzt reden, das einfach durch-
gepeitscht wurde, ohne die Betroffenen vernünftig
einzubeziehen.

Herr Klug, es war damals eine nette Idee, im Rah-
men des Haushaltsbegleitgesetzes § 113 Schulge-
setz zu ändern. Unter dem Motto: „Gleichbehand-
lung aller Kommunen“ versucht man, die Städte
und Kommunen gesetzlich zum finanziellen Aus-
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gleich zu verpflichten - das ist ja gut so -, wenn ein
Kind nicht in der Herkunftsgemeinde zur Schule
geht. Genau bei dieser Regelung soll nun eine Aus-
nahme für Kommunen gemacht werden, die Schü-
lerinnen und Schüler aus Hamburg aufnehmen.
Beim besten Willen - die Logik dahinter erschließt
sich mir nicht. Es hätte eigentlich auch gar nicht so
weit kommen dürfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Klug, ich kann Ihnen nur empfehlen: Machen
Sie Ihre Arbeit zur Abwechslung wenigstens ein-
mal gründlich und korrigieren Sie die Fehler, die
Sie zu verantworten haben.

Herr Zirkmann begründete in der Bildungsaus-
schusssitzung das jetzige Verfahren damit, dass
dem Ministerium die Rechtsgrundlage fehle, um
den Hamburger Umlandgemeinden einen Aus-
gleich für die Beschulung Hamburger Schülerin-
nen und Schülern zu zahlen. Immerhin - so weit
scheinen wir uns hoffentlich einig zu sein -, ist eine
Ausgleichszahlung gerechtfertigt. Es gibt inzwi-
schen auch CDU- oder FDP-Abgeordnete - wie
man in Presseberichten der vergangenen Woche le-
sen konnte -, die dem aufgeschlossen gegenüberste-
hen, aber nicht so aufgeschlossen, um den Worten
heute Taten folgen zu lassen. Leider!

Nun müssen wir uns nur noch darauf einigen, ob
wir das noch vor 2013 hinkriegen. Aber leider - lei-
der für die betroffenen Kommunen - wird es offen-
sichtlich nicht passieren.

Die Frage, ob dem Land eine Klage wegen des Ver-
stoßes gegen das Konnexitätsprinzip droht, ver-
mag ich nicht zu beantworten. Das scheint der Lan-
desregierung - wie immer - auch nicht relevant zu
sein. Das hat die Landesregierung ja auch schon bei
der Streichung der Zuschüsse für die Beförderung
von Schülerinnen und Schülern nicht interessiert. In
diesem Kontext sage ich: Mich wundert schon, wie
lange wir auf das Konnexitätsausführungsgesetz
warten mussten. Jetzt befindet es sich zum Glück
im Verfahren, allerdings finden wir es auch nicht
schön.

Ich kann auch verstehen, dass sich die Landesregie-
rung schwertut, die bestehenden Mängel zu behe-
ben. Denn für die Landesregierung sind Bildungs-
ausgaben - jedenfalls jenseits der Wahlkampfrheto-
rik - in erster Linie Kosten, und Kosten sind zu mi-
nimieren. Das ist Ihre Maxime. Deshalb verstehe
ich Sie gut.

Herr Minister Wiegard, ich freue mich, dass Sie mir
zuhören, und danke Ihnen dafür.

Die Landesregierung sieht in der grenzüberschrei-
tenden Beschulung vor allem eine Kürzungsmaß-
nahme, auch wenn es da nur um 360.000 € geht.
Für die Kommunen aber sind 360.000 € kein Pap-
penstiel. Auf Kosten der Kommunen zu kürzen,
geht in unseren Augen gar nicht. Da machen wir
nicht mit.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich appelliere an die hoffentlich noch vorhandene
Restvernunft der regierungstragenden Fraktionen.
Es wird uns aber nicht viel helfen, daran zu appel-
lieren. Warten Sie nicht, bis die nächste Regierung
vielleicht oder vielleicht auch nicht - wer weiß das
schon? - tätig wird. Wie gesagt, wir hätten gern ei-
ne Änderung der Regelung zugunsten der Kommu-
nen, die sofort greift. Sie würden sich keinen
Zacken aus der Krone brechen, wenn Sie den Ge-
setzentwurf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN un-
terstützten. Sie müssen das sowieso nicht mehr be-
zahlen; das macht dann die nächste Regierung.

(Beifall bei der LINKEN und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion des SSW hat die Frau Abgeordnete
Anke Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Bei der Debatte im Landtag im November letzten
Jahres sagte der Kollege Sönnichsen zu, dass die
Regierungsfraktionen gern einer Neuregelung zu-
stimmten, wenn sie sich in der Ausschussarbeit er-
gebe. Laut Protokoll bot er eine Berücksichtigung
der Mehrkosten, die den Kommunen entstehen, im
kommenden Doppelhaushalt an. Das wäre eine
faire Lösung, damit die Kommunen nicht auf den
Kosten für die 330 Schülerinnen und Schüler aus
Hamburg sitzenbleiben.

Tatsächlich haben wir lange im Ausschuss gerun-
gen. Doch die Regierungsfraktionen haben letztlich
nichts geliefert, obwohl einzelne Abgeordnete im
persönlichen Gespräch durchaus Verständnis für
die Benachteiligung der Kommunen aus dem Ham-
burger Rand gezeigt haben.

Der Sachverhalt könnte klarer nicht sein. Trotzdem
lehnen die Regierungsfraktionen eine Lösung ab.
Bereits im Ausschuss hatte der Bildungsminister
gemeint, dass er das Geld nicht aufbringen könne -
und damit basta. Tatsache ist, dass auch die Kom-
munen Probleme haben, das Geld aufzutreiben. Ich
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möchte nicht erleben, dass wir die bisherige Praxis,
Hamburger Schülerinnen und Schüler in Schleswig-
Holstein zu beschulen, aufgeben, weil es sich die
Kommunen einfach nicht mehr leisten können.
Dann sind wir nämlich genau da, wo wir nie hin-
wollten, in der schlechtesten aller Welten, in der El-
tern und Kinder die Verhandlungsfehler der schles-
wig-holsteinischen Landesregierung ausbaden.

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei der
SPD)

Um noch einen Schritt weiterzugehen: Ich sehe
auch schwarz für die Neuverhandlung des Gast-
schulabkommens, die 2015 ansteht. Die Kommu-
nen befürchten - meines Erachtens völlig zu
Recht -, dass beim nächsten Gastschulabkommen
mit Hamburg ihre Kostenbelastungen weiter steigen
werden. Die Kommunen sitzen nicht mit am Ver-
handlungstisch, können also gar nicht mitverhan-
deln, dürften aber die misslichen Ergebnisse an-
schließend ausbaden. Somit ist das Gastschulab-
kommen ein weiteres Beispiel für die Politik der
Landesregierung, die die Kommunen nicht gerade
als Partner behandelt, sondern ihnen als unbeteilig-
ten Dritten Kosten aufbürdet.

Laut § 113 des Schulgesetzes sind die schleswig-
holsteinischen Schulträger aber verpflichtet, Schul-
kostenbeiträge für die Schülerinnen und Schüler
an das Land zu entrichten, die in Hamburg zur
Schule gehen - ganz egal, ob es sich dabei um eine
Ersatzschule oder eine öffentliche Schule handelt.
Was die LAG der kommunalen Landesverbände
davon hält, konnten wir schon in einer Stellungnah-
me vom Dezember 2010 lesen:

„Die Landesregierung als Verhandlungsfüh-
rer hat es versäumt, die Kommunen rechtzei-
tig in das Verfahren einzubinden. Sollte in
§ 113 eine derartige Ermächtigungsgrundlage
geschaffen werden, handelt es sich insoweit
um einen unzulässigen Vertrag zulasten Drit-
ter, der gegen die Grundsätze der Beteili-
gungsvereinbarung zwischen Landesregie-
rung und kommunalen Spitzenverbänden
verstößt.“

Die andere Seite dieser Medaille findet sich vor
diesem Hintergrund in der genannten Tatsache,
dass unsere Schulträger keinen Erstattungsanspruch
gegen das Land für jede Schülerin und jeden Schü-
ler hat, die bei uns in Schleswig-Holstein zur
Schule gehen, wobei sich natürlich die Frage stellt,
wieso das Land diese Forderung nicht gleich mit in
die Verhandlung mit Hamburg zum Gastschulab-
kommen genommen hat. Das ändert aber alles

nichts daran, dass es nicht in Ordnung ist, Schul-
träger aus dem Hamburger Rand mit den Kosten
für die Schülerinnen und Schüler aus dem Nachbar-
land einfach im Regen stehen zu lassen.

(Beifall beim SSW und des Abgeordneten
Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Es geht um die Lebenswirklichkeit rund um Ham-
burg. Im Hamburger Umland ist es nun einmal
gang und gäbe, in einem Bundesland zu wohnen
und in einem anderen zu arbeiten, und darum auch
völlig natürlich, in dem einen zu wohnen und beim
Nachbarn zur Schule zu gehen. Die Eltern haben
gezeigt, was sie von bürokratischen, einengenden
Verfahren halten, nämlich überhaupt gar nichts.
Das Problem besteht nicht darin, dass Kinder zum
Schulbesuch nicht die Landesgrenzen übertreten
dürfen, sondern darin, dass die schleswig-holsteini-
schen Kommunen im Hamburger Umland dop-
pelt bezahlen müssen: für die Hamburger, die ihre
Schulen besuchen, und für die eigenen Schüler, die
nach Hamburg fahren. Vor diesem Hintergrund ist
es wichtig, diese missliche Situation zu ändern. Der
SSW wird dem vorliegenden Gesetzentwurf zu-
stimmen.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für einen Dreiminutenbeitrag erteile ich Herrn Kol-
legen Dr. Henning Höppner das Wort.

Dr. Henning Höppner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich wollte einige kleine Anmerkungen machen. Im
Grunde könnte man das Ganze über ein ganz einfa-
ches Verwaltungsverfahren lösen. Das erzähle ich
gleich.

Wir haben in der Tat aber das Problem nicht nur in
Hamburg. Ich habe das vorhin angedeutet. Es gibt
auch viele Schülerinnen und Schüler, die aus Meck-
lenburg in der Hansestadt Lübeck zur Schule ge-
hen, und auch aus Niedersachsen viele Schülerin-
nen und Schüler, die die Elbe überqueren. Wir
müssten dann schon nicht nur für Hamburg, son-
dern für andere Bundesländer insgesamt eine Rege-
lung finden.

Manchmal ist etwas problematisch, wenn andere
Bundesländer Schülerinnen und Schüler in Heime
in Schleswig-Holstein schicken und diese Heime
in Schleswig-Holstein Förderzentren mit unter-
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schiedlichen Schwerpunkten unterhalten müssen.
Hier ist die Frage, ob man das auch gleich löst. Das
andere Problem, das auftritt, ist: Wenn Schülerin-
nen und Schüler aus Schleswig-Holstein eine
Schulform wie die Stadtteilschule in Hamburg be-
suchen, stellt sich die Frage, was wir zur Erstattung
heranziehen. Haben wir für die Schulform Stadt-
teilschule eine Verrechnungsgröße, stufen wir sie
ein wie eine Gemeinschaftsschule oder wie ein
Gymnasium? Wir müssen das lösen.

Das wird ein bisschen komplizierter, wenn wir das
mit Mecklenburg-Vorpommern regeln müssen.
Dort haben die Gymnasien keine Orientierungsstu-
fe, sondern die Klassen 5 und 6 werden grundsätz-
lich an regionalen Schulen - so heißen sie da - be-
schult. Es gibt dann, wenn man das über eine Ge-
setzesregelung perfekt machen will, eine ganze
Menge Regelungsbedarf, auch um es im Land
gleich zu handhaben und sich nicht nur auf Ham-
burg und Schleswig-Holstein zu konzentrieren.

Man könnte sich natürlich ein ganz einfaches Ver-
fahren überlegen. Ich nehme als Beispiel einmal El-
lerbek. Herr Bürgermeister, Sie schicken aus Ihrer
Gemeinde 25 Schülerinnen und Schüler nach Ham-
burg, sind aber an einer Schulträgerschaft in
Schleswig-Holstein beteiligt und haben fünf Schü-
lerinnen und Schüler aus Hamburg, die Ihre Schule
besuchen.

(Günther Hildebrand [FDP]: So ist es!)

Da könnte man natürlich sagen: Theoretisch ziehen
wir von den 25, die nach Hamburg gehen, fünf ab,
die wir aus Hamburg bekommen. Dann hätten wir
eine bereinigte Form, die ausschließlich innerhalb
des Landes lösbar ist. Wir hätten dann keine zwi-
schenstaatliche Vereinbarung zu treffen.

Wir müssen uns in diesem Zusammenhang noch
überlegen, wie wir das bei ein paar Dingen hinbe-
kommen. Ich denke, das Problem, auf das Sie im
Hinblick auf den nächsten Haushalt hingewiesen
haben, sollten wir in Angriff nehmen. Ich würde
empfehlen, da wir immer zum Schuljahreswechsel
einschulen, eine solche gesetzliche Regelung -
wenn wir denn dazu kommen sollten - nicht zum
1. Januar beginnen zu lassen, sondern mit dem
Schuljahr. Dann können wir es - wie wir es aus der
Verwaltung kennen -, mit fünf bis sieben Zwölfteln
abrechnen.

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten
Anke Spoorendonk [SSW])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Nun hat Frau Kollegin Heike Franzen von der
CDU-Fraktion das Wort.

Heike Franzen [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Gastschulabkommen als einen Fehler zu be-
zeichnen, ist schon dreist. Wir müssen uns noch
einmal die Gegebenheiten angucken. Es ist 2009
von Hamburger Seite von der grünen Senatorin dort
mit dem Anspruch aufgekündigt worden, 30 Millio-
nen € als Finanzausgleich aus Schleswig-Holstein
zu bekommen - stark unterstützt von den Grünen
hier im Parlament, die einen entsprechenden Antrag
gestellt haben, diesen Forderungen ihrer Kollegin
aus Hamburg nachzugeben.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP - Zuruf von der FDP: Hört, hört!)

Es kam erst dann zu einem Gastschulabkommen,
als sich die Regierung in Hamburg aufgelöst hat,
das Ministerium von einem CDU-Minister über-
nommen worden ist - von Herrn Wersich - und man
sich an der Stelle endlich auf Zahlungen hat einigen
können, und zwar nicht auf 30 Millionen € zulasten
dieses Landes. Im Übrigen wäre das auch, wenn es
dazu gekommen wäre, zulasten der Kommunen im
Umland um Hamburg herum gegangen. Es wäre ei-
ne deutlich teurere Kiste für diese Kommunen ge-
worden.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Insofern muss man an der Stelle sagen, dass das
Gastschulabkommen, das dort geschlossen worden
ist, ein Erfolg für dieses Land und auch für die
Kommunen ist.

(Beifall bei CDU und FDP)

Meine Damen und Herren, wenn Sie darauf abhe-
ben, dass die Zahlen jetzt im Haushalt für die Kom-
munen als Fehlzahlen zu Buche schlagen, muss
man ganz deutlich sagen, dass das erst einmal vir-
tuelle Zahlen sind, weil es so ist, dass die Kommu-
nen im Augenblick gar keine Zahlungen von Schul-
kostenbeiträgen geleistet haben.

Ich will gern darauf hinweisen: Wir reden von
327 Schülerinnen und Schülern, die aus Hamburg
in Schleswig-Holstein zur Schule gehen, wir haben
aber rund 1.600 Schülerinnen und Schüler, die aus
Schleswig-Holstein in Hamburg zur Schule gehen.
Wenn wir das so machen, wie Sie das damals vor-
geschlagen haben und wie es von Herrn Habersaat
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immer noch vorgeschlagen wird, heißt das natür-
lich, dass ich so viele Hamburger Schülerinnen und
Schüler gegen schleswig-holsteinische Schülerin-
nen und Schüler gegenrechnen kann - es wird eine
teure Tasse Tee.

Ich will darauf hinweisen, dass die Ausgleichszah-
lungen der Gemeinden nach wie vor unter denen
liegen, die eine Gemeinde in Schleswig-Holstein zu
tragen hat, wenn sie ihre Schülerinnen und Schüler
bei einem anderen Schulträger zur Schule schickt.
Auch da gibt es eine gewisse Ersparnis, weil es kei-
nen Vollkostenausgleich gibt.

Ich habe in meiner Rede 2010 darauf hingewiesen,
dass die Schulkostenbeiträge, die 2010 in Schles-
wig-Holstein gezahlt worden sind, höher waren als
die Ausgleichszahlungen, die im Augenblick die
Gemeinden an das Land leisten.

(Wortmeldung der Abgeordneten Ines Strehl-
au [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin - -

Heike Franzen [CDU]:

Das muss man alles zusammenfassen. Dann muss
man gucken, ob es wirklich diese Benachteiligung
gibt. Wenn es so ist, stehe ich nach wie vor dafür
ein, dass wir mit den Gemeinden reden müssen, wie
wir zu einer anderen Lösung kommen. Das heißt
aber nicht, dass ich das an der Stelle gesetzlich fest-
schreiben möchte.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, Sie lassen keine Zwischenfrage zu,
okay.

Ich habe eine weitere Meldung für einen Dreiminu-
tenbeitrag vom Kollegen Habersaat von der SPD-
Fraktion. Er hat jetzt das Wort.

Martin Habersaat [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Weil
mehrfach angesprochen worden ist, was für wun-
dersame Vorschläge ich in den Raum gestellt habe,
ein einfaches Rechenbeispiel: Wenn aus Schleswig-
Holstein 100 Schülerinnen und Schüler in Hamburg
zur Schule gehen und gleichzeitig aus Hamburg
100 Schülerinnen und Schüler eine Schule in
Schleswig-Holstein besuchen, wäre es aus meiner
Sicht eine faire Regelung, wenn man sagen würde:

Wir sind quitt, es müssen keine Ausgleichszahlun-
gen gezahlt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Von dieser Grundüberlegung ausgehend habe ich
einen Vorschlag entwickelt, der natürlich berück-
sichtigt, dass die Finanzierung von Schule in
Hamburg anders funktioniert als in Schleswig-Hol-
stein. Da liegen Schulträger- und Lehrerfinanzie-
rung in einer Hand, in Schleswig-Holstein haben
wir das Land als Ebene, die die Lehrerinnen und
Lehrer stellt, und die Kommunen, die als Schulträ-
ger tätig sind. Deswegen wird man natürlich eine
Lösung finden müssen, wo das geteilt wird. Es be-
streitet im Hamburger Rand niemand, dass es fair
ist, dass sich die Kommunen daran beteiligen.

Wenn wir jetzt darüber nachdenken, eine gemein-
same Schulentwicklungsplanung mit Hamburg im
Hamburger Rand hinzubekommen, und es, wenn
die Schülerinnen und Schüler oder Eltern die Wahl
haben, durchaus denkbar ist, dass der Grenzverkehr
in beide Richtungen stattfindet, vielleicht sogar
noch stärker, als es heute schon der Fall ist, dann ist
es doch nur eine natürliche Folge, im Auge zu ha-
ben, wie die einzelnen Schülerinnen- und Schüler-
ströme sind, ob ich dann bei einer 100-100-Rege-
lung bin oder woanders.

(Unruhe)

Ich hoffe, dass wir dahin kommen, weil ich mir da-
von gleichzeitig erhoffe, dass unsere Schulen mit
den Hamburger Schulen in einen Wettbewerb tre-
ten, was pädagogische Konzepte angeht, was
Qualität von Unterricht angeht, und dass wir dar-
über sogar die Qualität der Schulen im Hamburger
Rand nachhaltig stärken.

Im Übrigen habe ich niemanden gehört, der diesen
Vorschlag in irgendeiner Form für unfair hält. Des-
wegen verwahre ich mich dagegen, dass er hier als
lebensfremd dargestellt wird.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Landesregierung erteile ich nun dem Minis-
ter Dr. Ekkehard Klug das Wort.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wer
in einer Gemeinde oder Stadt am Hamburger Rand
lebt, nimmt die Landesgrenze zwischen Schleswig-
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Holstein und Hamburg kaum noch wahr. Viele un-
serer Bürgerinnen und Bürger überqueren sie täg-
lich mehrfach, meistens auf dem Arbeitsweg. Man
fährt darüber hinaus zum Einkaufen nach Hamburg,
nutzt das dortige Kulturleben - braucht also kein ei-
genes Landestheater, Frau Kollegin Spoorendonk -,
fiebert mit dem HSV oder St. Pauli und informiert
sich aus der Hamburger Presse.

(Anhaltende Unruhe)

Vor diesem Hintergrund ist es verständlich, dass
sich viele Eltern wünschen, diese Grenze auch beim
Schulbesuch der Kinder nicht mehr zu spüren. Hier
geht es jedoch um eine staatliche Leistung, die
entweder von den schleswig-holsteinischen oder
den Hamburger Steuerzahlern getragen wird. Wer
seine Steuern in dem einen Bundesland bezahlt und
seine Kinder in dem anderen zur Schule schickt, der
sorgt für ein Ungleichgewicht, das wir mit dem
Gastschulabkommen wieder ausgleichen müssen.

(Anhaltende Unruhe)

Daher ist es die Grundintention des Gastschulab-
kommens mit Hamburg, dass der Schulbesuch vor-
rangig zunächst im eigenen Bundesland erfolgen
soll, und es werden Ausnahmeregelungen von die-
sem Tatbestand festgeschrieben.

Nach dem, was Frau Strehlau vorhin gesagt hat,
möchte ich daran erinnern, dass die Hamburger Sei-
te, die damalige grüne Schulsenatorin Frau Goetsch
von Schleswig-Holstein 17,5 Millionen € höhere
Ausgleichszahlungen gefordert und bereits in ihren
Haushalt eingeplant hatte, als ich sie dann mit dem
Kollegen Wersich, ihrem Nachfolger, Ende 2010
vereinbaren konnte. Für Schleswig-Holstein sind
wir auf eine sehr gute Weise mit den neuen Bestim-
mungen, die für Kinder aus Familien, die im Ham-
burger Rand umziehen, eine Sicherheit geschaffen
haben, die es früher nie gegeben hat, aus der Kurve
herausgekommen.

(Vereinzelter Beifall bei FDP und CDU -
Detlef Buder [SPD]: Sehr verhalten!)

Vorrangig Schulbesuch im eigenen Land. Dem
dient auch die Regelung, die der grüne Antrag nun
verändern möchte. Der Landtag hat diese Aus-
gleichsregelung, die nicht Teil des Gastschulab-
kommens ist - das möchte ich hier ausdrücklich
feststellen; Sie finden im Gastschulabkommen kei-
nen Satz dazu -, die Verpflichtung der Kommunen,
dem Land Schulträgerkosten zu erstatten, nach
Abschluss des Gastschulabkommens durch eine ei-
gene Gesetzgebung eingeführt. Vorher hatten die
Kommunen im Hamburger Randgebiet keine

Schulkostenbeiträge zu zahlen, wenn ihre Kinder in
Hamburg zur Schule gingen.

Eine Ausnahme: Für die Kinder aus Schleswig-
Holstein, die in Hamburg Schulen in freier Trä-
gerschaft besuchen, hatten die Gemeinden schon in
der Vergangenheit durch eine entsprechende Aus-
gleichsregelung, die in der rot-grünen Regierungs-
zeit vom Landtag beschlossen worden war, Aus-
gleichszahlungen an das Land zu entrichten. Das
heißt, das Land Schleswig-Holstein hatte an Ham-
burg im Rahmen des damaligen Gastschulabkom-
mens einen großen Geldbetrag zu überweisen, und
einen kleinen Anteil, nämlich den Schulträgerkos-
tenanteil, hatten die schleswig-holsteinischen
Wohnsitzgemeinden an das Land Schleswig-Hol-
stein anteilig zu entrichten. Das gab es für die
Schulen in freier Trägerschaft - wie gesagt - schon
immer. Diese Regelung ist durch Landtagsbe-
schluss Ende 2010 auf die Schülerinnen und Schü-
ler ausgeweitet worden, die aus Schleswig-Holstein
stammen und in Hamburg öffentliche Schulen be-
suchen. So viel zum Sachstand.

Für die Neuregelung sprechen gute Gründe. Den-
noch habe ich natürlich Verständnis dafür - ich ha-
be das bereits in der ersten Lesung ausgeführt -,
dass die betroffenen Kommunen nach einem Aus-
gleich für jene Hamburger Schülerinnen und Schü-
ler fragen, die sie in ihren Schulen, also in schles-
wig-holsteinischen Gemeinden, aufnehmen.
Schließlich verursachen auch diese Schüler Kosten.

Ich habe bereits im November erklärt, dass ich es
für sinnvoll halte, diese Problematik im Rahmen
der Haushaltsaufstellung und Haushaltsgesetzge-
bung für den Haushalt 2013/2014 zu lösen. Auf-
grund der jahrelangen Besserstellung der Kom-
munen im Hamburger Randgebiet beim Schulla-
stenausgleich sehe ich nicht, dass diese Lösung un-
zumutbar wäre. In der Vergangenheit haben die
Umlandgemeinden im Hamburger Rand sehr davon
profitiert, dass viele ihrer Kinder Hamburger
Schulen besucht haben, ohne dass die Gemeinden
irgendwelche Aufwendungen für Schulträgerausga-
ben hatten.

Noch eine Ergänzung zum Sachstand, weil das in
der Presseberichterstattung eine Rolle gespielt hat.
Aus manchen Artikeln kann man ja den Eindruck
gewinnen, als gäbe es nun eine allgemeine Rebelli-
on und Zahlungsverweigerung. Dem ist nicht so.
Bei 65 Zahlungsaufforderungen, die ergangen
sind, sind in 42 Fällen bereits die Zahlungen einge-
gangen, 23 Zahlungen sind offen, in mehreren Fäl-
len ist angekündigt worden, dass die Zahlung dem-
nächst erfolgen wird, in acht Fällen haben uns Ge-
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meinden mitgeteilt, sie wollten zunächst die Bera-
tungen im Landtag zu diesem Thema abwarten.

(Wortmeldung der Abgeordneten Ines Strehl-
au [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Momentan genehmige ich keine Zwischenfrage,
weil ich Ihnen das im Gesamtzusammenhang darle-
gen möchte. - Unter anderem liegt uns die Ankün-
digung der Gemeinde Barsbüttel vor, demnächst ih-
ren Kostenanteil von rund 200.000 € zu entrichten.
Das ist der größte Betrag, den eine Gemeinde zu
bezahlen hat. Aus Barsbüttel besuchen 200 Gymna-
siasten Gymnasien in Hamburg. Deshalb ist der
Anteil für diese Gemeinde besonders hoch.

Ich sage das auch im Hinblick darauf, dass wir
Barsbüttel als Beispiel für eine Gemeinde anführen
können, die von der früher nicht erfolgten Heran-
ziehung der Umlandgemeinden zu den Schulträger-
kosten sehr profitiert hat, über viele Jahre hinweg
keine Schulträgerkosten für eigene Schulange-
bote aufwenden musste, aber auch keine Schulkos-
tenbeiträge an Schulträger im Kreis Stormarn zu
bezahlen hatte. Das war eine sehr komfortable Si-
tuation für diese Gemeinde. Ich finde es nur ge-
recht, wenn sie nun zu den erhöhten Aufwendungen
beiträgt, die das Land Schleswig-Holstein im Rah-
men des Gastschulabkommens durch Ausgleichs-
zahlungen an Hamburg zu entrichten hat.

(Unruhe)

Die Bürger der Gemeinde Barsbüttel tragen mit ih-
rem Steueraufkommen hierzu bei - unter ihnen ein
prominenter Einwohner, nämlich der Studienrat
Martin Habersaat, MdL -, was ich für richtig und
gut halte und nur begrüßen kann.

(Beifall bei FDP, CDU und des Abgeordne-
ten Martin Habersaat [SPD])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Minister.

Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich der Kolle-
gin Ines Strehlau von der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN das Wort.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir brauchen einfach eine Aussage für die Kom-
munen, damit sie sich darauf einstellen können, was
sie finanziell erwartet. Dazu habe ich nichts gehört.

(Beifall der Abgeordneten Anke Erdmann
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Frau Franzen, Sie haben gesagt, es gebe Gespräche.
Gibt es die, oder gibt es die nicht? Kann es zum
Beispiel so eine Regelung geben, wie sie Henning
Höppner angesprochen hat? Kann es eine Verwal-
tungsvereinbarung geben, in der geregelt wird,
dass wir einfach die Kosten für die hamburgischen
Schülerinnen und Schüler von den anderen Kosten,
die sie zahlen müssen, abziehen? Da muss doch
jetzt irgendetwas in Gang gesetzt werden. Gibt es
dazu irgendeine Aussage der Landesregierung,
wann sie das tun will? Das brauchen wir unbedingt.

Noch zwei Sätze zu Ihnen, Frau Franzen. Ich habe
nicht gesagt, dass das Gastschulabkommen ein Feh-
ler war, sondern ich habe gesagt, es ist schlecht ver-
handelt worden.

(Zuruf der Abgeordneten Heike Franzen
[CDU])

- Ach so. Das ist insofern schon ein Unterschied.

Mich stört, dass immer wieder neue Ausreden dafür
gefunden werden, dass nichts passieren kann.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Erst hat der Bildungsminister gesagt: Ich habe ja
keine gesetzliche Grundlage, ich würde ja so gern,
aber es geht nicht. Jetzt sagt er: Die Kommunen ha-
ben solange davon profitiert, jetzt müssen sie auch
einmal darben. - Das ist kein lösungsorientiertes
Verhalten. Das erwarte ich aber von der Landesre-
gierung. Ich hoffe, dass sie das ernst nimmt, damit
eine Lösung für die Kommunen gefunden wird.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Ich sehe keine weite-
ren Wortmeldungen und schließe daher die Bera-
tung.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse zunächst
über den Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN in der Drucksache 17/2303 ab-
stimmen. Wer diesem Antrag zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die Stim-
men der Fraktionen von SSW und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. - Wer lehnt diesen Antrag ab?

(Zurufe)

- Vielen Dank, Frau Kollegin. Dem Antrag von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben die Fraktionen
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE
und SSW zugestimmt. Entschuldigung. Wer lehnt
diesen Antrag ab? - Das sind die Fraktionen von
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CDU und FDP. Wer enthält sich? - Das sind die
Mitglieder der SPD-Fraktion. Damit ist dieser An-
trag abgelehnt.

Der Ausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf
Drucksache 17/1964 abzulehnen. Wer so beschlie-
ßen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
sind die Stimmen der Fraktionen von CDU und
FDP. Wer ist gegen die Ausschussempfehlung? -
Das sind die Stimmen der Fraktionen von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und SSW.
Enthaltungen? - Das sind die Mitglieder der Frakti-

on der SPD. Damit ist die Ausschussempfehlung
mit Mehrheit angenommen.

Meine Damen und Herren, ich schließe für heute
die Beratungen und die Sitzung. Ich wünsche Ihnen
allen einen guten Abend. Wir sehen uns morgen
früh um 10 Uhr wieder.

Schluss: 18:03 Uhr

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 71. Sitzung - Mittwoch, 22. Februar 2012 6167

(Vizepräsidentin Marlies Fritzen)

Herausgegeben vom Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Landtags - Stenographischer Dienst und Ausschussdienst


